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Alle Rechte, auch das der Übersetzung in frem de Sprachen, behält sich der V erlag  vor 

D ruck der I .  B . Metzlerschen Buchdruckerci in S tu ltg a r t



Vorwort

Dieses Buch ist ein G ruß  an  die W irtschaftsführung des neuen 
Reiches. E s  grüßt die Bewegung, die sie tragen m uß, und ihren er­
folgreichen Führer, deffen Geist in  ihr lebendig ist. I n  und zwischen 
den Zeilen webt die Zuversicht, daß uns eine W irtschaft erstehen 
w ird, die bei aller notwendigen M annigfaltigkeit vollkommene E in ­
heit ist, wie u n s  ein vollkommen einheitliches Reich erstanden ist, das 
allen seinen S täm m en  R aum  gibt.

D ie vorliegende Darstellung behandelt neben anderen sehr leichte 
und sehr schwierige Fragen. S ie  reiht schwierige Untersuchungen an 
B insenw ahrheiten, von denen gleich am A nfang eine steht, und um ­
gekehrt. E s  geschieht zum Zweck der Aufdeckung der Zusammen­
hänge. Diese verknüpfen alles zur E inheit, in  der auch die einzelne 
B insenw ahrheit nicht fehlen darf, w enn sie geeignet ist, an der einen 
oder anderen wichtigen S telle mehr Licht verbreiten zu helfen. 
Außerdem ergibt sich auf diese Weise eine W irkung/ die einem wei­
teren Kreise das Lesen erleichtert.

D am it ist schon ausgesprochen, daß sich diese Schrift nicht n u r an  
den Wiffenschafter wendet, sondern an  den Politiker, an  den W ir t­
schafter, an  jederm ann, der wirtschaftlichen Zusammenhängen ein 
tieferes Interesse entgegenbringt.

M öge das Buch seine Aufgabe erfüllen.

T e i c h m a n n b a u d e ,  im Septem ber 1933
(Riesengebirge)

Ni ckl i sch
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Einleitung
D ie Zusammenhänge der W irtschaft sind sicher selten so vielfach 

durchdacht worden, a ls  es in  unserer Zeit geschieht. D a s  ist einm al 
eine Folge des Druckes der Aufgaben, die vielen für den W iederauf­
bau unseres wirtschaftlichen Lebens gestellt sind. E s hängt aber auch 
m it der S te llung  zusammen, die jeder Einzelne a ls  W irtschaftender 
einn im m t: er sucht die Verhältnisse, Ln denen er sieht, fü r sich selbst 
zu klären, um  seinen W eg zu finden.

Danach scheint wenig B edarf an  einer Schrift wie der folgenden 
zu sein. Und es w äre m üßig, sie zu schreiben, w enn nicht andere 
G ründe dafür sprächen, die zureichen. D ie aber gibt es. Vor allem 
scheint m ir fü r jeden, der sich m it den wirtschaftlichen Zusammen­
hängen an  dieser oder jener S telle beschäftigt, eine einheitliche Ge­
samtschau nötig zu sein, dam it er den Weg finde, der ihn m it allen 
seinen Weggenossen wieder in  die organische B indung  zurücksührt, 
ohne die es nicht geht. Wege, die eine andere Richtung einschlagen, 
enden in  der Wüste, in  dem Bereich ohne B ro t und ohne H offnung 
auf B ro t.

M eine A usführungen sind der Versuch einer Gesamtschau dieser 
A rt. E s  ist dabei davon ausgegangen, daß eine solche Darstellung in 
den Einzelheiten nicht vollständig zu sein braucht. N otw endig ist 
freilich, daß diese sich von ihr a u s , auch aus lange Sicht, lückenlos 
erreichen und meistern lassen.

Von der Form  eines politischen P rog ram m s unterscheidet sich 
d as Folgende dadurch, daß keine Forderungen ausgestellt, sondern 
Untersuchungen angestellt werden. D a s  E rgebnis ist aber geeignet,
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politische Forderungen und H andlungen zu bekräftigen. E s  sind alle 
die, die auf die B egründung einer echten Volksgemeinschaft gerichtet 
sind. I n  einer solchen allein liegen auch die W urzeln zu einer dauer­
haften Gesundung der W irtschaft. Gerade dies ergibt sich zwingend 
a u s  der A rt der wirtschaftlichen Zusammenhänge selbst und au s  der 
E inheit, die sie bilden. D a rin  wieder liegt der G rund für die sieg­
haften Möglichkeiten, die fü r den deutschen S o z ia lism u s, die na tio ­
nalsozialistische Bew egung, gegeben sind. Und es geht darum , diese 
in  die Wirklichkeit und dam it in  den endgültigen S ieg  umzusetzen, 
w as  die Aufgabe der Regierung ist.

D a s  Erstaunliche in  dem V erhältn is zwischen den Erfordernissen 
der W irtschaft und den Forderungen der nationalsozialistischen P o ­
litik liegt darin , daß diese letzte ihre Aufgaben viel genauer in  der 
Richtung des A blaufs der wirtschaftlichen Zusammenhänge selber 
sieht a ls  jede andere A rt von Politik , die in  unserem oder in  einem 
anderen geographischen Bereich vorher gemacht worden ist. E rstaun­
lich ist das, weil die geistigen G rundlagen des N ationalsozia lism us 
in  viel ausgeprägterem  und strengerem S in n e  weltanschaulich sind 
a ls  das geistige G u t, das diese oder jene P olitik  möglich gemacht hat. 
D a s  g ilt ebensowohl im Vergleich m it der politischen A rbeit der 
Sozialdem okratie wie des Z entrum s, wie des K om m unism us.

Nach gewöhnlicher Denkweise, die sich übrigens gerade auch in  
manchen nationalsozialistischen Äußerungen geltend macht, ist es ein 
Gegensatz, weltanschaulich und sachlich gerichtet zu sein. E s liegt 
deshalb nahe, anzunehmen, daß die herrschende P a rte i ihren W illen 
auch gegen den sachlichen Zusam m enhang durchzusetzen versuchen 
könnte. A us diesem G runde ist das Erstaunliche die sachliche Rich­
tung  der nationalsozialistischen Politik , die auch un ter dem Über­
schwang der Ideen  und mancher tastenden Fehlgriffe in  Einzelheiten 
ganz deutlich erkennbar bleibt. Diese Erscheinung kann n u r erklärt 
werden, w enn angenommen werden darf, daß die nationalsoziali­
stische W eltanschauung den gegenwärtigen sachlichen Zusammen-



hängen näherfteht a ls  andere. D ie folgenden Untersuchungen können 
eine Bestätigung dafür liefern.

Um dem Leser eine möglichst unbelastete geistige Einstellung für 
die V erarbeitung dieser Veröffentlichung zu ermöglichen, füge ich 
noch hinzu, daß die vorgctragenen Gedankengänge nicht erst P rodukt 
dieser Tage sind, wie sich jeder durch das S tu d iu m  meiner Schriften 
überzeugen kann.



Die Wirtschaft ist arbeitsteilig

DerSatz derüberschrift sagt eineBinsenwahrheit. Und doch enthält 
er Dinge, die im Drange der täglichen Arbeit immer wieder vergessen 
werden. Dafür ein Beispiel: die Fragen der Siedlung. Welcher 
Politiker oder Wirtschafter oder unmittelbar Beteiligter, der mit 
ihnen zu tun hat, denkt daran, daß es sich dabei auch um einen Vor­
gang handelt, durch den die Arbeitsteiligkeit der Wirtschaft bekämpft 
w ird : nicht erst an der Auswirkung, sondern schon an der Wurzel? 
Ganz deutlich niemand. So bleibt es in der Regel auch ziemlich un­
deutlich, daß die Wirkung des Siedelns selbst sich aus einer Ein­
schränkung der arbeitsteiligen Wirtschaft erklärt. Der Zusammen­
hang verläuft so, daß durch die Siedlungsarbeit die Zahl der Selbst­
versorger verwehrt wird. Wirtschafter dieser Art leben aber unmit­
telbar von dem Ergebnis der eigenen Arbeit. Sie tun es wenigstens 
zu einem Teil und sind insoweit davon unabhängig, aus der arbeits­
teiligen Wirtschaft ein Einkommen zu erlangen, um mit seiner Hilfe 
aus dem Gesamtprodukt aller erst zu beschaffen, was sie brauchen. 
Das gibt ihnen mehr Widerstandskraft gegen Wirtschaftskrisen. 
Diese wirkt sich auch für die Gesamtwirtschaft günstig aus, wenn sie 
Krisen zu überstehen hat. Das ist allgemein bekannt, jedem geläufig.

Freilich, die Einschränkung der Arbeitsteiligkeit wirkt gegen diese 
selbst nicht entscheidend. Sie bleibt in ihrem wesentlichen Bestände 
unversehrt. Denn die Zahl der möglichen Siedlungsstellen, verglichen 
mit der Gesamtzahl der Wirtschaftsftellen, reicht zu einem stärkeren 
Einfluß nicht aus. Außerdem reicht, wie schon einmal erwähnt, beim



Sied ler das M aß  der Selbstversorgung nicht so weit, daß keine E in ­
käufe aus der arbeitsteiligen W irtschaft mehr nötig  w ären.

D a s  spricht nicht gegen den Siedlungsgedanken, fü r den ja  auch 
noch gewichtige andere Gründe in s  Feld geführt werden können und 
werden. Aber es läß t sich erkennen, daß die Arbeitsteiligkeit eine 
Erscheinung ist, die nicht ausgerottet werden kann. I m  S in n e  welcher 
W eltanschauung auch gewirtschaftet werden möge, bei der Bevölke­
rungsm enge, die die Erde träg t und die die einzelnen nationalen  
Gesamtwirtschaften um spannen, w ird es nicht anders a ls  arbeits­
teilig  sein können. Allein auf diese Weise können so viele Menschen 
an  Einzelwirtschaften beteiligt sein, durch die sie leben können, und 
allein auf diese Weise kann die Produktiv ität der Arbeit soweit ge­
steigert werden, daß jeder einzelne B eteiligte d araus seinen Bedarf 
decken und seine Bedürfnisse befriedigen kann. Treten dabei auch 
unangenehme Erscheinungen auf, so ist dem Menschen die Aufgabe 
gestellt, sie zu meistern, obwohl die A rbeitsteiligkeit besteht. D a  diese 
im  wesentlichen nicht bcseitigt werden kann, m uß sie veredelt werden. 
E s  lohnt sich deshalb, das Problem  noch einm al b is  zu Ende durch­
zudenken.

W as der A rbeitsteiligkeit der W irtschaft eigen ist, erkennt m an 
am  besten durch die Gegenüberstellung einer geschlossenen H a u sw ir t­
schaft und einer selbständigen arbeitsteiligen W irtschaft. B ei der 
einen wie bei der anderen ist dabei zunächst an  eine Einzelwirtschaft 
gedacht. N u r eben ist bei der ersten vorausgesetzt, daß sie alles, w as 
sie braucht, selbst hervorbringt, während die zweite ihren B edarf 
m ittel- oder unm itte lbar bei anderen deckt, die für sie arbeiten.

Zunächst ist fü r den Vergleich aber eine Vorbereitung nötig.
D er Mensch, der durch die W irtschaft lebt, hat Bedürfnisse: 

eine große Anzahl. S ie  treten aber n u r in  Ausnahm efällen einzeln 
und isoliert auf, sind in  der Regel vielmehr m iteinander verbunden. 
D ie V erbindung ist derart, daß sich im menschlichen B ew ußtsein eine 
A usw ahl vollzieht, welche von den Bedürfnissen befriedigt werden 
und welche nicht. D i e  le t z t e  u n d  h ö c h s t e E n t s c h e i d u n g  i n



d i e s e m  P r o z e ß  m u ß ,  w e n n  d e r  M e n s c h  M e n s c h  s e i n  
w i l l ,  v o n  s e i n e m  G e w i s s e n  a u s g e h e  rn D a s  E rgebnis 
der Befriedigung der Bedürfniffe ist gleichzeitig ein Ausdruck der 
Persönlichkeit, um  die es sich im einzelnen F all handelt. Schon dar­
au s ist zu erkennen, daß die Vedürsnisie, die auftreten, insbesondere 
diejenigen, die befriedigt werden, fü r jeden Zeitpunkt jedes mensch­
lichen Lebens eine E inheit bilden, die m an ein Gesamt nennen kann.

Noch deutlicher w ird das, w enn die Vedürsnisie, die auftreten, 
nach ihrer B edeutung unterschieden werden. D an n  kann beobachtet 
werden, in  welchem verschiedenen A usm aße sie un ter gegebenen 
Lebensverhältnisien das B ew ußtsein  des Bedürfenden in  Anspruch 
nehmen. D ie einen müsien unbedingt befriedigt werden. B ei anderen 
gibt es diese strenge Notwendigkeit nicht, wenngleich ihre Befriedi­
gung wichtig, vielleicht sogar sehr wichtig ist. W ieder andere 
dürfen a ls  n u r zusätzliche Bedürfnisse bezeichnet werden. Diese Un­
terscheidung ist besonders wichtig, w enn m an sich eine Vorstellung 
davon machen w ill, wie es auf die A usw ahl der zu befriedigenden 
Bedürfnisse wirkt, wenn die Möglichkeiten derBefriedigung schrump­
fen. D a s  kann z. B . durch Naturereignisse oder durch auferlegte T r i­
bute geschehen, die die K räfte des Menschen so in  Anspruch nehmen, 
daß kaum genügend übrigbleibt, um  den dürftigsten Lebensunter­
h a lt zu beschaffen. D er Prozeß der A usw ahl im Menschen läß t dann 
n u r  die notw endig zu befriedigenden Bedürfnisse übrig. Alle anderen 
werden unterdrückt. I n  diesem S in n e  schrumpft das B edürfn is­
gesamt ein. Dabei hat sich der R an g  der Gliedschaft geäußert, den 
das einzelne B edürfn is h a tte : das m it der geringsten Bedeutung ist 
zuerst ausgeschieden, danach stufenweise die bedeutenderen, b is  n u r 
die bedeutendsten übrigblieben. Dieser verschiedene R ang  der G lied­
schaft bestätigt die im einzelnen menschlichen B ew ußtsein lebendigen 
Bedürfnisse a ls  Gesamte. D a s  ist bei jedem Menschen so, auch bei 
Selbstversorgern.

A us dem B edürfnisgesam t ergibt sich für jederm ann sein B edarfs­
gesamt. E s  ist immer die Vorstellung von einer M enge von G ütern ,



die nach A rt und Güte geeignet sind, die Bedürfnisse, die er hat, zu 
befriedigen. D a s  M aß  des B edarfs w ird entweder mehr ideal be­
stimmt. D ann  gehören bei dem einzelnen Menschen die G üter dazu, 
die alle den Bedürfnissen entsprechen, die der Vorgang der A usw ahl 
in  ihm ohne Rücksicht au f mangelnde Befriedigungsmöglichkeiten 
bestehen läß t. Oder die Bestimmung ist durch und durch real. I n  
diesem Fall können n u r G üter dazu gehören, die auch geleistet w er­
den und beschafft werden können. D er B edarf in  diesem S in n e  ergibt 
sich fü r jedermann au s  seinem B edürfnisgesam t, indem er den G rad 
seiner Fähigkeit, die fü r die B efriedigung geeigneten G üter zu er­
langen, und die Möglichkeiten dazu berücksichtigt. D ie Berücksichti­
gung erfolgt in  der Weise, daß die Vorstellung von der eigenen Lei­
stungsfähigkeit und von der Möglichkeit zu leisten in  dem V organg 
der A usw ahl der zu befriedigenden Bedürfnisse m itw irkt. E s  sind 
bloße Vorstellungen, die hier auftreten. Ob sie der Wirklichkeit ent­
sprechen, bleibt noch immer offen. D a s  kennzeichnet auch den real 
bestimmten B edarf a ls  eine S o llg rö ß e : a ls  ein Verlangen nach W ert, 
von dem ungew iß ist, ob es erfüllt werden kann. Noch näher an die 
Wirklichkeit der E rfüllung kann das, w as B edarf heißt, aber nicht 
gebracht werden, w eil es dann aufhören w ürde, ein Verlangen zu 
sein und schon Erfüllung oder Verzicht m angels E rfüllung sein 
m üßte. Diese beiden möglichen Fälle können aber n u r durch ein I s t  
ausgedrückt werden. E s registriert bereits Geschehenes.

W ie die Bedürfnisse gibt es auch den B edarf an  G ütern  nicht ein­
zeln und isoliert, sondern bei jederm ann n u r gebunden, n u r in  Ge­
samten. Und w enn die W irtschaftslage sich ändert, schrumpft das 
B edarfsgesam t der einzelnen W irtschaftenden oder es weitet sich 
a u s , entsprechend diesen Vorgängen beim B edürsnisgesam t.

Danach ist der real bestimmte B edarf von dem Grade der Lei­
stungsfähigkeit und -Möglichkeit des Einzelnen abhängig. N im m t sie 
ab , verringert er sich durch weiteres A usfällen von Bedürfnissen, 
deren Befriedigung von vornherein unmöglich scheint. D a s  kann sich 
sortsetzen, b is die letzten Bedürfnisse, die, die nicht unbefriedigt



bleiben können, das ganze B ew ußtsein erfüllen und es schließlich 
sprengen. D ie Folgen brauchen nicht noch im einzelnen geschildert 
zu werden.

Die Beeinfluffung des M aßes an  realem B edarf durch die Lei­
stungsfähigkeit und -Möglichkeit ist aber nicht die einzige Beziehung, 
die zwischen beiden besteht. Von der Zusammensetzung des B edarfs 
her, die sich m it der V eränderung seines Um fangs ändert, erfolgt eine 
Rückwirkung auf die Zwecke, fü r die die Kräfte eingesetzt werden. 
D a s  Leiftungsgesamt m uß in  seiner Zusammensetzung immer dem in  
seiner Zeit bestehenden B edarfsgesam t entsprechen, w enn die B efrie­
digung wenigstens in der Beschränkung, die sich au s der beschränkten 
Leistungsfähigkeit ergibt, vor sich gehen soll. Jederm ann m uß, w enn 
seine Kräfte, z. B . von Naturereignissen, die sein Leben bedrohen, in 
Anspruch genommen werden, den Rest seiner Leistungsmöglichkeit 
n u n  anders verteilen, a ls  er es vorher gewöhnt w a r: die Erzeugung 
mancher W erte m uß ausfallen und die Zusammensetzung des Lci- 
ftungsgesam ts sich entsprechend ändern.

Zwischen B edürfn is und Leistung des B efriedigungsw erts spielen 
sich in  dem Rahm en, den B edürfn is-, B edarfs- und Leiftungsgesamt 
in  ihrem V erhältn is zueinander bilden, die Vorgänge der G üter- und 
Kräftewirtschaft ab.

S ie  bestehen darin , daß in  der Form  von G ütern  B efriedigungs­
w ert hervorgebracht und zur Befriedigung der Bedürfnisse benützt 
w ird , durch die wieder K räfte erzeugt und erhalten werden, die auch 
in  der W irtschaft zu neuen Leistungen befähigen. Jeder B efriedi­
gungsw ert bestimmt sich a ls  S um m e der Zwischenwerte, die haben 
zusammengebracht werden müssen, dam it er entstehe. D ie Nutzung 
von K apital in  irgendwelcher Form , die Abnützung von Gebäuden, 
Maschinen und G eräten, die benützten H ilfsftoffe und der verar­
beitete Rohstoff sind solche W erte. D azu die Leiftnngswerte, soweit 
sie in  den aufgezählten noch nicht enthalten sind. I n  der Regel sind 
W erte jeder dieser G ruppen in  die B efriedigungsw erte hineinge­
geben. N ur der Rohstoff macht eine Ausnahm e. D enn es gibt sehr



zahlreiche B efriedigungsw erte, in  denen keiner verarbeitet ist. D a s  
trifft immer dann zu, w enn Leiftungswerte in  Frage ftehen, die 
entstanden sind, ohne Sachgütern zuzuwachsen. S ie  müsten ohne eine 
solche V erm ittlung verwendet werden. I n  den Bisten, die w ir zu u n s  
nehmen, um  unfern Hunger zu stillen, verspeisen w ir Sachgüterwert. 
Außerdem aber K apitalnutzung, abgenützte Häuser-, Maschinen- 
und Gerätewerte, auch einen T eil des W erts  der G abel, die w ir ge­
rade in der H and haben, und W ert von Hilssstoffen, die zur H er­
stellung der Gebäude, Maschinen und Geräte, um  deren Abnützung 
es sich handelt, verwendet worden sind, sowie H ilfsftosswerte, die 
bei der Verarbeitung des Sachw erts und der Zubereitung der S p e i­
sen Verwendung gefunden haben. D ie Leistung des B arb ie rs enthält 
dagegen keinen Sachwert, w ohl aber K apitalnutzung, Abnützungs­
werte von Gebäuden, Maschinen und G eräten ; auch ein Teil des 
Rasiermesserwerts ist in ihr enthalten. D er Schaum hat nichts m it 
einem Rohstoff, sondern n u r m it Hilssstoffen zu tun .

W enn in  dem einen oder ändern Falle von Gebäude-, Maschinen- 
und Geräteabnützung die Rede w ar, ist nicht n u r die Küche oder der 
B arbierladen a ls  Bestandteil des gesamten H auses, nicht nu r der 
Bestand an Küchenmaschinen und die Haarschneidemaschine des B a r ­
biers und nicht nu r das Kücherr- und Eßgerät des H auses sowie das 
Handwerkszeug des B arb ie rs  gemeint. Vielmehr kommt auch all der 
Häuser-, Maschinen- und G erätew ert in  Betracht, der abgenützt 
worden ist, um  die Küche und den Laden und die in  ihnen enthaltenen 
Maschinen und Geräte herzuftellen. D ie Form ulierung um faßt so­
gar weiter Häuser-, Maschinen- und Gerätewerte au s  der Abnützung 
bei der Herstellung der Häuser, Maschinen und Geräte, die nötig 
w aren, um  die H äuser, Maschinen und Geräte hervorzubringen, die 
zur Herstellung von Küchen, Läden, Maschinen und G eräten fü r den 
H au sh a lt und für den B arb ier nötig  w aren. D a s  geht b is zu den 
Anteilen an  den A bnützungswerten aller A rt au s  der Förderung des 
R ohm ateria ls , der R oh- oder Hilfsftosse für die A usrüstung des 
H a u sh a lts  wie des B arb ie rs m it R aum , Maschinen und G eräten



sowie fü r die Durchführung der Vorgänge der Speisung  oder der 
Verschönerung von Menschen. H inzu kommt in  jedem Falle noch der 
A nteil an  der K apitalnutzung auf den verschiedenen S tu fen .

B ei allen diesen Vorgängen durch alle S tu fen  hindurch, kommt es 
immer darauf an , daß das Geleistete dem B edarf entspricht. T rifft 
das nicht zu, ist es w ertlos. D enn W ert ergibt sich immer n u r a ls  
E rfüllung des V erlangens, d as  im  B edarf lebendig ist. W ertlose 
Leistungen aber bedeuten eine P reisgabe von Möglichkeiten, die m it 
der vorhandenen Leistungsfähigkeit fü r die Bedarfsdeckung an  sich 
gegeben w aren.

Nach dieser Vorbereitung n u n  zu unserem Vergleich.
B ei der Betrachtung der geschloffenen H ausw irtschaft sei zunächst 

angenommen, daß es sich um  eine Ein-Mensch-W irtschaft handle. 
I n  dem B ew ußtsein dieses einen Menschen treten die Bedürfnisse 
a ls  Gesamt auf. D er B edarf macht sich in  ihm in  dem gleichen S in n e  
geltend. I n  den V organg der A usw ahl der zu befriedigenden B e­
dürfnisse greift bei ihm die Vorstellung von seiner Fähigkeit, B efrie­
digungsw erte zu beschaffen, ebenfalls in  der Weise ein, die oben be­
schrieben ist. D ie Zusammensetzung dessen, w as er fü r sich leistet, 
wechselt wie die Zusammensetzung seines B edarfs je nach dem Um­
fange, fü r den seine Leistungsfähigkeit und -Möglichkeit R aum  gibt. 
D ie Zwischenwerte, a u s  denen Geist und H and unseres Selbstver­
sorgers B efriedigungsw erte schaffen, gleichen in der A rt denen, die 
oben aufgezählt sind. Außer eigenen mannigfachen direkten Leistun­
gen sind es K apitalnutzung, abgenützte W erte aller A rt sowie H ilfs- 
und Rohstoffwerte. D a  nach unserer Annahme der Selbstversorger 
absolut ist, vereinfacht sich das B ild  allerdings wesentlich. D ie Ab­
nützungsw erte sind hier durchweg eigener Leistungswert, w enn auch 
solcher, der schon früher bei der Herstellung der Gebrauchsgegenstände 
hervorgebracht ist. Auch H ilss- und Rohstoffe finden sich in  der W irt­
schaft unseres Beispiels selbst. Alles, w as an  ihnen b is zur eigent­
lichen Verwendung geschehen ist, kann auch n u r durch eigene Leistung 
zuftandegekommen sein. Von K apitalnutzung kann hier wie bei ar-



beitsteiligen selbständigen Betrieben gesprochen werden, w enn der 
Einzelwirtschafter das Vermögen, das ihm erlaubt, sich vollkommen 
selbst zu versorgen, von D ritten  erworben hat. D ie Voraussetzung 
dazu ist, daß er Glied einer Gesamtwirtschaft ist, in der er sich w irt­
schaftlich hat unabhängig machen können. N im m t m an im Gegen­
satz dazu an, daß die N a tu r ihm B oden und M ateria lien  fü r 
H ilfs - und Rohstoffe aller A rt frei gibt, kann es für ihn keine Ka­
pitalnutzung in  diesem S in n e  geben. D ie B efriedigungsw erte, 
die Zustandekommen, erwachsen dann unter freier Verwendung 
dessen, w as die N atu r bietet, au s  früheren vorbereitenden und spä­
teren fertigftellenden eigenen Leistungen. D aß  er alle diese W erte 
in  bereitgestellten N ahrungsm itte ln  m it verzehrt, w enn er seine 
M ahlzeiten n im m t, tr iff t auch auf ihn z u : auch er verspeist allm äh­
lich in  der Form  von Abnützungsquoten ihres W erts die eigenen 
Eßgeräte m it, die er auf dem Tische benützt oder die seine H and führt. 
D aß  es sich in  dem Beispiel um  eigene Leistungswerte handelt, 
ändert an  diesen Vorgängen nichts.

W enn die Selbstversorgerwirtschaft eine G ruppe von Menschen 
um faßt, sind die G rundlagen dieselben. N u r sind sie fü r eine M ehr­
heit gegeben. Aber alle sind Glieder derselben W irtschaftseinheit. 
Ih re  Bedürfnisse beeinflussen denselben W illen und ihre Leistungs­
fähigkeit w ird von demselben W ollen geleitet und wirkt sich deshalb 
Ln V erbindung m it den Bedürfnissen einheitlich aus. Aber das lei­
tende und regelnde B ew ußtsein ist nicht die Gesamtheit der be­
teiligten Bew ußtseine, sondern eines der Einzelbewußtseine, das 
die Funktion der Leitung und Regelung ausüb t. E s  ist aber unter­
stützt und ergänzt durch die anderen. S o  bleibt es imm erhin fraglich, 
ob das Dedarfsgesam t aller vollkommen zutreffend eingeschätzt und 
die Leistungsfähigkeit auf die verschiedenen Zwecke richtig verteilt 
w ird . Entsprechend der zusammenfassenden Einschätzung des B e­
darfs  der mehreren ist hier laufend wie periodisch auch eine Vertei­
lung des Geleisteten unter die B eteiligten nötig , und es w ird sich erst 
danach zeigen, ob alles W ert ist, w as geleistet worden ist.



I m  übrigen sind weder am  R ahm en noch an  den Vorgängen der 
W irtschaft Abweichungen von denen beim einzelnen Selbstversorger 
seftzustellen.

Selbständige Wirtschaftende, die durch Arbeitsteiligkeit m itein­
ander verbunden sind, leben nicht in  einer einzigen W irtschaftsein­
heit zusammen, sondern sind über eine große Zahl solcher verteilt, die 
te ils  H aushalte  ^  te ils  werterzeugende Betriebe sind. E s  ist kein 
Zweisel, daß die letzten au s  den ersten abgeleitet sind. S ie  bilden 
G ruppen in  der H orizontalen wie die Geschäftszweige und in  der 
Vertikalen wie die einzelnen S tu fen  der Erzeugung von B efriedi­
gungsw erten von der Förderung der U rm aterialien über die Erzeu­
gung von Gebrauchsgütern, Bauwerken, Maschinen und Geräten fü r 
alle Produktionsstufen b is  zu den letzten Leistungen, die noch nötig  
sind, um  die N ah ru n g s-u n d  G enußm ittel, die Gebrauchsgüter und 
die Dienste für den H au sh a lt bereitzustellen. E s  entspricht genau 
dem, w as oben in  der Vorbereitung für den Vergleich der Selbstver­
sorgerwirtschaft und der arbeitsteiligen bereits auseinandergesetzt 
ist. D ie allerletzten Leistungen müssen freilich in  den H aushalten  
selber geleistet werden. D a s  gilt selbst fü r den Hotelgast, der den 
W ert seiner H andhabung der Eßgeräte m it verspeist.

D ie Zwischenwerte in  der arbeitsteiligen W irtschaft selbständiger 
E inheiten sind dieselben w ie bei Selbstversorgern: Abnützungs­
werte, H ilfs- und Rohstoffe sowie Leistungswerte, die weder in  den 
einen, noch in  den anderen schon m it enthalten sind. Aber fü r die ein­
zelne W irtschaftseinheit tr iff t die Feststellung bei den Selbstversor­
gerwirtschaften nicht mehr zu, daß schließlich alle W erte, au s  denen 
die eigentlichen B efriedigungsw erte gebildet werden, eigener Lei­
stungsw ert seien. D a s  g ilt vielmehr immer n u r noch für einen T eil 
von ihnen und in  der Regel nicht einm al für alle Leiftungswerte, die 
unm itte lbar für den Teil der Erzeugung, der sich in  der einzelnen 
W irtschaftseinheit vollzieht, nötig  sind, weil außerhalb stehende Lei-

* Über das, w as alles ;u einem Haushalt zu rechnen ist, s. S .  4 5 .



ftende hinzugezogen werden. Ferner gibt es fremde Leistungen in  der 
Form  der Abnützungswerte der verschiedenen einander folgenden 
Erzeugungsftufen, die an dem Entstehen des Befriedigungswerts 
nacheinander bis zum E in tr i t t  bei u n s  oder an der Herstellung 
unserer Ausrüstung oder der Ausrüstung unserer Lieferanten betei­
ligt waren.

I n  den Roh- und Hilfsftoffen, die bezogen werden, sind fremde 
Leistungen auch außer den Abnützungsanteilen der verschiedensten 
Herkunft enthalten.

D a s  Problem der Kapitalnutzung ist in dem Bereich der Arbeits- 
teiligkeit selbständiger Wirtschaftseinheiten auf eine feste neue B a ­
sis gestellt. Kapital muß in ihm regelmäßig von Außerhalbstehenden 
besorgt werden, und es geht nicht mehr an, von einer Einreihung 
feiner Nutzung unter die Zwischenwerte Abstand zu nehmen. Der 
Leser wird noch sehen, daß es auch deshalb unmöglich ist, weil sich in 
der arbeitsteiligen Wirtschaft selbständiger Betriebe eine bestimmte 
Kapitalmenge laufend von selbst ergibt, deren Verteilung auf die 
Stellen, wo die Verwendung am wirksamsten ist, ohne Beachtung des 
W erts  der Nutzung nicht ausreichend wirksam erfolgen kann.

D a s  alles bedeutet aber nicht, daß arbeitsteilige selbständige W ir t ­
schaftseinheiten andere Grundlagen hätten a ls  die Selbstversorger. 
Vielmehr haben auch sie mit Vedürfniffen zu tun , die zu befriedigen 
sind. Auch bei ihnen bilden diese für jeden Einzelnen ein Gesamt und 
die mehrerer oder aller eine Sum m e von Gesamten, die wieder ein 
Gesamt bedeutet. Dasselbe gilt von dem Bedarf jedes einzelnen wie 
von dem mehrerer oder aller. Die Ausfällung der nicht zu befriedi­
genden Bedürfnisse zur Abgrenzung des realen B edarfs  erfolgt auch 
hier unter dem Einflüsse der Vorstellung von der Leistungsfähigkeit 
der Wirtschaftenden und ihrer Auswirkung unter den gegebenen 
Verhältnissen. Die Leistung steht freilich nicht mehr wie in den beiden 
anderen Fällen unmittelbar selbst vor un s ,  sondern nur  a ls  Kraft zu 
kaufen: a ls  Kaufkraft den Befriedigungswerten gegenüber, die zu 
beschaffen sind. D a s  Geld, das  dazu nötig ist, muß aber a ls  Gegen-



w ert für die arbeitsteilige Leistung des Einzelnen au s  der Gesamt­
leistung aller so Arbeitenden abgeleitet werden. E s  ist deshalb noch 
immer der gleiche Zusam m enhang wie beim Selbstversorger: n u r 
steht an  S telle der Leistung ihr Gegenwert in Geld, an  Stelle der Lei­
stungsfähigkeit die Fähigkeit, Kaufkraft zu erwerben, und an  S telle 
der Leistungsmöglichkeit die Kaufkraft, die unter gegebenen V erhält­
nissen möglich erscheint. Dieses Auseinandergezogensein der Zusam ­
menhänge läß t es zu, daß Menschen Kaufkraft erhalten, ohne zu 
leisten, obwohl sie leisten könnten und im Zuge der W irtschaft auch 
leisten m üßten. D ies ist nicht mehr bloß dadurch möglich, daß der 
Einzelne sich bei der Arbeit schont oder daß er sich von ihr drückt, 
sondern auch durch Übergang von Geldw ert aus ihn, ohne daß er 
überhaupt etw as leistete.

I m  Zusammenhänge m it der M ittelbarkeit des Verhältnisses der 
Leistungsfähigkeit und -Möglichkeit zu dem B edarf ist daran  zu er­
innern , daß hier jeder selbständig W irtschaftende, obwohl er in  
A rbeitsteiligkeit steht, fü r sich entscheidet. E s  ist kein einzelnes B e­
w ußtsein da, das fü r alle steht und, ergänzt und unterstützt durch die 
W ahrnehm ungen der anderen, die Leitung und die Regelung der 
W irtschaftsverhältnisse leistet.

Aber das Geleistete hat auch hier n u r dann W ert, w enn es einem 
B edarf entspricht. E s  m uß nach W erten insgesam t auch hier so ge­
gliedert sein, daß es jew eils m it der Zusammensetzung des gleich­
zeitigen B edarssgesam ts übereinstimmt. Sonst ist auch hier U nw ert 
geleistet und insow eit Leistungsfähigkeit vertan.

D er Vergleich der Selbstversorgerwirtschaft m it der arbeitsteiligen 
ergibt vor allem aber das Folgende: B ei dem E in-M ann-V ersorger 
finden sich B edürfnisgesam t, Vorstellung von der Leistungsfähigkeit 
und -Möglichkeit und B edarfsgesam t in  demselben Bew ußtsein. D ie 
Bedürfnisse, die auftreten , und die Fähigkeit zu leisten sind die 
eigenen. D ie M otive zur Schrum pfung oder A usw eitung des B e­
d arfs  und die Entscheidungen darüber stehen unm itte lbar in  B e­
ziehung zueinander. I n  gleich enger Verbindung stehen die Entschei-



düngen darüber, fü r welche W erte die Leistungsfähigkeit einzusetzen 
ist, und über die Zusammensetzung des Leistungsgesamts. D ie Rege­
lung aller dieser Verhältniffe vollzieht sich durch das gleiche B ew uß t­
sein in  den Schranken der W irtschaft des einen M an n es, von der die 
Rede ist.

B ei dieser Abstimmung können natürlich doch Schwierigkeiten 
auftreten. E s  ist möglich, daß Naturereignisse eintreten, die nicht 
vorhergesehen wurden und daß infolgedessen Arbeiten im  Stich ge­
lassen werden müssen, die sonst hätten zu Ende geführt werden 
können. D a s  Schwierige ist nicht der Verzicht auf die Befriedigung 
der entsprechenden Bedürfnisse, der sich in  dem einen B ew ußtsein, 
in  dem alles vor sich geht, leicht —  w enn auch vielleicht un ter b it­
teren Em pfindungen —  vollziehen w ird , sondern daß ein T eil des 
bisherigen Einsatzes der Kräfte ohne befriedigendes E rgebnis bleibt 
und daß das bisher Geleistete selbst im  Laufe der Zeit wieder ver­
fallen und völlig w ertlos werden kann. D a s  wirkt, a ls  w enn in einer 
Zeit der N ot nutzlos Kräfte vertan worden w ären. Andererseits kann 
die Leistungsfähigkeit auch den B edarf, sogar den ideal bestimmten, 
übersteigen. D ann  bleibt ein T eil unausgenützt, b is  neue B edürf­
nisse sich entwickeln, deren B efriedigung möglich ist.

B ei der m ehrgliedrigen Selbstversorgerwirtschaft liegen die Ver­
hältnisse insofern etw as schwieriger, a ls  alles, der Rahm en wie 
die Vorgänge der W irtschaft, sich über mehrere Bew ußtseine ver­
teilen. Aber die Abstimmung vollzieht sich wieder durch ein einziges 
B ew ußtsein, das für alle anderen steht und alles, w as in  diesen sich 
äußert, n u r a ls  M a te ria l benützt.

E s  können sich hier die gleichen Schwierigkeiten w ie bei der E in - 
M ann-W irtschaft zeigen. D ie Einsichten sind nicht vollkommen a u s­
reichend, so daß nicht alle möglichen Ereignisse vorhergeschen werden 
können. B ei notw endig werdenden Umstellungen ergeben sich dann  
natürlich auch hier Reste, in  denen Leistungen schon begonnen sind, 
die nicht sortgeführt werden können. Aber es handelt sich bei dem 
M angel an  Einsicht wieder wie dort um  außerwirtschaftliche D inge.



Die wirtschaftlichen sind in  so engem Bereich hinreichend über­
sichtlich.

W enn hier der Fall eintritt, daß die Leistungsfähigkeit das Be­
darfsgesamt, sogar das ideale, übersteigt, bleiben Kräfte unausge- 
nützt. Vielleicht scheiden hier Glieder der Wirtschaft ganz au s  der 
Arbeit aus .  E s  geschieht nach dem Willen des Leiters. Die Entwick­
lung dürfte in  solchen Fällen über die Streckung der Arbeit bis an 
ihre psychisch mögliche Grenze zu einerAusbildung neuerBedürfnisse, 
deren Befriedigung im Kreis dieser Wirtschaft möglich ist, führen. 
I n  keinem Zeitpunkt aber wird bei Dauer des Überschuffes an Lei­
stungsfähigkeit die wirtschaftliche Existenz irgend eines ihrer Glieder 
gefährdet sein. A us anderen a ls  wirtschaftlichen Gründen könnten 
freilich in einer solchen Lage Schwierigkeiten entstehen. Innere  
Streitigkeiten, z. B .  um  Frauen, sind möglich. S ie  können dazu 
führen, daß gerade die Leistungsfähigsten um s Leben gebracht wer­
den. D a s  oben Gesagte wird durch solche Möglichkeiten aber nicht 
abgeschwächt. D enn auf diese Weise wäre lediglich der Überschuß an 
Leistungsfähigkeit beseitigt. D a s  würde dazu nötigen, das B edarfs­
gesamt unter Ausfällung von Bedürfnissen wieder zu verengen, 
worüber das Notwendige bereits gesagt ist.

Arbeitsteilig lebende selbständige Wirtschaftseinheiten haben 
kompliziertere Verhältnisse. Auf den verschiedenen Charakter der Z w i­
schenwerte, auf d a s  Kaufkraftproblcm und auf das  Problem der 
Kapitalnutzung soll an  dieser Stelle aber nicht noch einmal einge­
gangen werden. E s  ist schon früher geschehen. Hier geht es haupt­
sächlich um  die Abstimmung der Wirtschaft. Die Gesamte, Bedürf­
n is -  und Vedarfsgesamt, ergeben sich hier aus  den Einzelgesamten 
selbständig wirtschaftender Gebilde.

D a s  macht schon den Vorgang der Schrumpfung des Bedarfs  
schwierig, wenn Befriedigungsmöglichkeiten ausfallen. Denn es 
bleibt für jedes einzelne der beteiligten Bewußtseine, auch der füh­
rend beteiligten, fraglich, wo sie vor sich gehen und w orin  sie bestehen 
wird. W er wird es sein, der der Beeinträchtigung der Leistungs-



fähigkeit Rechnung träg t, die zur Verengerung des B edarfs nö tig t?  
Und welche der G üterarten werden dadurch ganz oder teilweise ver­
dräng t werden? D er geographische Bereich, in dem sich dieser Vor­
gang vollzieht, ist w eit, und es ist ungew iß, in  welchen Provinzen, 
Bezirken, Gemeinden, Gemeindeteilen sich Schrum pfungsfälle zei­
gen werden und in  welcher H äufung.

Auf der Leistungsseite ist es nicht beffer. An dem Leistungsgesamt, 
das für alle arbeitsteilig  W irtschaftenden zur Verfügung stehen 
w ird , haben diese alle zu arbeiten. E s  ist fü r sie das Sozialprodukt, 
an  dem sie m it ihrer Bedarfsdeckung beteiligt sind. Aber w ird es 
richtig zusammengesetzt sein können, w enn m an nicht w eiß, bei wel­
chen Personen, in welchen B efriedigungsw erten und in  welchem M aß  
bei einem Leiftungsausfall der B edarf schrumpft. Und wenn schon 
manche der W irtschaftenden es w üßten, wie sollten sie es durchsetzen 
können, da die wirtschaftenden E inheiten selbständig sind und jede 
ihre eigene M einung hat?

D a s  Schlimmste aber ist, daß in  dieser A rt W irtschaft ein Über­
schuß an  Leistungsfähigkeiten auftreten kann, w ährend gleichzeitig 
wirtschaftende Menschen zugrunde gehen. Menschen, die leisten 
können und leisten wollen, werden a u s  der Arbeit hinausgew orfen, 
grundsätzlich ohne durch die Leistung der anderen zw angsläufig  ge­
sichert zu sein. D enn die W irtschaftenden sind in  der vorausgesetzten 
A rt W irtschaft selbständig, mindestens jeder in  seinem H ausha lt, 
w enn nicht auch in einem abgeleiteten, einem Erzeugungsbetriebe 
irgendwelcher Art. S ie  sind nach ihrem Ausscheiden a u s  der Arbeit 
an  der W irtschaft nicht mehr beteiligt, es sei denn durch Almosen, die 
die übrigen geben. E s  ist erschütternd, daß hier ein Überschuß an 
Leistungsfähigkeit auftreten kann, ohne daß die Bedürfnisse auch 
vieler noch an der A rbeit B eteiligten voll befriedigt werden könnten. 
S o  s ü n d h a f t  p a r a d o x  e s  k l i n g t ,  h i e r  w i r d  e s  doch 
W i r k l i c h k e i t : b e i e i n e m Ü b e r s c h u ß v o n w i l l i g e r  L e i ­
s t u n g s f ä h i g k e i t  m ü s s e n  B e d ü r f n i s s e  a u s g e f ä l l t  
w e r d e n ,  s o  d a ß  d a s B e d a r f s g e s a m t  e i n g e s c h r ä n k t  ist,
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w e i l  e s  a n  L e i s t u n g e n  f e h l t .  We m tr i t t  da nicht die F rage, 
die die nationalsozialistische Bewegung gestellt hat, voller V itterniffe 
auf die Z unge: M u ß  das so sein? Müssen w ir das nicht besser 
machen können?

Zu alledem zeigt sich in  der arbeitsteiligen W irtschaft selbstän­
diger Betriebe, w as das V erhältn is zwischen Leistungs- und B e­
darfsgesam t an lang t, eine weitere Schwierigkeit von entscheidender 
B edeutung, die im Falle reiner Selbstversorgung der Einzelnen oder 
G ruppen nicht seftgestellt werden kann. S ie  ergibt sich daraus, daß 
sich die Erfordernisse der Förderung und Sicherung der N ation  und 
die Tendenzen a rbeitsteiliger W irtschaft schneiden. D ie A rbeitsteilig- 
keit hat die N eigung, sich über die nationalen  Grenzen zu erstrecken. 
S o w eit sie sich ungehindert ausw irken kann, entstehen die einzelnen 
Leistungen in  dem nationalen  Bereich, in  dem sie in  der erforder­
lichen Q u a litä t  m it geringstem A ufw and hervorgebracht werden 
können. B ei solchen G ütern , deren Erzeugung überall gleichmäßig 
günstig erfolgen kann, zeigt sich naturgem äß keine W irkung. Aber 
bei verschiedenem A ufw and führt die Entwicklung zu A nhäufungen 
in  den Bereichen m it A ufw andstiefs, während die m it Hochs ver­
schiedenen G rades sich von der Erzeugung solcher W erte mehr oder 
weniger entblößen. E s ist dabei vorausgesetzt, daß die Differenzen 
groß genug sind und der vielleicht beträchtliche T ran spo rtau fw and  
sie nicht annähernd ausgleicht. T iefs und Hochs können —  wie schon 
gesagt —  verschiedenen nationalen  Bereichen angehören. Und es ist 
möglich, daß in  dem einen oder anderen die Erzeugung von G ütern  
verkümmert, die für den Bestand der N ation  unerläßlich sind. M a n  
sage nicht, daß die Folge eine gegenseitige Abhängigkeit der N a ­
tionen sei und daß deshalb dieArbeitsteiligkeit denW eg zum ewigen 
Frieden bereite. D a s  trifft nicht zu, w eil die Abhängigkeit der ver­
schiedenen N ationen nicht gleichmäßig ist und die Lage mancher von 
ihnen recht bald stärkere geradezu einlädt, zwingend Vorschläge zu 
politischen Abkommen zu machen, die die Selbständigkeit der schwa­
chen auch in  K ulturdingen, in  ihren höchsten W erten, bedrohen. D er



Grad der Wahrscheinlichkeit ist um so größer, a ls die durch Ar­
beitsteilung ausreichend abhängig gewordenen Nationen materiell 
wehrlos sind. Es kommt hinzu, daß die Nationen nicht nur von 
Nationen bedroht werden, sondern auch von Mächten anderer Her­
kunft und anderer Zielsetzung. Gerade die Ln der arbeitsteiligen 
Wirtschaft notwendige Verteilung des Gegenwerts für die Lei­
stungen aller, für das Sozialprodukt, gibt die Möglichkeit, daß Geld- 
und Kapitalanhäufungen entstehen, von denen aus der Versuch ge­
macht werden kann, in ihrem Interesse die Führung von Nationen 
in  die Hand zu bekommen, von denen andere bereits wirtschaftlich 
abhängig sind und weitere im Zuge der Tendenzen arbeitsteiliger 
Wirtschaft noch abhängig werden können. Solchen Mächten kann es 
besonders nahe liegen, die Nationen, die sie beherrschen, gegen die, 
die sie beherrschen möchten, mit kriegerischer Gewalt Vorgehen zu 
lasten, um auch sie ihrer Macht zu beugen. G e l d mä c h t e s c h i c k e n  
sich d a n n  a n ,  a u f  d i e s e  W e i s e  d i e  K u l t u r  zu  u n t e r -  
j o c h e n u n d a u s i h r z u m a c h e n ,  w a s f ü r f i e r e n t a b e l i f t .  
E s  ist n o t w e n d i g ,  d a ß  sich d i e  K u l t u r m ä c h t e ,  a u f  
d e n e n d i e M e n s c h h e i t b e r u h t ,  d i e N a t i o n e n ,  d a g e g e n  
w e h r e n .  D as bedeutet auch Abwehr der Arbeitsteiligkeit über die 
nationalen Grenzen, soweit Güter in Frage stehen, die für die Ver­
teidigung der Freiheit der N ation unerläßlich sind. Über die Schnitt­
punkte der nationalen Erfordernisse und der Tendenzen der Arbeits­
teiligkeit hinaus kann die Wirtschaft einer selbständigen und lebens­
willigen N ation nicht hinausgehen. D as Wesentlichste ist dann, diese 
Schnittpunkte zu kennen.

Aber auch nach der anderen Seite ergeben sich aus der Tendenz der 
Arbeitsteiligkeit, die nationalen Grenzen zu überschreiten, außer­
ordentlich bedeutsame Schwierigkeiten. Die Struktur der nationalen 
Wirtschaften verschiebt sich, wenn die Sorge um die nationale Sicher­
heit sich steigert. D as äußert sich in wirtschaftspolitischen M aß­
nahmen, die die internationale Arbeitsteilung treffen. Der Apparat 
der Erzeugungswirtschaft der bisherigen Liefernationen, der für



jene Nationalbereiche arbeitete, verliert sein Absatzgebiet. D a s  kann 
bei einer Vielheit von Abnehm ernationen geschehen, so daß die Um­
stellung schwierig ist. E s  kann auch so schnell geschehen, daß es gar 
nicht möglich ist, die Liefernationen ausreichend rasch umzuftellen. 
D ie Folge m uß eine tiefgreifende V erw irrung in  deren W irtschaft 
sein. S ie  werden sich ihre Jnnenverhältnifse sehr gründlich ansehen 
müssen, denn es ist wahrscheinlich, daß die Umstellung im  wesent­
lichen nach innen erfolgen m uß. Welche Unstimmigkeiten werden 
zwischen dem Leiftungsgesamt und dem B edarfsgesam t feftgeftellt 
werden können, solange die W irtschaft noch nicht wieder geordnet is t!

D ie Schwierigkeiten der arbeitsteiligen W irtschaft selbständiger 
Betriebe lassen erkennen, daß es dem Menschen nicht n u r an  a u s ­
reichender Einsicht in  außerwirtschaftliche Zusammenhänge gebricht, 
sondern auch an  Übersicht über die wirtschaftlichen Verhältnisse und 
ihre Entwicklung selbst. D a s  konnte bei den reinen Selbstversorgern 
keineswegs seftgestellt werden. Außerdem schließt hier die S elbstän­
digkeit der W irtschaftseinheiten die G efahr ein, daß sich au s  abw ei­
chenden M einungen, au s  E go ism us oder Zuchtlosigkeit, ein zuneh­
mender M angel an  Eingliederungsfähigkeit in die arbeitsteilige 
Gesamtwirtschaft entwickelt, durch den sie ihren Zweck für die M en­
schen zu einem großen T eil verfehlen kann.

D ie Frage der Abstimmung erscheint nach alledem hier hoffnungs­
lo s. Zu ihrer Lösung hat die arbeitsteilige W irtschaft einen Mecha­
n ism u s  hervorgebracht, der M arkt heißt. E s  ist dabei gleichgültig, 
welche Form  er h a t : ob er sich a ls  Sum m e der Abschlüsse in  offenen 
Verkaufsstellen, Kontoren, Wochen- und Jahrm ärkten , Auktionen, 
Einschreibungen und Börsen darstellt, oder ob er a u s  privaten oder 
öffentlichen Verteilungsstellen besteht. Wesentlich ist, daß D edarfs- 
und Leiftungsgesamt in  ihren Vertretern sich finden und daß eine 
Berichterstattung dafür sorgt, daß die Verhältnisse und Vorgänge 
auf den M ärkten bei allen rechtzeitig bekannt werden, so daß die 
Schrum pfungen oderA usw eitungen desB edarfs- und desLeiftungs-



gesamts und dieVeränderungen in ihrer Zusammensetzung rechtzeitig 
und ausreichend eingesehen werden können.

Auf diesem Wege vollzieht sich die Abstimmung der Gesamtwirt- 
schast durch die Entscheidungen in den einzelnen Wirtschaftseinheiten. 
V o r a u s s e t z u n g  d a f ü r  ist, d a ß  d i e  M a r k t p a r t n e r  sich 
v e r b i n d l i c h  ä u ß e r n  k ö n n e n ,  auch w e n n  d i e  M ä r k t e  
d i e F o r m v o n V e r t e i l u n g s f t e l l e n h a b e n .  O h n e s o l c h e  
Ä u ß e r u n g e n  geht  d i e  F ä h i g k e i t  d e r  A b s t i m m u n g  
ü b e r h a u p t v e r l o r e n .

Der R uf nach In itia tiv e  und die Betonung der Äußerung des 
eigenen W illens der Wirtschafter sowie der Notwendigkeit, ihren 
Weg selbst zu finden, entspricht diesem Zusammenhänge durchaus. 
N ur kommt es nicht allein auf den Unternehmer an, sondern aus 
jeden, der wirtschaften muß. Jeder Wirtschaftende muß in seinem 
Bereich die zweckvolle In itia tive  entwickeln, die dem Ganzen und 
ihm selbst weiterhilft.



Die Ertragsverteilung ist ebenso wichtig 
wie die Ertragserziclung

Die Ertragserzielung vollzieht sich in den Werterzeugungsbe­
trieben. Sie ftehen alle — in der Gruppierung der Geschäftszweige 
tief gestaffelt — im Dienste der Haushaltungen. Ihre Tätigkeit hätte 
ohne diesen Dienst keinen vernünftigen Sinn. Ertrag wird um so 
gesicherter erzielt, je mehr die Werterzeuger diese ihre Stellung er­
kennen und sich anschicken, sie auszufüllen: unmittelbar, wenn sie 
selbst an die letzten Abnehmer der Wirtschaft absetzen; mittelbar, 
wenn ihre Leistung erst, ganz oder in Teilen, von anderen Erzeugern 
übernommen werden muß, vielleicht nacheinander von einer ganzen 
Reihe, bis sie in Güter des täglichen oder periodischen Bedarfs über­
geht, seien es Nahrungs- oder Genußmittel oder Gebrauchsgüter 
oder Dienste für den einzelnen Menschen, für seine Person oder 
seinen Haushalt. Diese Einsicht ist in der Regel nur bei den Betrieben 
vorhanden, die unmittelbar an die Menschen als Haushaltende und 
Selbftkonsumierende absetzen. Die anderen, die dieser Gruppe nur 
zuarbeiten, durch Herstellung und Lieferung von Gebrauchsgütern, 
Hilfsftoffen, Rohstoffen und Diensten, unmittelbar oder erst wieder 
auf dem Wege über zwischengelagerte Betriebe, übersehen es leicht. 
Bei ihnen und ihren Vertretern bildet sich leicht die Meinung aus, 
daß sie die Wirtschaft seien und alles übrige, insbesondere die Haus­
halte, nur Anhängsel oder notwendiges Übel. Es ist die geistige 
Haltung, die sich leicht hinter den Fronten entwickelt, die so aus­
sieht. Die Front, an der hier laufend die Entscheidungen fallen
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— es sei in betonter Weise wiederholt —, verläuft zwischen den 
Haushalten und der S taffel der Erzeuger, die ihnen unm ittelbar 
gegenüberfteht. W as dahinter gestaffelt ist, muß sorgen, daß es nicht 
in  jene Haltung verfällt, und wiffen, auch in den Mammutbetrieben 
der schwersten einflußheischenden Geschäftszweige, daß alle Erzeu­
gertätigkeit und aller E influß wirtschaftlich sinnwidrig sind, wenn 
sie vor der F ront der Haushalte nicht bestehen» D as gilt auch von den 
ganz großen Erfindungen, die in  rückwärtigen Geschäftszweigen 
gemacht worden sind oder gemacht werden mögen. S ie  sind ohne Be­
deutung, wenn sie nicht günstig in der H aushaltsfront wirken. I n  
H aushalten lebt jedes Glied der N ation. Die N ation selbst lebt in 
ihnen. Auch, w as zu ihrem Schutz und ihrer Förderung erfunden 
oder verwendet wird, steht wirtschaftlich in derselben Front. S o  ver­
steht es sich, daß sich die Ertragserzielung, aus die Dauer gesehen, am 
sichersten vollzieht, wenn alle erzeugenden Betriebe von der Absicht 
durchdrungen sind, den Haushalten zu dienen. Auf diese Weise ent­
steht am ehesten die Zusammensetzung der Gesamtleistung aller, des 
Sozialprodukts, die der Zusammensetzung des Bedarfs entspricht.

Die E r t r a g s v e r t e i l u n g  führt den einzelnen arbeitsteilig lei­
stenden Menschen den Gegenwert ihrer Leistung zu und setzt sie da­
durch in den S tand , aus dem Sozialprodukt zu kaufen, w as sie 
brauchen. E s  k o m m t  b e i  i h r  d a r a u f  an ,  d i e  A u f t e i l u n g  
d e s  g e s a m t e n  G e g e n w e r t s  a l l e r  L e i s t u n g e n  so v o r ­
z u n e h m e n ,  d a ß  d e r  B e d a r f ,  d e r  d a d u r c h  l e b e n d i g  g e ­
ma c h t  w i r d ,  d a s  Hö c h s t ma ß  v o n  L e i f t u n g s m ö g l i c h -  
ke i t ,  d a s  i f t A r b e i t s g e l e g e  n he it, e r g i b t .

Durch diesen Zusammenhang zeigt sich, wie eng Ertragsverteilung 
und -erzielung zusammengehören und wie wesentlich insbesondere 
der Vorgang der letzten dafür ist, daß die Wirtschaft stimme.

Ehe weiteres ausgeführt wird, müssen aber erst die Begriffe ge­
klärt werden, um die es hier geht. E s ist um so nötiger, a ls  die 
wissenschaftliche Begriffsentwicklung an dieser Stelle ein besonders 
hohes M aß von Zerrissenheit ausweift.



I n  der betriebswirtschaftlichen Literatur und Lehre finden sich im 
wesentlichen vier verschiedene Ertragsbegrisfe:

1. Ertrag als Ausbeute,
2. Ertrag als Erlös,
3. Ertrag a ls  Gewinn,
4. Ertrag a ls  Gegenwert der Betriebsleistung.

Die beiden, die hier zunächst auszuscheiden sind, sind die unter 4 
und 2. Der erste kann Ingenieuren eher einleuchten, a ls  Wirtschas- 
tern. Trotzdem ist er auch von H oäM ullehrern der Wirtschaft und 
gerade der Betriebswirtschaft schon benützt worden. E s muß dem­
gegenüber zuerst darauf hingewiesen werden, daß es sich bei der Aus­
beute um Leistungsmengenverhältnisie handelt, nicht um Wert. Eine 
Leistung braucht überhaupt nichts wert zu sein, so gut auch ihre Aus­
beutungsverhältnisse sind. Ertrag setzt dagegen Wertsein voraus. 
Dasür ist notwendig, daß gewertet worden ist. D as kann entscheidend 
immer nur in einem Markt geschehen, welche Form ihm auch gegeben 
sein möge, und zwar durch Vereinbarung des Gegenwerts des Ge­
leisteten. Die obrigkeitliche Festsetzung von Preisen ersetzt eine solche 
Vereinbarung nicht, denn es ist immer noch nötig, daß zu den fest­
gesetzten Preisen auch gekauft wird. Ertrag kann demnach immer nur 
Gegenwert sein. Solche Gegenwerte können auch, den Markt vorweg­
nehmend, nur geschätzt sein. D as schließt natürlich einRisiko ein. Aber 
sie können auch dann als nichts anderes denn als Gegenwert angesehen 
werden. Ausbeuteverhältnisie können für sich allein weder Wert noch 
Gegenwert ausdrücken. S ie  können deshalb auch nichts über Ertrag 
im wirtschaftlichen S inne aussagen.

Noch kürzer kann die Ausscheidung des Erlöses a ls  In h a lt des 
Ertragsbegrisss sein: E rlös ist zwar Gegenwert, aber er umsaßt 
mehr als den Gegenwert der bestimmten Leistung: er um faßt vor 
allem auch den der dazu verwendeten Sachgüter und Abnützungs­
werte, selbst wenn sie in der Leistung, um die es sich handelt, nicht 
auch geleistet sind. Der Leser betrachte den Durchlaus der Werte von 
der Urproduktion über die verschiedenen Industrie- und Handels-



stufen bis zu den Konsumenten und zähle, wie oft sie bei den ver­
schiedenen Gütern a ls  Ertrag von Leistungen erscheinen würden, 
ohne doch immer wieder geleistet zu sein. Es bleibt nichts übrig, a ls  
den E rlös a ls  Ertragsbegrifs ebenfalls auszuscheiden.

Danach bleiben die Nummern 3 und 4 der Aufzählung. E s ist 
zweckmäßig, sie in der angegebenen Reihenfolge zu behandeln.

Gewinn im S inne von Jahresgew inn, Periodengewinn, ist das 
Ergebnis des Betriebes für die am Gewinn Berechtigten, hauptsäch­
lich für die mit Geld Beteiligten, für die Unternehmer in diesem 
Sinne. Gekostet hat dieses Ergebnis für sie, seien es physische oder 
juristische Personen, den Betrag, der von ihrem Standpunkt aus hat 
ausgegeben werden müssen, um es zu haben. Gewinn erscheint so a ls 
Überschuß der Unternehmereinnahmen über die Unternehmeraus­
gaben. E s ist dabei selbstverständlich alles auszuscheiden, w as nicht 
auf betriebliche Gründe zurückzusühren ist. Ferner kommen nur die 
Beträge in Frage, die für die abzurechnende Periode entstanden sind. 
Der In h a lt dessen, w as Gewinn genannt wird, ist aber auch nach 
dieser Präzisierung noch verschieden. Einm al deshalb, weil die Rech­
nung der Kosten in den verschiedenen Wirtschaftseinheiten verschie­
den genau ist. D as scheint nur ein Unterschied in der P raxis zu sein, 
ist aber insofern auch ein theoretischer, a ls  über die Zugehörigkeit 
mancher Posten zum Koftenbegrifs keine Einigkeit besteht. Ferner ist 
der Umsang des Gewinnbegriffs je nach der Unternehmungsform 
verschieden, die der Wirtschaftseinheit gegeben ist. Im  Gewinn beim 
Einzelkausmann und bei den Gesellschaftern von Personalgesellschas- 
ten ist auch Unternehmerlohn enthalten, nicht aber in  dem bei den 
Kapitalgesellschaften. Vergleiche sind aus den angegebenen Gründen 
geradezu unmöglich. Aus allem ist aber klar, daß, wenn das W ort 
Ertrag auf den Gewinn angewandt werden soll, es nur im S inne 
von Unternehmerertrag geschehen kann.

Schließlich ist zu erläutern, w as der Ertrag a ls  Gegenwert der 
Betriebsleistung sei. E s muß hier aus diesen letzten Begriff zurück­
gegangen werden. Er bezeichnet dasLeiftungsgesamt aller derjenigen,



die a ls  Angehörige, a ls  B etriebsglieder, an  der B etriebsarbeit be­
teilig t sind. I n  jedem einzelnen Gegenstände, der durch diese A rbeit 
hindurchläuft, ist sie in  seinem R ahm en en tha lten : a ls  Einzelgesamt, 
Gesamt der Leistungen aller beteiligten Betriebsglieder in  ihm. I n  
unserem Zusammenhänge steht der B etriebsertrag  einer Periode im 
Vordergründe. Ih m  liegt die Periodenleiftung des B etriebs zu­
grunde. D a s  ist die Gesamtheit der Leistungen aller B etriebsange­
hörigen w ährend der Periode, die abgerechnet werden soll. I n  jedem 
Falle ist die Betriebsleistung zuerst in  Höhe der Sum m e anzu­
nehmen, die sich au s  den Löhnen, den Gehältern und dem U nter­
nehm erlohn fü r die Periode ergibt, zuzüglich eines Zinses fü r die 
Nutzung des K ap ita ls , soweit es kein G läubigerkapital ist. Der 
Gegenwert, der sich bei der V eräußerung ergibt, kann höher oder 
niedriger sein, so daß sich, verglichen m it dem A ufw andsw ert der 
Leistung, ein Über- oder Unterschuß ergibt. E rtrag  der B etriebs­
leistung ist ihr Gegenwert. D er Über- oder Unterschuß ist wieder Ge­
w in n  oder Verlust. D er Gegenwert der Betriebsleistung w ird im 
Gegensatz zum G ew inn oder Unternehm erertrag a ls  B etriebsertrag  
bezeichnet werden müssen, w as  von m ir seit langem auch geschieht.

D ie E rm ittlung  geht in  jedem Falle von den Erlösen aus. Beim  
Periodenertrage ist fü r das noch nicht Veräußerte, gleichgültig, ob 
schon m arktreif oder nicht, außerdem ein Erlösersatz zu erm itteln 
und zuzuschlagen. F ü r  die Höhe dieses zusätzlichen B etrages sind die 
Bew ertungsgrundsätze entscheidend, die angew andt werden. Von 
der Sum m e beider sind die Ausgaben abzusetzen, die fü r diesen P e ­
riodenerlös und die Erlösersatzwerte haben gemacht werden müssen. 
S ie  sind die Kosten des B etriebsertrages. I h r  B etrag  ist von dem 
der Unternehmerkoften verschieden, weil sie Löhne und Gehälter nicht 
m it enthalten, deren Deckung ja  zum Gegenwert der B etriebsleistung 
selber gehört. D er Nam e Vetriebsertragskoften ist genau und zweck­
m äßig , obwohl er sehr lang ist. D ie Bezeichnung „Betriebskosten" ist 
deshalb nicht möglich, w eil sie schon im S in n e  von Vetriebsunkosten 
und gegensätzlich zu H andlungsunkoften oder Geschäftsunkosten viel-



fach gebraucht w ird . D ie Unternehmerkoften werden ebenfalls ge­
nauer a ls  Unternehmerertragskoften bezeichnet werden müssen.

D ie Betriebsertragskoften der Periode umfassen die Ausgaben fü r 
alles, w as in  ihr nicht vom Betriebe selbst geleistet worden ist: be­
triebsfrem de und n u r periodenfremde W erte. Zu den ersten gehören 
A usgaben fü r Sachwerte,Abnützungen,Nutzungen (K apitalnutzung) 
und A rbeitsleistungen, sofern sie a u s  dem angegebenen G runde an  
fremde Betriebe gemacht werden müssen. Die zweiten setzen sich a u s  
den W erten zusammen, Ln deren Höhe die abzurechnende Periode die 
Bestände der vorhergehenden hat übernehmen müssen.

D er Vergleich zwischen dem B etriebs- und Unternehmerertrag ist 
n u n  in  der folgenden Weise zu ziehen: B ei dem ersten stelle ich mich 
au f den S tandpunkt des B etriebes, bei dem zweiten auf den des 
U nternehm ers. D ie E rm ittlung  a u s  dem E rlö s  ^  Erlösersatz der 
Periode vollzieht sich dann so, daß ich im F all des ersten die B etriebs­
ertragskosten, in  dem des zweiten die Unternehmerertragskosten ab­
ziehe, über deren Unterschied oben das N ötige gesagt worden ist. D a ­
bei bleibt in  beiden Fällen die Schwierigkeit bestehen, daß es sich 
beim Erlösersatz viel weniger um  endgültige W erte handelt, a ls  
beim E rlö s . Außerdem ist hier w ie dort die G efahr gegeben, daß die 
B ew ertung, die den Erlösersatz ergibt, nicht realisierte Gew inne ent­
hält, m it denen allerhand Unfug getrieben werden kann. Entschei­
dend ist die W ahl der Grundsätze, nach denen bewertet w ird.

Über den Unterschied des Um fangs der beiden B egriffe noch ein­
m al die Feststellung, daß der des B etriebsertrags nicht n u r den Un­
ternehm ergew inn m it der Verzinsung des eigenen K ap ita ls  und den 
Unternehm erlohn, sondern auch die W iedererstattung der Löhne und 
G ehälter und die Beträge a u s  G ew innbeteiligungen m it enthält.

D er bedeutsamere der beiden E rtragsbegriffe ist der des B etriebs­
ertrages, w eil er die wirtschaftliche B edeutung des gesamten B e­
triebes widerspiegelt, während der Unternehm erertrag n u r den 
E in flu ß  au f die Vermögens- und H aushaltsverhältnisse des Unter­
nehmers anzeigt.



Ih r  Zusammenhang mit dem Ertragsverteilungsprozeß, der uns 
im weiteren beschäftigt, ist verschieden. An den Unternehmerertrag 
knüpft nur ein Teil der Ertragsverteilungsvorgänge an. Selbst 
wenn w ir den Begriff weit fassen, handelt es sich in ihm nur um den 
Unternehmerlohn, die Verzinsung für das Unternehmerkapital und 
den Unternehmergewinn, aber schon nicht mehr um die Gewinn­
anteile der übrigen Arbeitenden. Hier darf wieder der Unterschied 
zwischen den verschiedenen Unternehmungsformen nicht vergessen 
werden. Weiter sind hier im Zusammenhänge der Ertragsverteilung 
nur noch die S teuern, die die Gewinnberechtigten a ls  solche zu tragen 
haben, zu beachten. Völlig außer Betracht bleiben die Löhne und 
Gehälter, die letzten Endes aber auch nicht anders a ls aus dem E r­
trage bezahlt werden können.

Wer den Ausgangspunkt für die gesamte Ertragsverteilung sucht, 
kann demnach nur vom Betriebsertrage ausgehen. Dieser steht zwi­
schen Ertragserzielung und Ertragsverteilung. Auf ihn haben nur 
Ertragserzielungsmaßnahmen E influß ; für die M aßnahmen der 
Ertragsverteilung ist er Ausgangspunkt. S ie  knüpfen an ihn in zwei 
S tufen  an : Lohn- und Gehälterpolitik, M aßnahmen der Gewinn­
verteilung an die Berechtigten. Auf den Gewinn im S inne von 
Unternehmerertrag haben die Ertragserzielungsmaßnahmen gleich­
falls E influß, aber auch schon die M aßnahmen der ersten S tu fe  der 
Ertragsverteilung. Wer von ihm auf die Zweckmäßigkeit der E r­
tragserzielung rückwärts schließen will, findet sie bereits verschleiert 
durch Ertragsverteilungsmaßnahmen. D e s h a l b k a n n e s e i n e n  
w i r t s c h a f t l i c h e n  G e w i n n  n u r  i n  d e m  S i n n e  g e b e n ,  
d a ß  s o w o h l  d i e  E r t r a g s e r z i e l u n g  w i e  d i e  1. S t u f e  
d e r  E r t r a g s v e r t e i l u n g  nach w i r t s c h a f t l i c h e n  G ru n d - 
s ä t z e n v o r s i c h g e g a n g e n s i n d .  N un müssen aber die G rund­
sätze für die Erzielung und die Verteilung verschieden sein, weshalb 
der Gewinn a ls  Ausgangsgröße für Untersuchungen über den Grad 
der Wirtschaftlichkeit, m it dem der Betrieb arbeitet, unmöglich wird.



F ü r solche bietet sich der Betriebsertrag und — rückwärts gehend — 
die Betriebsleistung von selber an.

Trotz dieses zwingenden Zusam m enhangs, der von m ir schon vor 
vielen Jah ren  klargelegt worden ist, scheint im praktischen Leben von 
der vorgetragenen Erkenntnis aber noch wenig Gebrauch gemacht zu 
werden. Erst in  neuerer Zeit setzt sich das Gewicht des V etriebs- 
ertrages durch, w enn auch noch nicht so sehr für Wirtschaftlichkeits­
untersuchungen, a ls  gerade fü r Fragen der E rtragsverteilung . Ver­
suche, an  denen dies erkennbar w ird/ sind nicht n u r in  Deutschland, 
sondern in  einer ganzen Reihe nationaler Wirtschaftsbereiche zu 
beobachten. I n  Deutschland zeigt der sogenannte Siemensvorschlag 
zur Umsatzsteuerreform, nach dem die im  Wertverkehr einander fol­
genden Betriebe immer nu r das zu versteuern haben sollen, w as sie 
durch eigene Leistung hinzugesügt haben, ganz deutlich diese Ten­
denz. Ebenso deutlich t r i t t  sie aber in  einer Reihe von Versuchen auf, 
in  der angeftrebt w ird , vorzusühren, wie sich der von den Betrieben 
erzielte W ertzuwachs, auch Wertschöpfung genannt, un ter die ver­
schiedenen Em pfänger verteilt. Schon bei dem Beispiel von der Um­
satzsteuer handelt es sich um  B etriebsertragsverteilung, viel ausge­
sprochener aber noch bei den eben erw ähnten Versuchen. U nter­
suchungen dieser A rt können in  Deutschland, in  der Schweiz, in  
Frankreich feftgestellt werden. I n  England ist der Aufbau im A us­
gangspunkt abweichend. Diese Versuche drängen sich zusammen in 
einem verhältn ism äßig  kurzen Zeitraum  der jüngsten Vergangenheit. 
D er erste deutsche geht auf Zahlen von 1927 zurück; der schweize­
rische auf Durchschnittszahlen von 1920 b is  1927. Ähnliches gilt von 
den übrigen. D ie U SA . haben ihre amtliche S tatistik  bew ußt in der 
Richtung entwickelt, daß sich M a te ria l fü r Untersuchungen der ange­
gebenen A rt ergibt.

Der deutsche Versuch ist von dem Reichsverband der Deutschen I n ­
dustrie unternommen E r verwendet dafür die Angaben von

* Besteuerung, Ertrag und Arbeitslohn industrieller Unternehmungen im  
Jahre 1 9 2 7 .
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1065 Unternehmungen. 735 davon sind K apital- und 330 P ersonal­
gesellschaften. D ie Unterlagen w urden durch eine statistische Erhe­
bung m itte ls  eines Fragebogens, der der Veröffentlichung bei­
gegeben ist, gewonnen. B ei der Verarbeitung des M a te ria ls  ist ein 
B egriff der Wertschöpfung entwickelt und deren Verteilung nachge­
wiesen. D abei liegt der Nachdruck auf dem A nteil, der den Arbeit­
nehmern a ls  Lohn oder G ehalt oder B eitrag  zur Sozialversicherung 
oder freiwillige Fürsorge zufiel, und au f den Steuersum m en, die 
gezahlt werden m ußten. Außerdem aber sind die Verzinsung des 
Frem dkapitals und der E rtrag  des Unternehm erkapitals berücksich­
tig t. J a  sogar das V erhältn is der steuerlich anerkannten Abschrei­
bungen findet sich angegeben. D a s , w as die B eauftrag ten  des 
Reichsverbandes der Deutschen Industrie  Wertschöpsung nennen, ist 
demnach ein stark erweiterter V etriebsertrag. Diese E rw eiterung 
macht den F iskus und die Kreditgeber zu B eteiligten an  der Arbeit 
und dem E rtrage der einzelnen Betriebe. Durch die Abschreibungen 
sind die Abnützungswerte einbezogen, die von dem Betriebe, um  
desien Arbeit es sich handelt, in  der Regel gar nicht selbst geleistet 
sind, so daß sie auch nicht zu der Schöpfung von W ert durch ihn ge­
rechnet werden können. Auch bei den G läubigern und dem F iskus 
erscheint es m ir fraglich, ob ihre Leistungen, fü r die naturgem äß 
A usgaben entstehen, die gedeckt werden müssen, a ls  zur Wertschöp­
fung des Betriebes gehörig angesehen werden können. E s  ist n u r 
dann möglich, w enn sie ernsthaft a ls  Beteiligte anerkannt werden. 
Hiergegen ergeben sich aber au s  den Unterschieden der G läubiger­
und der Beteiligtenrechte und -pflichten schwere Bedenken, die w äh­
rend einer Notzeit m it großen Verlusten an  den eingeräum ten Kre­
diten w ohl abgeschwächt erscheinen, aber nie völlig verschwinden 
können, w eil sie in  den G rundlagen betrieblicher O rgan isa tion  ver­
ankert sind.

Dieser deutsche Versuch der Beobachtung, wie die Anteile der ver­
schiedenen Em pfänger von Wertschöpfung, B etriebsertrag , sich zu­
einander verhalten, ist nicht fortgesetzt worden. N u r von privater



S eite , von Achenbach, ist ein neuer A ngriff auf das Problem , und 
zw ar m it gleicher Zielsetzung unternom m en worden, deffen Ergeb­
n is  im „Arbeitgeber, Zeitschrift der V ereinigung deutscher Arbeit­
geberverbände", Heft 5— 8 vom 1. M ärz b is  15. A pril 1932, ver­
öffentlicht ist. E r baut sich aber in  viel zu großem Umfange auf 
Schätzungen auf, a ls  das es ratsam  sein könnte, diesen Weg fortzu­
fetzen, wenngleich die F ro n t, in  der er angreift, sich nicht n u r auf jene 
vom Reichsverbande befragten Gesellschaften erstreckt, sondern viel 
breiter ist.

Auch das In s ti tu t fü r Konjunkturforschung schenkt der B etriebs­
ertragsverteilung verstärkte Beachtung. Erst kürzlich (Septem ber 
1933) ging seine Schätzung der Einkommensverhältnisse, insbe­
sondere w as die Arbeitseinkommen an langt, für das 2. V ierteljahr 
1933 durch die Presse. F ü r  unseren Zusam m enhang sind die A n­
gaben aber viel zu allgemein.

Eine Rückwirkung der Denkweise, die näher beim B etriebsertrage 
a ls  beim Unternehmerertrage steht, kann w ohl auch in  dem Schema 
für die G ew inn- und Verlustrechnung der kleinen Aktienrechtsreform 
feftgeftellt werden, in  dem keine eigentlichen Posten für Sachwerte 
vorgesehen sind, obwohl im übrigen überwiegend nach dem V ru tto - 
(E rlö s-) P rin z ip  verfahren w ird.

Dem deutschen Versuch am  nächsten steht der schweizerische. D a s  
M ate ria l bei ihm ist enger: einm al handelt es sich n u r um Aktienge­
sellschaften und weiter n u r um  den Geschäftszweig der Maschinen- 
und M etallindustrie. D ie Unterlagen bestehen, wie schon oben her­
vorgehoben wurde, in  den Durchschnittsbeträgen au s den Jah ren  
1920 b is 1927. D er S in n  der Wertschöpfung ist hier a ls  „T o ta lau f­
w and ohne Sachaufw and" form uliert. I n  der Aufstellung treten 
Löhne und Gehälter, Fürsorge fü r die Arbeitnehmer, öffentliche S o -  
ziallaften, S teuern  und Stem pelabgaben, O bligationenzinsen und 
Dividenden auf. Von den Abschreibungen ist abgesehen. I m  übrigen 
läß t sich die Verwandtschaft m it dem deutschen Versuch erkennen, 
wenngleich „Zinsen fü r Frem dkapital" und „E rtrag  des Unter-



Die Ertragsverteilung wichtig wie Ertragserzielung

nehmerkapitals" umfassendere G rößen sind a ls  „O bligationen­
zinsen" und „Dividenden". Ferner bleiben auch die Verschiedenheiten 
zu beachten, die sich d arau s ergeben, daß es sich in  dem einen Fall rein 
um  Aktiengesellschaften handelt, während im  anderen auch P ersonal­
gesellschaften eingeschlossen sind. N äher soll darauf nicht eingegangen 
werden. N u r darauf soll noch hingewiesen sein, daß die Schweizer 
Bezeichnung „T otalaufw and ohne Sachaufw and" fehlgeht, w eil es 
sich offensichtlich auch hier um  die V erteilung von E rtrag  handelt. 
Aber die Bezeichnungen sind ja  nicht das Entscheidende.

I n  Frankreich sind fü r Aktiengesellschaften, hauptsächlich au s 
G ründen des Steuerdrucks, Darstellungen ähnlichen S in n e s  ent­
standen.

D ie Vereinigten S ta a te n  von Amerika haben den vom Depart­
ment ok Lommerce aufgestellten Zensus der amerikanischen P ro ­
duktion so aufgebaut, daß sich au s ihm die Zahl der Unternehm un­
gen (1 ), die Zahl der Angestellten und Arbeiter (2 ), die Zahl der in 
der Industrie  verw andten Pferdekräfte (3 ), die Sum m en der ge­
zahlten G ehälter und Löhne (4 ), die A usgaben für Rohstoffe, H ilss- 
stofse, Heizung und K raft, die von Fremden geleistet w ird (5 ), und 
der W ert der Produktion (6 ) entnehmen lassen. E s  lä ß t sich daraus 
ein B etriebsertrag  insgesam t errechnen. Auszugehen ist dabei von 
P osition  6 und abzuziehen ist davon Position  5. Diese Differenz 
stellt einen W ertbetrag dar, der in  wesentlichen Teilen nicht von 
V orgängern in  der P roduktion, sondern von den Betrieben selbst 
kommt. Vorausgesetzt ist dabei, daß es sich bei dem W ert der P ro ­
duktion um E rlö s  ^  Erlösersatz im früher erörterten S in n e  han­
delt. Ungeklärt bleibt vor allem auch die Frage der Abnützungswerte 
und Abschreibungen. D en A nteil der Angestellten und Arbeiter an  
diesem Betriebsertrage gibt der Zensus selber an. E s  bleibt die Ver­
teilung der Differenz zu verfolgen. Dazu w äre auch die S tatistik  
über die Lohn- und Dividendenentwicklung in  den Vereinigten 
S ta a te n  zu H ilfe zu nehmen. Ferner w äre noch die E rgänzung nach 
der S eite  der Zinsen fü r das Frem dkapital und der S teu ern  nötig .



Eine ausreichende Auflösung ist nicht möglich. Aber die Tendenz 
nach dem Betriebsertrage ist erkennbar.

D en englischen Versuch sehe ich in  der von S i r  Iosiah  S tam p  a ls  
Präsidenten der Kgl. Statistischen Gesellschaft noch vor seinem Rück­
t r i t t  veranlaßten und beeinflußten Untersuchung über die Entwick­
lung der R en tab ilitä t in  der englischen Industrie , deren Ergebnisse 
u . a. am 30. A pril und 7. M a i 1932 im Economift unter der Über­
schrift „6 riti8 lr  InckuZtrial ? ro ü t8 "  veröffentlicht worden sind. 
Freilich ist die A usgangsgröße hier der G ew inn. Aber es ist der­
jenige G ew innbetrag gemeint, der noch die Reserven, die gelegt w er­
den sollen, die O bligationenzinsen und die S teuern  enthält. N un  sind 
die beiden letzten Beträge gerade keine, die geeignet w ären, den Ge­
w in n  zu V etriebsertrag zu ergänzen. Gehälter und Löhne fehlen. 
F ü r  sie ist es nötig , die Lohnstatiftik heranzuziehen.

Schon früher ist in  England w eit deutlicher vom B etriebsertrage 
a u s  E rtragsverteilungspolitik  getrieben worden. S o  in  den Abma­
chungen über die V erteilung des E rtrag s  der englischen Bergwerke. 
D er Gewinnverteilungsgedanke findet überall seine tiefste B egrün­
dung in  der E rkenntnis von der B edeutung des B etriebsertrages fü r 
die Betriebe.

Zusammensassend ist über alle angedeuteten Versuche noch das 
Folgende zu sagen. S o w o h l in  Deutschland wie in  der Schweiz wie 
in  Frankreich oder England sind sie von interessierten S tellen  oder 
unter ihrem E in fluß  unternom m en worden. Gegen ihre E rnsthaftig­
keit und ihre Zuverlässigkeit ist dam it allein nicht das Geringste ge­
sagt. Aber es ist notw endig, daß andere G ruppen, die gleichfalls an  
den Zahlen interessiert sind, an  der reinen Sachlichkeit nicht zweifeln. 
D a s  gleiche g ilt von allen nicht direkt Interessierten. D eshalb ist es 
erforderlich, daß künftig diese wichtige Aufgabe von wirtschaftlich 
neutralen  S tellen  gelöst w ird .

Auf diesen Weg drängt auch eine andere S e ite  des P roblem s. D ie 
nämlich, daß es nicht daraus ankommt zu wissen, wie sich die E rträge 
allein au s  diesen oder jenen Betrieben verteilt haben, sondern dar-
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auf, einen umfaffenden Überblick zu gewinnen. Dieser ist einm al für 
die B etriebserträge selber nötig . E s  ist die Frage, welches ihre Ge­
samtsumme ist und wie sie sich nach Geschäftszweigen verteilt. D an n  
die anderen F ra g e n : W ie sieht das B ild  au s , w enn eine eingehende 
geographische Gliederung noch h inzu tritt?  Welches Ergebnis zeigt 
sich, w enn auch die verschiedenen Unternehm ungssorm en noch berück­
sichtigt w erden: sowohl die private Unternehm ung in  ihren ver­
schiedenen Form en wie die öffentliche?

D ie wichtigste Frage hiernach ist die nach der Verteilung. S ie  löst 
sich ebenfalls in  eine ganze Anzahl von Gliedfragen a u f : Welche B e­
träge werden in  den Betrieben unm ittelbar für sie selber zurückbe­
halten? Welche B erufsgruppen sind danach am B etriebsertrag  be­
te ilig t, die Unternehmer a ls  Arbeitende und a ls  Kapitalgeber ein- 
geschlosien? I n  welcher Höhe sind sie es? Welches B ild  ergibt sich, 
w enn die obenerwähnte geographische G liederung noch eingefügt 
w ird?  Große summarische G ruppen und ausgedehnte geographische 
Bereiche sagen dabei wenig aus. E s  kommt darauf an , nicht n u r die 
große Zahl, sondern die Unterschiede in  den Gliedzahlen zu sehen. 
S ie  vor allem sind imstande, der F ührung  des wirtschaftlichen Le­
bens, den aktiven Menschen, die in  ihr vorw ärtsdrängen , zu dienen. 
D ie großen Zahlen, die lediglich zusammenfaffen, sind für die be­
schaulichen Leute, die keinen Weg mehr zu finden brauchen oder nicht 
imstande sind, einen zu finden. W enn die richtigen W ege gefunden 
werden sollen, müssen die Glieder in den Übersichten —  selbstver­
ständlich unter W ahrung des Zusam m enhanges —  ausreichend 
klein sein.

Hier m uß gleich noch eine weitere Forderung angefügt w erden : 
die Übersichten müssen in  regelm äßigen Zwischenräumen —  und 
zw ar immer rechtzeitig —  erneuert werden. Dabei werden sich Ände­
rungen der Abweichungen in  den Gliedzahlen zeigen. S ie  erst sind 
die F ührungsw ertc , die au s  diesem Zahlenwerk, für sich allein ge­
nommen, anfallen können.



E s sollte versucht werden, in  diesen D ingen auch zu einer Ver­
gleichbarkeit über die nationalen  Grenzen hinweg zu kommen. D ie 
oben angesührten Versuche haben diese Eigenschaft nicht im  gering­
sten. S o w e it Deutschland und die Schweiz in  Frage kommen, ist auf 
die hauptsächlichsten Unterschiede bereits hingewiesen. Zum  T eil auch 
bei den anderen erw ähnten Ländern. V ereinbarungen, die die Ver­
gleichbarkeit verbessern, scheinen zurzeit aber kaum möglich. E s 
m üßte auch vorausgesetzt werden können, daß überall eine einw and­
freie Durchführung gewährleistet w äre. Schon in  diesem Punkt 
dürften zurzeit kaum überw indbare Hem m ungen vorhanden sein.

Fragen w ir u n s , wie an  die Lösung derAufgabe, die fü r die inneren 
wirtschaftlichen Verhältnisse überaus wichtig ist, herangegangen w er­
den könnte, fällt der Blick auf das umfassende M ate ria l, das in  
strenger Folge immer wieder bei der Reichsfinanzverw altung ein­
geht. E s  fällt sozusagen a ls  Nebenprodukt beim Steuerzahlen an . 
Und jeder S teuerzahler, das sind immer die Menschen, die ihren Weg 
finden müssen, die deshalb die Entwicklung jener Abweichungen in  
dem V erhältn is der Gliedzahlen zueinander kennen müssen, jeder 
S teuerzahler hat ein Recht zu fragen, w arum  es ihm in  den ver­
gangenen Zeiten nicht zur Verfügung gestellt worden ist. F ü r  die Z u­
kunft w ird er der F rage die Forderung, zu der er an sich auch berech­
tig t ist, nicht folgen zu lassen brauchen, w eil er voraussetzen darf, 
daß die gekennzeichnete Aufgabe bei dem Neubau der W irtschaft nicht 
übersehen werden w ird. D en nichtigen E inw and , daß das S teu er­
geheimnis auf diesem Wege verletzt werden könnte, w ird er sicherlich 
nicht mehr zu hören bekommen, wo doch klar ist, daß es sich bei der 
beschriebenenübersicht keineswegs um  dieSteuerverhältnisse des ein­
zelnen Pflichtigen handeln kann. W as bisher a ls  Steuerftatiftik ver­
öffentlicht w ird , ist gänzlich unzulänglich.

D ie Zahlen einer Übersicht der E rtragsverte ilung , wie der gefor­
derten, w ären Jftzahlen. D a s  gilt auch fü r den F all, daß es sich bei 
ihnen, soweit sie au s  der F inanzverw altung  stammen, erst um  ver­
anlagte Beträge handelt. D ie Übersichtsbeträge sind immer Jftbe-



träge oder stehen wenigstens a n  Stelle solcher. I m  letzten Falle müs­
sen dann freilich an  einem späteren Zeitpunkt noch Berichtigungen 
erwartet werden.

F ü r  die einwandfreie Abstimmung der Wirtschaft ist es notwen­
dig, dem Is t  Sollzahlen gegenüberzustellen. S ie  müssen sich auf Exi- 
ftenzminima g ründen : A us ihnen ergeben sich unter Berücksichtigung 
der örtlichen Wertverhältnisse die Mindesteinkommen a ls  Gegenwert 
für die Leistungen au s  jeder Existenz. Die Berechnung der Exiftenz- 
m in im a ist eine alte Übung der Menschen in der arbeitsteiligen 
Wirtschaft selbständiger Betriebe. M a n  braucht nu r  einmal der 
Unterhaltung einer Gruppe von Gehaltsempfängern über Einstu- 
sungsfragen beizuwohnen, um  dies zu erkennen. Jeder Beruf, ja 
jede S tu fe  jedes B erufs  hat ein besonderes M in im um . Alle zusam­
men ergeben ein ganzes System, das  die Grundlage für die Bemes­
sung der Gegenwerte für alle Leistungen und ihr Verhältnis zuein­
ander bildet. D a s  gilt zunächst nur, soweit die Seite  der Leistenden 
in  Frage kommt. Entscheidend ist erst, ob diese Gegenwerte von dem 
letzten Abnehmer auch anerkannt werden. I n  der Reihe der Ab­
nehmer, die sich vielleicht von Wirtschaftsstufe zu Wirtschaftsftufe 
auf dem Wege der Werte oder Wertteile in anderen Werten einander 
folgen, steht bei dieser Entscheidung der erste wie alle ihm vielleicht 
noch folgenden schon für den letzten. D a s  geschieht aber immer in 
einer Weise, die einem Vorbehalt des letzten, der immer H ausha lt  
ist, gleichkommt, endgültig selbst zu bestimmen. D a ra u s  können sich 
sehr unliebsame Überraschungen und Rückwirkungen auf die Ver­
mögensverhältnisse derjenigen ergeben, die auf ihr eigenes Risiko 
a l s  Abnehmer vor dem letzten schon Preise nennen und halten m uß­
ten. D a s  gilt auch, wenn die dem H au sh a l t  vorgeschalteten Betriebe 
ihn zwingen wollen, sich ihnen zu fügen. E s  ist möglich, daß er a u s ­
weicht, indem er sich der Menge nach einschränkt oder auf ein S u r r o ­
gat übergeht oder alte Gebrauchsgegenstände länger benützt.

D a s  große Risiko der Wirtschaft liegt darin , ob sie beim Eintreffen 
der Werte in den Haushalten , in der mannigfaltigen Zusammen-



setzung, in  der die G üter gebraucht werden, auch stimmen w ird . 
Dieses S tim m en  ist nach der anderen S eite  dann wieder von der 
Höhe der Existenzminima abhängig, nach denen die Gegenwerte fü r 
dieLeiftungen ursprünglich bemessen w urden, w o rau s sich im G rnnde 
eine wirksame Unterstützung für die Betriebe ergibt, die die Lei­
stungen vor den H aushalten  und an  ihrer Stelle bewerten und den 
Gegenwert leisten m ußten. I n  der Regel werden dabei ja  auch schon 
Erfahrungen, die m it den H aushalten  a ls  letzten Abnehmern ge­
macht worden sind, benützt worden sein.

D e r  B e g r i f f  E x i f t e n z m i n i m u m  ist  b e i  a l l e d e m  
n a t ü r l i c h  n i c h t  m i t  d e m  U n t e r h a l t  d e s  n a c k t e n  Le b e n s  
g l e i c h g e s e t z t .  E r enthält hier jedenfalls die Möglichkeit, politische 
und Kulturbedürsnisse zu befriedigen. Auch die Erfordernisse der B e­
ru fsau sb ild u n g  und der W eiterbildung im  Berufe sind eingeschlos- 
fen. E s  ist demnach an  kein bloß tierisches Exiftenzminimum gedacht, 
selbst bei der niedrigsten S tu fe  nicht, sondern an  eine Zusam m en­
fassung der Erfordernisse für berufstätige Menschen in einem System 
von S tu fen  verschiedenster Höhenlage.

F ü r  die erörterte Sollseite gegenüber dem I s t  bedarf es ganz 
anderen M a te ria ls  a ls  fü r dieses. E s  ist dafür notw endig, das 
Leben in  den H aushalten  genau zu kennen, und zw ar nicht n u r im 
eigenen, sondern in allen nach der ganzen m annigfaltigen G ruppie­
rung , in der sie Vorkommen. D er statistische Bereich, der hier in  B e­
tracht kommt, ist deshalb vor allem die H aushaltsftatiftik . Nicht 
statistische A ufnahm en über die Konsum tion nach W erten helfen u n s , 
sondern eine H aushaltsftatiftik , die zeigt, wie die verschiedenen B e­
rufsgruppen  bei verschiedener Fam iliengröße, in  den verschiedenen 
Derusshöhenlagen und Einkommensschichten und in  den verschie­
denen engbegrenzten geographischen Bezirken, Gemeinden, groß­
städtischen Gemeindeteilen ihren H au sh a lt führen, m it welcher Z u­
sammensetzung und welcher Sum m e von W erten sie auskommen und 
in  welcher Weise ihr B edarf schrumpft oder sich ausw eitet, w enn die 
Kaufkraft fällt oder steigt.



Dabei taucht auch die F rage nach den W ertsum m en auf, die au s  
den H aushalten  von dem Gegenwert der Leistungen ihrer Ange­
hörigen den werterzeugenden Betrieben a ls  K apita l zur Verfügung 
gestellt werden. D a s  geschieht unm ittelbar, w ie in  gewissem Um­
fange bei den Form en des Einzelkaufm anns, im  Handwerk, auch in 
der Landwirtschaft, oder m ittelbar auf dem Wege der Zusammen­
fassung und Verteilung der Ersparnisse durch Sparkassen, K redit­
genossenschaften und Banken. Auch diejenigen B eträge müssen dabei 
berücksichtigt werden, die fü r die Leistenden in den Anstalten der S o ­
zialversicherung und in  der übrigen Versicherung sich ansam m eln. 
Ebenso die, die in  Pensionsfonds und ähnlichen B ildungen zusam­
mengehalten werden.

B ei alledem darf aber eines nicht au s  den Augen gelassen w erden: 
die Bedürfnisse, die in  den H aushalten  B efriedigung suchen und in  
den Existenzminima ihren Ausdruck finden, sind individuelle, auch 
soweit sie von nationalen , von B eru fs- und anderen allgemeinen 
Zusammenhängen beeinflußt werden. D er Gegensatz dazu sind w ill­
kürlich norm ierte, konstruierte. S ie  gelten für gedachte Menschen, aber 
nicht fü r wirkliche. I h r  E rgebnis ist öde Gleichmacherei, die abge­
lehnt werden m uß. D a s  bedeutet aber keine Ablehnung einer P la ­
nung , die das S tim m en  der W irtschaft vorbereitet. N u r S o lls , die 
a u s  unwirklichen B edürfn is- und Bedarfsgesam ten abgeleitet sind, 
werden abgelehnt, w eil sie n u r zu einer P la n u n g  fü r ein Wölken­
kuckucksheim, aber nicht fü r eine W irtschaft au s  R ealitä ten  taugen. 
D er Leser erinnere sich daran , daß die willkürliche N orm ierung von 
Bedürfnissen so w eit geht, ein irreales S o ll zw angsw eise an  die 
S telle  eines Is t  zu setzen, das es seiner N a tu r nach nicht ersetzen 
kann. D a s  E rgebnis ist eine P lanw irtschaft nach russischem System , 
in dem ein S o ll angeordnet w ird  und vollzogen werden m uß. E s  ist 
aber keine W irtschaft nach P la n u n g  mehr, in  der au s  den realen Ver­
hältnissen Sollzahlen gefunden und zur Kontrolle des J s ts , das sich 
in realer Weise ergibt, benützt werden, so daß a u s  der Differenz die 
Abweichung und ihr M aß  ersehen werden können.



I n  diesen Differenzen und ihren zeitlichen Veränderungen liegt 
noch weit mehr H alt  und Führung wie in denen, die das Verhältnis 
n u r  der Istpoften in den aufeinanderfolgenden Zeitabschnitten an­
geben. Die letzten können ihnen gegenüber bedeutungslos werden, 
wenn die S o l ls  richtig gesetzt werden.

A b s c h l i e ß e n d  ist  noch d a s  ä u ß e r s t  W i c h t i g e  h i n z u ­
z u f ü g e n ,  d a ß  j e n e  nach r u s s i s c h e m  M u s t e r  z u  v o l l ­
z i e h e n d e n  S o l l s  d i e  e i g e n e  g e i s t i g e  M i t a r b e i t  d e r  
w i r t s c h a f t e n d e n  M e n s c h e n  a u s s c h l i e ß e n ,  w ä h r e n d  
d i e  p l a n e n d e  W i r t s c h a f t  s i e  irr v o l l e m  M a ß e  i n  A n ­
s p r u c h  n i m m t .  N u r  ist es bei dieser möglich gemacht, das Ver­
halten der Einzelnen besser zu beurteilen und den Weg, den die 
Wirtschaft zu gehen hat, deutlich werden zu lassen.

Eine Untersuchung, wieweit die Haushaltsstatistik bisher in allen 
D ingen vorgedrungen ist, führt heute noch zu einem niederschmettern­
den Ergebnis. N u r  sehr wenig ist schon geschehen. An einigen Stellen 
ist M ate r ia l  für solche Zusammenstellungen gesammelt worden. Zum 
Teil find es öffentliche Stellen, zum Teil private (Verbände). Im m e r  
ist man durch Unterlassung von notwendigen Gliederungen in der 
A usw ertung fteckengeblieben. Vor allem aber w ar  der Umfang des 
vorliegenden M ate r ia ls  immer zu gering.

Die Schwierigkeiten sind nicht zu unterschätzen, weil immer erst 
H aushalte  gewonnen werden müssen, die sich verpflichten, in  geeig­
neter und zuverlässiger Weise Rechnung zu führen. Eine zwingende 
Verpflichtung für Haushalte, nach gegebenen Schemata Buch zu 
halten, gibt es nicht. Im m erh in  ist für gewisse Gruppen von H a u s ­
halten ein ganz roher Einblick in die Schrumpfungsverhältnisse m an­
cher Güterarten schon gewonnen, der freilich n u r  unter den Bedin­
gungen gilt, unter denen sie lebten, und für die Zeit, in  der die Auf­
nahmen erfolgten. Auch die Begriffe der effektiven und nominellen 
Schrumpfung sind ( in  der Baseler Statistik für 1919— 1921) schon 
erarbeitet und in begrenztem Bereich auch angewandt. M a n  hat ver­
sucht auch von der Warenseite her in die H aushalte  vorzudringen



und feftzuftellen, wie es bestimmten W aren in den Schwankungen 
der Kaufkraftverhältnisse ergeht

Aber es ist bezeichnend für den S ta n d  der Entwicklung, daß es 
felbft in  der erst vor kurzer Zeit veröffentlichten zuletzt genannten 
Schrift noch für notw endig gehalten w ird , sich m it dem B ew eis der 
Engelschen und Schwabeschen Sätze herumzuschlagen, daß das täg­
liche B ro t und die M iete einen um  so größeren Bruchteil der K auf­
kraft in  Anspruch nehmen, je geringer der R ealw ert des Einkommens 
ist. E s  m üßte natürlich auch hier noch festgestellt werden, daß es nicht 
ganz gleichmäßig so ist und daß diese Verhältnisse an  der Grenze des 
Armenhauses sicherlich aufhören. D arau f aber ist auch in  jener Schrift 
nicht Bedacht genommen.

H ier, fü r die gewaltige Aufgabe, um die es geht, kommt es darauf 
an, die Entwicklung der Bedarfsgesam te in den H ausha lten  nach 
Zusammensetzung und W erthöhe in  den verschiedensten schon oben 
angegebenen G liederungen kenncnzulernen, um  die nötigen E in ­
blicke in  die organischen Zusammenhänge zu bekommen. M it  Ge­
meinplätzen und Zahlen, die ihnen gleichkommen, ist wenig geholfen.

D ie großen Schwierigkeiten sollten nicht zurückschrecken, sondern 
reizen. Gerade die herrschenden inneren Unstimmigkeiten in  den 
W irtschaften der einzelnen nationalen  Bereiche unterstreichen die ge­
stellte Aufgabe m it allem Nachdruck.

D a s  Ganze, das auf dem angegebenen Wege erreicht w ird , kann 
a l s K o n t r o l l e d e r E r t r a g s v e r t e i l u n g m i t H i l f e f l i e -  
ß e n d e r P l a n u n g  bezeichnet werden. Fließend darf gesagt w er­
den, w eil sie sich regelm äßig wiederholt und durch diese W ieder­
holungen dauernd wirkt. E rtragsverte ilung  steht in  allen w ert­
erzeugenden Betrieben in  enger V erbindung m it der V erteilung der 
Erlöse und des Erlösersatzes einer Periode. Diese Gesamtsumme 
verteilt sich nach Abzug der B eträge, die schon zur folgenden Periode 
gehören, aus die Deckung der A usgaben fü r betriebsfremde W erte,

* B a u e r  und B a a b e ,  Sonderheft 28 zur Konjunkturforschung: Eink. 
und Fleischverbrauch.



die unm itte lbar fü r die abzurechnende Periode an D ritte  bezahlt 
w orden sind oder noch bezahlt werden rnüssen, sowie die der perioden­
fremden W erte, die der vorhergehenden Periode hat zugerechnet w er­
den müssen, und auf den B etriebsertrag , dessen Verteilung sich orga­
nisch Ln der oben auseinandergesetzten Weise vollzieht. E rgänzt w ird 
d ieB etriebsertragsverteilung durch dieVerteilung außerbetrieblichen 
Einkommens, wie desjenigen a u s  Lotterie und S p ie l. Aber es ist 
auch hier schon wieder fraglich, ob es sich nicht um  G ew inn au s  einer 
B eteiligung a n  Betrieben handelt. E s  scheint, daß es Einkommen, 
d as  nicht au s  B etricbsertrag  stammt, gar nicht geben könnte, es sei 
denn durch zufälliges F inden verlorener Gegenstände, die dem F in ­
der zukommen, oder durch Schenkungen oder durch Vererbung.

Auch die E rlösverteilung auf D ritte  und den einzelnen B etrieb 
m uß in organischer Weise vor sich gehen. S ie  läß t sich auf dem Wege, 
den die Kartelle gehen, erreichen. Freilich müssen diese, w enn das Ziel 
erreicht werden soll, in  Zukunft eine dafür geeignetere Geschäftspoli­
tik machen. D arau f w ird später noch zurückzukommen sein.

An dieser S telle ist zum Schluß noch darauf hinzuweiscn, daß das 
ganze E rtragsverteilungsproblem  ein Zurechnungsproblem ist. E s  
ist die F rage, w ieviel dem einzelnen m it A rbeit oder K apita l B e­
teiligten von dem B etriebsertrage zuzurechnen ist, die hier immer 
und nach jeder möglichen Richtung gestellt ist. Über dieses Zurech­
nungsproblem  sind sich, soweit ich sehe, alle einig, die darüber ge­
schrieben haben: sie halten es für un lösbar. Ich bin nicht dieser M ei­
nung, sondern behaupte, daß es sehr w ohl lösbar ist und daß, so­
lange es die W irtschaft arbeitsteiliger selbständiger Betriebe gibt, 
diese Lösung wenigstens notdürftig  und schlecht immer hat gefunden 
werden müssen. Direkt gibt es freilich keinen Weg dazu. E r verläuft 
vielmehr indirekt. E i n e s t i m m e n d e W i r t s c h a f t  i s t d e r B e -  
w e i s ,  d a ß  d a s  Z u r e c h n u n g s p r o b l e m  g e l ö s t  ist. D e r  
W e g b e f t e h t a l s o d a r i n ,  d u r c h d i e B e m e s s u n g d e r E r -  
t r a g s a n t e i l e  d i e s e s  S t i m m e n  h e r b e i z  u f ü h r e n .  E r -  
r e i c h t i f t e s ,  w e n n d e r E r t r a g a u s a l l e B e t e i l i g t e n s o



v e r t e i l t :  ft, d a ß d i e d a d u r c h e r r e i c h t e G l i e d e r u n g d e r  
r e a l e n K a u s k r a f t a l l e r d a s d e n k b a r h ö c h f t e M a ß v o n  
A r b e i t s m ö g l i c h k e i t  f ü r  d i e  L e i s t e n d e n  e r g i b t .  Es  ist 
durch diese Form ulierung klargemacht, daß durch eine bessere Lösung 
des Zurechnungsproblems auch jener Sinnwidrigkeit in  der gegen­
wärtigen Wirtschaft zu Leibe gegangen wird, daß arbeitswillige Lei­
stungsfähigkeit überschüssig ist und die Bedarfsgesamte doch schrump­
fen müssen. I n  diesem Zusammenhänge steht auch die Politik  der 
Subventionen, wenn sie irgendwo betrieben wird. Denn Subven­
tionen sind immer Berichtigungen der Ertragsverteilung unter Allen 
und haben nu r  dann einen vernünftigen S in n ,  wenn es durch sie 
leichter gemacht wird, das soeben angegebene Ziel zu erreichen. S u b ­
ventionspolitiker anderer Richtung müssen aufs strengste zur Rechen­
schaft gezogen werden.



Das Geld- und Kapitalproblem ist ein Ertrags- 
vcrteilungsproblem

Um den Nachweis zu führen, daß der Überschrift zuzuftimmen ist, 
bedarf es nur einer Untersuchung der Gründe, aus denen sich Geld 
und Kapital als Erscheinungen des Wirtschaftslebens entwickelt 
haben.

Wie verläuft dieser Zusammenhang? Der Leser erinnere sich, um 
den Ursprung zu finden, an den Vergleich zwischen reinen Selbst­
versorgern und arbeitsteilig arbeitenden selbständigen Wirtschaftern 
weiter oben. Dort ist auseinandergesetzt, daß im Fall der letzten alle 
zusammen das Sozialprodukt Hervorbringen. Das ist ein Leistungs- 
gcsamt bestimmten Umfangs und bestimmter Zusammensetzung, das 
in dieser doppelten Hinsicht dem Bedarfsgesamt desselben W irt- 
schaftsbcreichs gegenüberstcht.

Der Bedarf des Einzelnen kann nur aus dem Sozialprodukt ge­
deckt werden. Der Einzelne steht also in doppelten Beziehungen zu 
diesem: er hat es mit geleistet und er muß seinen Bedarf daraus 
decken. Aber was er geleistet hat und was er sich beschaffen w ill, sind 
nicht dasselbe. Er braucht, was andere in die Leistung aller hinein­
geleistet haben. Den anderen geht es wie ihm. Wäre es nicht so, hätte 
sich das Gebilde „Sozialprodukt" gar nicht entwickeln können. Nun 
stehen demnach die Einzelnen der Gesamtleistung mit der durch ihre 
anteilige Leistung erworbenen Berechtigung gegenüber, ihrenBedarf, 
in der Zusammensetzung, die im wesentlichen sie selbst bestimmen, 
aus ihr zu decken. Aber wie legitimieren sie sich? Die fehlende Legi-



tim ation  m uß sich einm al auf die Leistung gründen. S o d an n  m uß 
sie die Höhe des A nteils, b is zu dem der Einzelne berechtigt ist, genau 
angeben. D ieses letzte kann natürlich nu r in  Übereinstimmung m it 
dem W ert der einzelnen Leistung geschehen. Schließlich m uß sie dem 
B eteiligten die F reiheit gewährleisten, seinen eigenen B edarf zu 
decken, nicht den eines gedachten Menschen, in  besten B ew ußtsein es 
nu r konstruierte oder willkürlich norm ierte Bedürfnisse gibt, und von 
dem behauptet w ird , daß er wirklich sei.

D i e  L e g i t i m a t i o n  d i e s e r A r t ,  d e r e n  F u n k t i o n d i e  
W i r t s c h a f t  a r b e i t s t e i l i g e r  B e t r i e b e  er s t  m ö g l i c h  
ma c h t ,  ist  d a s  G e l d .  D er Leistende erhält es im  B etrag des 
Gegenw erts seiner Leistungen. E r ist in  dieser Höhe berechtigt,Güter­
w ert au s  dem Sozialprodukt zu beziehen. E ine E inengung seiner 
Freiheit, die ihm geeignet erscheinenden G üterw erte auszuw ählen, 
findet nicht statt. D enn vollkommenes Geld lau tet nicht auf B ro t, 
aus Fleisch, auf K artoffeln oder auf andere bestimmte D inge, sondern 
auf abstrakte Beträge, durch die m an befähigt w ird , alle möglichen 
W erte zu kaufen, w enn n u r die Sum m e ausreicht.

Viele glauben, daß Geld überflüssig sei. D a s  ist aber Unsinn. E s 
könnte überflüssig gemacht werden, w enn es möglich w äre, die Ar- 
beitsteiligkeit der W irtschaft abzuschasfen. D aß  davon aber keine 
Rede sein kann, ist schon eingangs dieser Schrift ausführlich nachge­
wiesen. H inweise darauf, daß m an, wie zurzeit z. B . in  R u ß lan d , 
W ertverteilungszettel, die auf B ro t, Fleisch oder anderes lauten, an 
seine S telle setzen könne, gehen völlig fehl, w eil in  der arbeitsteiligen 
W irtschaft auch solche Zettel Geld sind. S ie  sind n u r sehr unvollkom­
menes Geld : solches,das dem Leistenden, der es alsG egenw ert erhält, 
die Freiheit der Verwendung nim m t. Solch Geld kommt leicht auf, 
w enn dieW irtschaft in  groberW eise nicht stimmt. E s  is tdasM itte l,sie  
durch G ew alt stimmend zu machen. D a  das S tim m en  aber n u r dann 
eintreten kann, w enn die G ew alt sich zurückzieht und die voll verant­
wortliche geistige M ita rb e it der einzelnen W irtschaftenden wieder 
einsetzt, können solche Zettel fü r die Abstimmung der W irtschaft n u r



a ls  unbrauchbar bezeichnet werden. D aß  sie in  einer Übergangszeit 
bei üblen M ißständen auch einm al gute Dienste leisten können, w ird 
dam it nicht geleugnet. Aber ihre Verwendung hat ihrerseits M iß ­
stände zur Folge, die bestätigen, w as schon gesagt ist. I m  Falle w ill­
kürlich norm ierter Bedürfnisie freilich, kann m an ohne solche immer 
bedenklichen H ilfsm itte l nicht auskommen. Aber eine solche A rt W ir t­
schaft ist die jener öden Gleichmacherei, verbunden m it der A ustrei­
bung der ursprünglichen und unm itte lbar lebendigen, geistigen M it­
arbeit der Einzelnen, die abzulehnen ist. E s  bedarf keines H inw eises, 
daß diese Ablehnung nichts m it einer Ablehnung der Form ung der 
Menschen und ihres B edürfnisgesam ts durch Erziehung zu tu n  hat. 
D enn diese ist selbstverständlicher Bestandteil des geistigen W erdens 
der Menschen. E s  sei hier auf den A usw ahlprozeß im menschlichen 
B ew ußtsein  zurückgewiesen, von dem schon weiter oben das N ötige 
gesagt ist.

Von den Geldtheorien der N ationalökonom en ist aus die hier nach­
gewiesenen Zusammenhänge noch nicht aufmerksam gemacht. E s  
kann aber seftgestellt werden, daß die Einkommenstheorie oder die 
Anw eisungstheorie Schum peters ihm näherftehen a ls  die Q u a n ti­
tätstheorie. D a s  g ilt auch fü r die neuzeitliche Fasiung der letzten.

D er Gegenwert der Leistungen, w orin  immer sie bestehen mögen, 
seien es A rbeitsleistungen oder Nutzungen, die überlasten werden, 
m uß zum H au sh a lt der Leistenden gerechnet werden. Dieser B egriff 
ist hier also nicht a ls  Küchen- und Eßtischbegriff gefaßt. E s  gehört 
vielm ehr alles dazu, w as  die wirtschaftliche S te llung  der wirtschaf­
tenden Menschen in Fam iliengruppen oder einzeln begründet. Auch 
die M achtpositionen, die Einzelne oder F am ilien  in  den werterzeu­
genden Betrieben a ls  B eteiligte oder Kreditgeber haben, gehören 
grundsätzlich dazu. Auf allen diesen M itte ln  baut sich das Leben der 
F am ilien  oder Einzelnen und durch dieses ihr W irken auf.

D en H aushalten  gegenüber sind die werterzeugenden Betriebe, 
der H andel eingeschlossen, abgeleitete. S ie  sind von jenen abgeleitet.



D a s  g ilt nicht n u r von den Kapitalgesellschaften, denen durch 
die Bankwirtschaft freie M itte l der H aushalte  zugeführt werden, 
sondern auch von den Gesellschaftern der Personalgesellschaften, die 
„au s  ihrem Privatverm ögen" Beträge in ihre Gesellschaften über­
führen, sogar von dem Einzelkaufm ann und allen diesem ähnlichen 
B ildungen , auch in  der Landwirtschaft, bei denen au s „privaten 
M itte ln" die Abzweigungen für die werterzeugenden Betriebe vor­
genommen werden. I n  jedem Falle sind die letzten von den H a u s­
halten abgeleitet. D a s  enge V erhältn is mancher von ihnen zum 
H au sh a lt, wie bei dem Ladeninhaber, Handwerker und Landw irt, 
unterstreicht diese Feststellung nur. D ie A bleitung erfolgt in der 
Weise, daß in  irgendeiner konkreten Form , bar oder durch Sach­
güter, Leistungsgegenwert au s  irgendeiner Zeit, das ist abstrakter 
W ert, G eldw ert, au s  dem H au sh a lt in  den gegründeten werterzeu­
genden B etrieb übergeführt w ird . D o rt w ird  er a ls  K apital in  das 
Geschäftsvermögen um gewandelt, in  und an  dem sich der betrieb­
liche W ertum lauf vollzieht. Nachträgliche Verstärkungen der w ert­
erzeugenden M itte l erfolgen immer durch denselben Vorgang. Bei 
Verlusten m uß der H au sh a lt W ert von den so investierten B eträgen 
streichen. D ie werterzeugenden Betriebe entstehen demnach durch 
A bleitung ihres K ap ita ls  au s  den M itte ln  der H aushalte , dessen 
Verwendung in  fortgesetzter Entwicklung das Geschäftsvermögen in  
den verschiedenen Zeitpunkten des B etrieslebens ergibt. D a s  ist auch 
im F all der F inanzierung bestehender Betriebe au s eigenem G ew inn 
so. D enn dieser letzte kommt grundsätzlich den B eteiligten zu, auch 
w enn er —  m it oder ohne ihre Zustimmung —  zunächst zur Ver­
stärkung des Geschäfts verwendet worden ist.

F ü r  die Verwendung der abgeleiteten K apitalbeträge sind den 
Leitern der werterzeugenden Betriebe dann Führungszahlen  nötig , 
wie sie in  dem vorausgeschickten T eil dieses Buches beschrieben sind, 
um  zu ihrem T eil an  dem richtigen Umfang und an  der richtigen 
Zusammensetzung des Leiftungsgesamts der nationalen  W irtschaft 
mitzuwirken.



I n  diesem Zusammenhänge bedars auch dieRichtung und dasA us- 
m aß , in  denen die Verfügung der W irtschaft über Kapitalm affen 
durch rechtliche Bestimmungen von vornherein beschränkt ist, ein­
gehender Untersuchung und B eurteilung . S o  bei den Notenbanken, 
bei den Banken, bei den Sparkassen, bei den Versicherern, sowohl den 
privaten  wie den sozialen, bei den Genossenschaften, bei Post und 
D ahn. D ie Frage, die dabei dauernd aufgeworfen ist, lautet so : 
H indern  diese B indungen an einer Verwendung des K ap ita ls , die 
zur Förderung des S tim m en s der W irtschaft erforderlich ist? W enn 
sie zu bejahen ist, müssen die nötigen Änderungen erfolgen. D ie 
G ründe, die zur Aufstellung solcher Vorschriften geführt haben und 
die in  der Regel eng m it dem Problem  der Sicherheit der N ation , 
des S ta a te s  oder der W irtschaft Zusammenhängen, sind dabei fort­
laufend streng zu beachten.

D ie A bleitung von K apita l in  die werterzeugenden Betriebe kann 
auf doppelte Weise ermöglicht w erden: durch Ersparnisse der Lei­
stenden oder durch Geldschöpfung.

F ü r  die erste Möglichkeit ist es wichtig zu wissen, wieviel Geld­
w ert in  den aufeinander folgenden Zeiträum en von den verschie­
denen G ruppen von Leistenden in  den verschiedenen geographischen 
Bezirken und Unterbezirken gespart w ird und auf welche Weise es 
derW erterzeugung zurV erfügung gestellt w ird : ob unm ittelbar, wie 
durch die F inanzierung au s nicht verteilten G ew innen oder durch die 
direkte Überführung au s dem H au sh a lt in  das Geschäft, z. B . beim 
Einzelkausmann oder Gesellschafter einer Personalgesellschaft, oder 
ob m ittelbar durch bankwirtschaftliche Betriebe aller A rt, die sam­
m eln und verteilen, wie es den Betrieben in  allen möglichen U nter­
nehm ungsform en gegenüber geschieht.

D ie zweite Möglichkeit, die Beschaffung des K ap ita ls  durch Geld­
schöpfung, ist noch immer um stritten. E s  ist in  der T a t ein schwie­
riges Problem , das sich da vor u n s  erhebt. D a s  Erstaunlichste aber 
ist, daß m an sich in Deutschland erst so spät intensiver m it ihm 
beschäftigt hat, denn es ist eines der ältesten und wichtigsten P ro -



bleme der arbeitsteiligen W irtschaft selbständiger Betriebe über­
haupt.

Um w as handelt es sich bei der Geldschöpfung? E s  sei an  einem 
Beispiel deutlich gemacht. Eine F irm a, die in ihrem K reis volles 
V ertrauen genießt, ist in  Gefahr, w eil ihre Bank au s eigener 
Schwäche versagt und infolge einer Krise im  Bankwesen von anderen 
Banken neue Kredite kaum eingeräum t werden. S ie  h ilft sich in  der 
Weise, daß sie den Arbeitern, Angestellten und Lieferanten Beschei­
nigungen über den B etrag  ihrer Leistungen aushändig t und sie auf- 
sordert, diese ihrerseits zu Zahlungen an  ihre Lieferanten zu ver­
wenden. D ie Voraussetzung, ohne die es nicht geht, ist, daß dieses 
Notgeld genommen w ird . B ei den Ladengeschäften, von denen die 
Arbeitnehmer ihren täglichen und periodischen B edarf beziehen, w ird 
das angenommen werden können. B ei den Lieferanten der Liefe­
ran ten  der R oh- und Hilssftoffe w ird es schon bezweifelt werden 
müffen. J e  weiter der K reis sich auszudehnen sucht, desto größer w ird 
der W iderstand werden, w eil die Verwertungsmöglichkeit in  dieser 
Richtung immer geringer w ird. E s  bleibt n u r die Rückgabe der 
Scheine an  die Emissionsstelle. N un  m uß die E inlösung in W äh­
rungsgeld, gesetzlichem Geld, erfolgen können, w enn das Vertrauen 
nicht ausreicht, die S um m en a ls  Forderung oder Beteiligung stehen 
zu lassen. Aber die Einlieferer werden die Scheine, die sie aus 
M angel an  V ertrauen oder a u s  M angel an  M itte ln  einreichten, a u s ­
gezahlt haben wollen. D afü r kommt es darauf an , ob die Leistungen, 
fü r die das Notgeld ausgegeben worden ist, inzwischen schon haben 
veräußert werden können. D aß  es hat geschehen können, ist um so 
unwahrscheinlicher, je länger der Produktionsprozeß, den die F irm a 
betreut, dauert. W enn der U m lauf der auf die angegebene Weise 
finanzierten Leistungen noch nicht zu Gegenwerten geführt hat, die 
zureichen, ist es entscheidend, ob M itte l a u s  anderen Q uellen zur 
Verfügung stehen. Vielleicht kann noch auf ein eigenes letztes R e­
servevermögen zurückgegrisfen werden. Vielleicht ist es inzwischen 
gelungen, einen neuen Bankkredit zu finden, der zur R ettung  ver-



wendet werden kann. Vielleicht haben sich befreundete F irm en, viel­
leicht gerade G roßlieferanten, die m it zu den Einreichern gehörten, 
doch noch entschlossen, ihre B eträge flehen zu lassen, so daß noch vor­
handene kleine M itte l fü r den Reft der Einreichungen reichen. Aber 
wie w ird es morgen, übermorgen, in  einer Woche, in einem Jah re  
sein?

I n  meinem Beispiel handelt es sich um  Geldschöpfung durch A us­
gabe von Zahlzetteln auf G rund von Leistungen.

Auch in  der Form  von G iralgeld kann sie vorgenommen werden. 
D afü r ist erst in  den letzten Wochen ein ausgezeichnetes Beispiel 
durch die Presse gegangen, das den V organg nach dieser S e ite  ganz 
deutlich macht. Ich meine das der Argo-M ark. D ie Zentrale w ar in  
diesem Falle die „Deutsche Arbeitsgemeinschaft zur Förderung aller 
Berufe e. V.". D er Nam e Argo stammt von einer solchen G ründung 
in  Oberschlesien. S ie  breiteten sich allmählich fast über ganz Deutsch­
land au s. Über ihre Geschäfte entnehme ich der Tagespresse die fo l­
genden Notizen. Die in  einer Arbeitsgemeinschaft zusammcngeschlos- 
senen Kaufleute gewähren z. B . einem M itgliede einen zinsfreien 
Kredit in  Argomark zum B au  eines W ohnhauses, der durch die E in ­
tragung einer Hypothek auf dem Grundstücke gesichert w ird. E r ist in 
20 b is  30 Jah ren  in  monatlichen R aten  zurückzuzahlen. D er Kredit­
nehmer hat 8 o/o D erwaltungskoftenbeitrag zu zahlen, der einbe­
halten w ird. D ie Verfügung über den Kreditbetrag in  Argomark, ein 
anderes G uthaben besteht nicht, kann nu r durch Überweisung inner­
halb der Arbeitsgemeinschaft erfolgen. Auch die Em pfänger können 
ihre B eträge nu r in dieser Weise verwerten. D ie B aulieferan ten  und 
derV auherr sowie die Arbeitnehmer müssen daherM itglieder werden, 
w enn sie Bezahlung erhalten wollen. Diese erfolgt durch Gutschrift 
unter 2  o/g Abzug. D a s  g ilt auch von den Angestellten und A rbeitern 
am  B au . D am it die Argo den Daransprüchen, die an  sie selber heran- 
treten können, Nachkommen kann, läß t sie sich von ihren M itgliedern  
in bestimmter Höhe B areinzahlungen leisten, über die diese in  Argo-
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mark auf dem Girowege innerhalb der O rgan isa tion  sofort wieder 
verfügen können.

Die Beurte ilung  ist hier nicht anders  a ls  vo rh in :  denn auch hier 
können U m w andlungen in  B a rm it te l  oder W ährungsgeldguthaben 
nicht vermieden werden. Dabei wird sich zeigen, ob die Arbeitsge­
meinschaft jederzeit stark genug ist, sie zu leisten. S i e  versucht sich 
durch die B areinzahlungen ihrer M itglieder, auch der Arbeitnehmer, 
dafür stark zu machen. Woher aber sollen diese die Beträge nehmen, 
w enn sie selbst fü r  ihre Leistungen n u r  Argomark-Gutschrift er­
halten? Viel wichtiger a l s  die Eselsbrücke der Bareinhebungen von 
den M itg liedern  ist das  andere, daß die B au ten  Erträge bringen, 
au s  denen die Rückzahlung der Kredite erfolgen kann. Gerade das 
aber scheint durch das  Verfahren wenig günstig beeinflußt zu werden. 
Dieser Umstand ist um  so bedeutsamer, a ls  sich bei so langfristigen 
F inanzierungen auf G rund  vonGeldschöpfung d asV erhä ltn is  beson­
ders leicht einftellen kann, daß die Forderungen des Umtausches von 
Argobeträgen in W ährungsbeträge nicht befriedigt werden können. 
D a ß  die Verpflichtung der M itglieder zu Barzah lungen  dagegen aus 
die D auer  nicht helfen kann, ist oben schon erwähnt.

Die Beispiele sind nicht der eigentlichen Bankwirtschaft entnom­
men, obwohl gerade sie das  weite Gebiet der Geldschöpfung ist. E s  
kam darauf an, sie deutlich abzugrenzen, w a s  dort weniger mög­
lich ist. An ihnen w ird  klar, daß es sich bei der Geldschöpfung darum  
handelt, Leistungen nicht a u s  Erspartem, sondern durch ihre bloße 
Anerkennung zu bezahlen. Diese erhält eine F o rm , in  der sie 
auch von D rit ten ,  von denen m an  kaufen will oder denen gegenüber 
m an  ältere Zahlungsverpflichtungen hat, honoriert w ird . E s  kommt 
für alles Weitere darauf an , daß es sich bei der G rundlage überhaupt 
um  eine Leistung handelt , und ferner darauf, daß diese W ert  hat und 
rechtzeitig veräußert werden kann, so daß a u s  dem Gegenwert jene 
in Um lauf gekommene Anerkennung von der Emissionsstelle ihrer 
F o rm  ohne Schwierigkeiten eingelöft werden kann, wodurch der 
ganze Vorgang erst abgeschloffen wird.



Unsere Beispiele zeigen gleichzeitig die Gefahren, denen Betriebe 
ausgesetzt sein müssen, die sich einzeln oder gemeinschaftlich m it  
anderen der Geldschöpfung bedienen, besonders w enn die Gegen­
werte für die zugrunde liegenden Leistungen wie bei B au ten  in  den 
E innahm en, die sie bringen, erst nach und nach und in längerer Zeit 
hereinkommen. E s  entsteht dann  ein ruinöser Zwischenraum der 
Verpflichtung des Eintausches geschöpften Geldes und der Möglich­
keit, ihr au s  den eingegangenen Leistungsgegenwerten nachzukom­
men, wenn keine jederzeit wirksame dauernd tragfähige Überbrückung 
m it Hilfe anderer M it te l  vorhanden ist. Außerdem zeigte sich, daß 
Geldschöpfung kein Geschäft fü r  private Betriebe ist, wenn verhütet 
werden soll, daß weite Kreise gleichzeitig in unverantwortlicher 
Weise in s  Verderben gestürzt werden. S ie  gehört unter den entschei­
denden E in f lu ß  der W ährungsbanken. Diese haben dafür zu sorgen, 
daß nicht d as  Privatinteresie dieses oder jenes Geschäftsmannes, 
sondern allein das  Gemeinwohl fü r  sie maßgebend ist.

Falsch wäre es, anzunehmen, daß es notwendig sei, die Geld­
schöpfung a ls  solche zu bekämpfen. D enn  die arbeitsteilige W i r t ­
schaft schließt sie a l s  einen ihrer wesentlichsten Bestandteile ein. 
W er diese Art Wirtschaft g a n z  r e i n  u n d  v o r a u s s e t z u n g s ­
l o s  denkt, findet keinen Anfang ohne sie. Erst nachher können 
Ersparnisic einsetzen. D a ß  die historische Entwicklung der W i r t ­
schaft Übergänge zeigt, die diesen Zusammenhang verschleiern, 
spricht nicht gegen das Gesagte. D en n  in der arbeitsteiligen W ir t ­
schaft ist er trotz dieser Verschleierungen lebendig. D a s  Wissen von 
jenen Übergängen ist interessant; d as  von diesem Lebendigen aber 
gibt Schlüssel in die H and , in schwierigen Lagen Ausgänge zu öffnen. 
I n  diesem Zusammenhänge ist d as  V erhältn is  von Geldschöpfung 
und Vevölkerungsvermehrung von Bedeutung. E s  ist noch nicht 
untersucht worden, ob die Wirtschaft die letzte ohne die erste hätte be­
wältigen können. G ew iß  ist, daß die Möglichkeit der Schöpfung von 
Geld eine Verstärkung der Sicherung bedeutet hat, diese Aufgabe 
lösen zu können. I n  Notzeiten hat die Geldschöpfung immer eine



besondere Rolle gespielt. D a s  bestätigt ihren tiefen Zusammenhang 
m it den letzten W urzeln der arbeitsteiligen W irtschaft. Aber die 
Gemüter sind in  solchen Zeiten bewegt und geneigt, über die Ge­
fahren der A nwendung hinwegzusehen. D a s  bedeutet eine neue sehr 
bedenkliche Gefahr. H inzu kommt, daß sie dem P rivatego ism us der 
Em ittenten des Notgeldes billige Chancen bietet, die zu einer zügel­
losen Ausnützung reizen. N u r die B etreuung durch die W ähru n g s­
bank kann dagegen ausreichend schützen.

Alles dieses ist zu beachten, w enn bew ußt zur Linderung und zum 
W iederaufbau Geldschöpfung betrieben w ird.

M an  kann nach alledem so s a g e n : D i e S c h ö p s u n g v o n G e l d  
ist  i n d e r r e i n e n  v o r a u s s e t z u n g s l o s  a r b e i t s t e i l i g e n  
W i r t s c h a f t  d a s  U r m i t t e l  d e r  F i n a n z i e r u n g  i h r e r  
Zwe c ke .  A b e r  i n  V e r b i n d u n g  m i t  i h r  ist E r s p a r t e s  
n ö t i g ,  w e n n d a s  E r z i e l t e e r h a l t e n b l e i b e n s o l l .

D er letzte Satz verlangt noch eine nähere B egründung. Schon in 
den oben gegebenen Beispielen stießen w ir w iederholt auf diesen 
Zusam m enhang. Im m er dann, w enn es nötig und schwierig ist, ge­
schöpftes Geld voll in  W ährungsgeld  oder W ährungsguthaben um ­
zutauschen, ist auch nach Erspartem  gefragt. Vorhandene eigene 
(ersparte) Vermögensreservcn der Emissionsftelle oder Kredite, die 
ihr Banken gewähren, können Form en sein, in  denen es erscheint. 
Freilich können insbesondere die letzten auch au s  Geldschöpfung her­
rühren, die innerhalb des System s der nationalen  W ährung statt­
gefunden hat. Wesentlich dafür ist, ob die K reditgewährung über die 
in  der Bank au s Erspartem  eingegangenen M itte l hinausgeht. Den 
Rückhalt gibt in  jedem Falle das E rsparte. W enn die Einreicher in  
den gegebenen Beispielen die eingereichten Beträge a ls  Kredite oder 
B eteiligungen stehenlasien, spricht die V erm utung dafür, daß es sich 
um  Erspartes handelt. Jedenfalls kann von dem Betrieb au s, der 
m it Geldschöpfung arbeitet, keine Rede mehr davon sein, daß Ge­
schöpftes vorliege. Ob in den Betrieben der neuen G läubiger oder 
B eteiligten Geldschöpfung ftattgesunden hat, um  den Kredit oder die



B eteiligung zu ermöglichen, ist freilich eine zweite Frage. Auch hier 
aber w ird  E igentum  an  W ert im S in n e  von Erspartem  die U nter­
lage oder der Rückhalt sein.

B ei Geldschöpfung durch die W ährungsbank oder innerhalb des 
W ährungssystem s lasten sich ähnliche Feststellungen machen, bei 
denen auch das A usland  seine Rolle spielt.

Oben habe ich von der rein  gedachten voraussetzungslosen a rb e its­
teiligen W irtschaft gesprochen. W enn m an für eine solche zur Vorstel­
lung von ihrem Anfang kommen w ill, fernab von den allmählichen 
Übergängen im  historischen Geschehen, kann die folgende Konstruk­
tion  helfen. E iner, der das V ertrauen anderer hat, beginnt die Ar- 
beitsteiligkeit zu organisieren. E r richtet —  allmählich —  werterzeu­
gende Betriebe ein, in denen jeder das, w as alle in  ihren H a u s­
halten brauchen, m it Hervorbringen h ilft. F ü r  ihre Leistungen be­
kommen sie die Anerkennung durch Zettel in  bestimmter W erthöhe, 
die sie zum Bezüge von Befriedigungsw erten zu vereinbarten P re i­
sen berechtigen. Aber zunächst handelt es sich in jedem Fall um  den 
Aufbau des B etriebes selbst, so prim itiv  er auch sein mag. I n  der 
Zeit, in  der dieser ftattfindet, hat eine Rückreichung der ausgestellten 
Zettel, um direkt oder indirekt B efriedigungsw erte einzutauschen, 
keinen Zweck, da solche ja  noch gar nicht entstehen. E s  gibt n u r die 
Möglichkeit, die Forderrmgen au s  solchen Zetteln vertrauend ftehen- 
zulassen. Von den ftehenbleibenden B eträgen darf aber vermutet 
werden, daß sie erspart sind oder Erspartem  ähnlich sind. Freilich 
wäre dann im  ersten Fall nötig , daß die arbeitsteilig  Arbeitenden 
zunächst ihr Leben notdürftig  unm itte lbar a u s  den Gaben der N atu r 
fristeten, b is die B efriedigungsm ittel au s  geteilter Arbeit in  den 
verschiedenen Betrieben zur Verfügung stehen. F ü r  die Folge w ären 
sie aber nicht n u r nach M aßgabe ihrer Leistungen am Produkt Aller 
beteiligt, sondern auch am K apital der B etriebe: in Höhe der Lei- 
ftungsgegenwerte, die ftehenblieben und nun  E rspartes sind. E s  
w äre aber auch denkbar, daß die Arbeitenden den U nterhalt b is zu 
dem Funktionieren der A rbeitsteiligkeit au s  R aub in Nachbarbe-



reichen bestritten. I n  diesem Fall wäre es freilich fraglich, ob die B e­
teiligten, solange der R aub  einträglich w äre, ausreichende Neigung 
zu arbeitsteiliger Arbeit außer der räuberischen entwickelten.

D ie letzten A usführungen haben m it einer Konstruktion begonnen 
und nahezu in  Historischem, jedenfalls in  der Richtung auf das hi­
storische Geschehen, geendet. E s  hat stch dabei gezeigt, daß sich die 
A pparatur der arbeitsteiligen W irtschaft nicht allein durch Geld­
schöpfung halten läß t, daß dazu vielmehr im Lauf der Zeit wachsende 
Ersparnisse nötig  find. Selbst w enn am A nfang, wie es der reinen 
A rt der arbeitsteiligen W irtschaft selbständiger Betriebe entspricht, 
die Geldschöpfung steht, geht es in der Folge nicht ohne E rspartes. —

D as Geldproblem ist seit S ilv io  Gesell m it der Forderung des 
Schw und- oder Freigeldes belastet. M a n  denke sich die Geldscheine 
auf der Rückseite m it 52 Rechtecken überdeckt, von denen jedes den 
R aum  für eine Stempelmarke darstellt. D ie Zahl läß t schon erkennen, 
daß  es sich in  dem Beispiel um  wöchentliches Kleben handeln soll. 
Nach Ablauf der Woche ist der einzelne Schein seinen B etrag  n u r noch 
w ert, w enn geklebt und die Marke entw ertet ist. Am letzten Tage 
von den sieben m uß der Vorgang vollzogen werden. W enn sämtliche 
Klebefelder der Rückseite benützt sind, erfolgt der Umtausch bei der 
Emissionsftelle und das Kleben verläuft bei dem neuen Schein wie 
vorher bei dem alten. D ie A nwendung der gleichen Technik auf das 
G iralgeld scheint m ir von den Verfechtern dieser A rt Geld noch nicht 
genügend durchdacht zu sein.

Sucht m an nach der B egründung fü r dieses Schwundgeld, stößt 
m an auf Gedankengänge, die m it F ragen der Abstimmung der W ir t­
schaft außerordentlich eng Zusammenhängen. E s w ird darauf hinge­
wiesen, daß das Geld den geleisteten W erten gegenüberstehe und 
dauere, obwohl diese vergingen, und daß daraus unheilvolle S tö ­
rungen abzuleiten seien. Solche Vorstellungen gehen aber völlig fehl. 
D enn die Leistung von N ahrungsm itte ln  z. B . geht nicht unter, w enn 
diese verzehrt werden, sondern w ird  lediglich in  K raft umgesetzt, die 
wieder zu Leistungen zur V erfügung steht. S o  geht es m it allen



Güterwerten, die in der Wirtschaft umlaufen. S ie  gehen, auch wenn 
ihr Weg über viele S tu fen  hinwegführt und sehr lang ist, schließlich 
in N ahrungs- und Genußmittel oder Gebrauchsgüter oder Dienste 
für den H ausha lt  im früher erörterten S in n e  ein und münden in 
Krafterhaltung, die mit Erneuerung gleichzusetzen ist, oder Kraft­
vermehrung, wodurch der Weg ins  Güterreich wieder eröffnet ist. 
Wenigstens sollte es so sein. W enn das Is t  im einzelnen Fall diesem 
S o ll  nicht entspricht, ist an einer oder mehreren der beteiligten S te l ­
len W ert verlorengegangen, w as  sie hoffentlich klüger gemacht haben 
wird. Die Leistungen und ihre Werte vergehen demnach grundsätzlich 
nicht. W enn W ert verlorengeht, so ist es durch Verluste, weil er 
schlecht verwendet worden ist. Die Regulierung des Wertefluffes 
durch Verluste und ihre Rückwirkungen sind eine der stärksten laufen­
den Einwirkungen auf das menschliche Bewußtsein aus  der W ir t ­
schaft und für sie. Die Verantwortung in ihr drückt sich so aus . Wehe 
dem Gemeinwesen, das hier hindert oder unnötig mildert. Wieviel 
mehr Schaden a ls  Nutzen auf diesem Wege von den Regierungen bis 
zu der nationalsozialistischen angerichtet worden ist, wird sich leider 
nie ermitteln lassen.

Die Wirkungen des Schwundgeldes sind eineErhöhung derPreise 
und eine Beschleunigung des Geldumlaufs. Die letzte ist eine ge- 
wollte. Die Preiserhöhung entsteht durch das neue Risiko, das das 
Kleben mit sich bringt. Der Geschäftsmann, dem es droht, wird sich 
in  seiner Kalkulation dafür erholen. Die höheren Preise werden auch 
dann gezahlt werden müssen, wenn Geld am entscheidenden Tag in 
den Händen des Konsumenten geblieben ist, das nun  von ihm mit 
der Stempelmarke versehen werden muß. E r  zahlt den Wertabschlag 
nu n  zw eim al: in  den Preisen und in der Marke. D a  der E rlö s  aus  
dem Markenverkauf in die öffentliche Hand fließt, kann von einer 
Umsatzsteuer und zwar primitivster Art gesprochen werden, die sich 
daraus  ergibt.

Diese Wirkung zeigt sich bei Schwundgeld, gleichgültig, ob sein 
W ert geschöpft oder erspart ist.



D a s  zweite, die Umlaufsbeschleunigung, t r i t t  in  dem angenom­
menen M aße nu r ein, w enn nicht ein M iß trau en  in  die wirtschaft­
lichen Verhältnisse das Geld trotz allem zurückhält. I n  dem System 
liegt dann allerdings die Möglichkeit, den Abschlag zu erhöhen. Aber 
w enn eine gewisse Höhe erreicht ist, werden sich recht unangenehme 
psychische W irkungen bei der Bevölkerung einftellen, an  denen sich 
schwer vorbeikommen läß t.

Diese zweite W irkung ist vom S tandpunk t des G eldum laufs in  
der W irtschaft verschieden zu beurteilen, je nachdem es sich um ge­
schöpften oder ersparten abstrakten W ert handelt. I m  Fall des ersten 
besteht ohnehin die Gefahr, daß die Geldzeichen zu früh zur Emis- 
sionsftelle zurückkehren: früher, a ls  Gegenwerte für die Leistungen, 
die dam it bezahlt w urden, eingegangen sind. Diese G efahr w ird 
noch vergrößert.

M it der Geld- und K apitalfrage ist die Frage nach den Zinsen 
verbunden. W er Kredite gibt oder sich m it K apital beteiligt, über­
läß t die Nutzung der Beträge, die so gegeben sind, einem anderen, 
und dieser bezahlt ihm dafür einen Gegenwert in  Höhe des Z in s­
satzes a ls  P re is . D a s  tr ifft genau n u r auf die Kredite zu, liegt aber 
auch den Beteiligungen zugrunde, wenngleich sich der Gegenwert bei 
ihnen nach keinem festen Satze, sondern gemäß den Schwankungen 
des E rtrages ergibt. D a s  alles ist B insenw ahrheit. B ei dieser Lage 
des Zusam m enhanges erscheint das Z insproblem  verhältn ism äßig  
einfach. E s  geht bei den Zinssätzen, wie bei den übrigen Preisen. 
D a s  Wichtigste ist, zu verhüten, daß der Gegenwert der Leistungen 
Aller nicht zur B egründung von Geldherrschaften über die Menschen 
verwendet w ird und von solchen Positionen au s  Zinssätze gemacht 
werden, so wie der Bestand dieser Herrschaften es erfordert. B ei der 
Bedeutung, die Geld in  der W irtschaft nach allen Richtungen hat, 
sind solche Gebilde besonders bedenklich. Verhältnisse dieser A rt w er­
den durch den B egriff der Zinsknechtschaft getroffen. E ine nationale 
Politik  m uß sie schon um ihrer selbst w illen unterdrücken.



Zum Schluß sei im S in n  der Überschrift dieses Kapitels noch ein­
mal auf den engen Zusammenhang zwischen dem Geld- und dem 
Leistungsproblem hingewiesen. D as erste erweist sich i n  d e r  T a t  
a l s e i n E r t r a g s v e r t e i l u n g s p r o b l e m . E s  kommt darauf 
an, daß sich der Ertrag a ls  Gegenwert der Leistungen richtig ver­
teilt, so daß das Höchstmaß von Arbeitsgelegenheit entsteht und ein 
Bedürfnisgesamt, bei dem infolge der richtigen Verteilung der Kauf­
kraft die N ation wie der Einzelne gedeiht, befriedigt werden kann.

Geldherrschaften sind M ißbildungen der Wirtschaft.



Die Wirtschaft stirbt am privaten Egoismus der 
Wirtschaftenden. Der Wille zur Gemeinschaft da­
gegen erhält sie lebendig und führt sie zur Blüte. 
Ihre dauernde Form ist ständisch. Verhältnismäßig 
gelöst kann sie höchstens in Übergängen von vergleichs­

weise kurzer Dauer sein

Bei der Betrachtung des Ganzen der arbeitsteiligen Wirtschaft 
muß von einer Feststellung ausgegangen werden, die jeden Zweifels 
bar ist. Sie ist es ebenso uneingeschränkt wie die andere, die bisher 
der Ausgangspunkt aller unserer Betrachtungen war: die nämlich, 
daß die Wirtschaft im wesentlichen arbeitsteilig ist. Die neue Fest­
stellung kann so formuliert werden: Arbeitsteilige Wirtschaft kann 
nur nach den Grundsätzen der Gemeinschaft gedeihen. Schon der erste 
bewußte Schritt in dieser Richtung hatte zur Voraussetzung, daß 
andere bereit sein würden, sich darauf einzuftellen. Jeder weitere 
war gleichzeitig Bestätigung und Ausweitung dieser Beziehungen. 
In  einer arbeitsteiligen Gesamtwirtschaft müssen sich alle aufein­
ander einstellen, weil ohne diese Haltung keine günstige Entwicklung 
und Auswirkung möglich ist. Dieses Aufeinandereinftellen muß ge­
sichert sein. Und es kann nicht anders gesichert werden als nach den 
Grundsätzen der Gemeinschaft. Die erste Forderung ist dabei, daß 
jedes beteiligte Bewußtsein sich dem Geist der Gemeinschaft öffne, 
der in jedem Einzelnen ein Ganzes, aber gleichzeitig das Glied eines 
größeren Ganzen sieht, in erster Linie der Nation und, jenseits die-



ser, der Menschheit. D a s  schließt ein, daß jeder Einzelne dem Ganzen 
gegenüber Pflichten hat, die ihn m it allen anderen G liedern des­
selben verbinden, und Rechte, in  denen diese umfassende Verbindung 
aus demselben Wege auf ihn zurückläuft. Ich habe die Grundzüge 
dieses S o z ia lism u s, den w ir m it S to lz  den deutschen nennen, in  
meinem Buche „Der Weg a u fw ä rts : O rg an isa tio n !"  form uliert, 
das seit 1920 in  zweiter Auflage vorliegt.

B e i d e r E n g e d e s g e k e n n z e i c h n e t e n V e r h ä l t n i s s e s  
m u ß t e  m i t  d e r  A r b e i t s t e i l u n g  d i e  E n t w i c k l u n g  d e r  
G e m e i n s c h a f t  u n t e r d e n  M e n s c h e n  i n  g l e i c h e m M a ß e  
f o r t s c h r e i t e n ,  w e n n d a s E n d e g u t s e i n s o l l t e .  W ie aber 
ist es in  Wirklichkeit gegangen?

W as bei der A rbeitsteilung am stärksten in den Vordergrund tra t, 
w ar die Möglichkeit, aus diesem Wege die Leiftungsmenge zu stei­
gern. D ie Klassiker der Arbeitsteiligkeit der W irtschaft, T urgo t und 
Adam S m ith , geben erm unternde Beispiele dafür. D a s  Stecknadel­
beispiel des letzten ist im  Tornister jedes P ennälers der V olksw irt­
schaft und veranschaulicht den möglichen G rad der S teigerungen 
sehr gut.

E s  versteht sich, daß Menschen eingreifen, um  die Erfolge, die 
geteilte A rbeit ermöglicht, zu ihrem Vorteile so hoch a ls  möglich 
hinaufzutreiben. E ine immer systematischer betriebene A rbeits­
organisation bildete sich au s. D a s  ist mehr und mehr in allen W ir t­
schaftsbereichen geschehen. Am meisten bekanntgeworden ist aber zu­
nächst die Entwicklung in den Vereinigten S ta a te n  von Amerika. 
Nächst ihr die in  Deutschland.

Sachlich vollzog sich der G ang der D inge so, daß m an die einzelnen 
Faktoren, auf die die Leistungssteigerung zurückzuführen w ar, er­
kannte und zu verstärken versuchte. E inm al führte die A rbeitsteilung 
in  viel strengerem S in n e  zur A usbildung von Arbeitsplätzen, a ls  sie 
die ungeteilte Arbeit kennen kann. I n  diesen nim m t jeder In h ab e r 
die Arbeit, die ihm zugewiesen ist, auf und beendet sie auch in  ihnen. 
D er Arbeitende geht nicht mehr m it dem Stück m it, um  an  anderem



Platz andere Arbeiten auszuführen, sondern überläßt das anderen. 
D abei gewinnen die T ransporte  von Arbeitsplatz zu Arbeitsplatz an 
B edeutung. S ie  müssen besonders geordnet werden. D ie Arbeitenden 
verlieren durch diese Entwicklung natürliche Ruhepausen, so daß 
allmählich eine ausgesprochene Pausenw irtschaft nötig  w ird . D ie 
A rbeitsgänge werden neu aufgebaut, so daß die A nwendung der 
A rbeitsteilung noch vorteilhafter w ird . D ie Arbeitsplätze werden 
immer besser eingerichtet. D ie A rbeitsteiligkeit ermöglicht die E in ­
schaltung von Maschinen und A pparaten, um  den Menschen Arbeit 
abzunehmen, die völlig mechanisiert ist. Auch bei den A rbeitsvor­
gängen, die den Menschen überlassen bleiben, w ird die M echani­
sierung soweit a ls  möglich getrieben, so daß keine komplizierten Ve- 
w ußtseinsvorgänge mehr hemmen und die menschliche Ü bungsfähig­
keit voll ausgenützt werden kann. Dazu kommt die A usw ahl der 
Menschen nach ihrer E ignung sowie die Typung der G üter und die 
Spezialisierung in  den Fabrikationsprogram m en. D a s  Ganze findet 
sich an  manchen Punkten auch bald übertrieben, wie das am eri­
kanische Beispiel zeigt, in dem N äherinnen im Anschluß an  die ge­
gebene Fadenlänge nicht n u r nach der Arm-, sondern auch der F inger­
länge ausgew ählt w urden und vielleicht noch werden.

B ei dieser Entwicklung haben W irkungsftudien eine große Rolle 
gespielt, zunächst und oft noch heute Zeitstudien genannt, w eil es 
dabei immer auch um  die Länge der Leistungszeiten geht. I m  ganzen 
ist ihr Zweck, nicht nu r einm al eine Höchstleistung, sondern dauernd 
durchschnittlich hohe Leistungen herbeizuführen, den optim alen A r­
beitstag in  optim ale Stückzeiten, Zeiten für die einzelnen Leistungs­
einheiten, aufzulösen, wobei das V erhältn is von Energieaufw and 
und Leistungsmenge entscheidend ist. E s  ist ersichtlich, daß dann m it 
den Zeitmessungen auch Ermüdungsm essungen verbunden werden 
müssen.

Erreicht wurde auf diesem Wege außer der S teigerung  der Lei- 
ftungsmenge, daß richtige Zeit- und M aterialvorgaben bei der A r­
beitsvorbereitung festgesetzt werden konnten. D er A rbeitsvorgang



konnte bester aufgeteilt und die Zu- und W eiterführung der Arbeit 
bester geordnet werden. E ine Regelung des Tem pos wurde möglich, 
wie w ir sie vom laufenden oder M ontagetransportband  her kennen. 
D ie Arbeitsvorgänge konnten überall auf F ließarbeit umgeftellt 
werden. D ie letzte ist die A usw ertung  der Idee  des laufenden 
B andes auch dort, wo es ein eigentliches T ransportband  fü r die A r­
beit nicht geben kann. Dabei ist dieses selbst doch auch schon eine 
ziemlich weit verbreitete Einrichtung, w as  die Zahl der Geschäfts­
zweige an lang t, in  denen es vorkommt. M an  denke an  die Verkehrs­
leistung der T ransportan fta lten , die Lagertransportarbeit bei S ilo s , 
die Arbeitsvorgänge in der Fahrzeuginduftrie, im A pparatebau, in  
den Kleidcrsabriken, in den Großschlächtereien und manchen anderen 
Geschäftszweigen. F ü r  amerikanische Verhältnisse darf m an sich viel­
leicht sogar vorstellen, daß der B arb ier in  verschiedenen A rbeits­
stellen, in  denen abgemessene aufeinanderfolgende Teile seiner A r­
beit von Gehilfen verrichtet werden, seine Kunden an  einem laufen­
den B and , das sie vorbeiführt, bedient.

S o w eit nach der technischen S eite . Nach der wirtschaftlichen ergab 
sich die volle Beherrschung der A ufw andsgcftaltung im ganzen und 
je E inheit der Leistung. I n  V erbindung dam it wurde es möglich, die 
M enge und Geschwindigkeit des um laufenden K ap ita ls zu regeln. 
D er E in fluß  auf die Senkung der Lagermengen w ar bedeutend. E r 
konnte sich freilich n u r au f dem Wege über eine für die Lieferanten 
ungünstige Umgestaltung der Geschäftsbeziehungcn ausw irken, von 
der nicht feftfteht, wie schnell sie sich im Preise fü r die Lieferungen 
ausw irken konnte, so daß die Z insersparungen der G roßabnehm er 
wenigstens zum T eil wieder ausgeglichen w aren. Auf die D auer 
können jedenfalls die Lieferanten die Lagerhaltung fü r ihre Ab­
nehmer nicht umsonst besorgen.

D ie Beherrschung der A ufw andsgestaltung kann a ls  solche aber 
nu r bestehen, solange die Annahm en, von denen der Aufbau dieser 
G roßunternehm ungen ausgegangen ist, stimmt. W enn der ange­
nommene Absatz nicht erzielbar ist, handelt es sich bei der erstrebten



Aufwandssenkung n u r  um  eine Fiktion, die m it  höherem Aufwand 
bezahlt werden m uß, a ls  nötig  gewesen wäre, w enn die Arbeit 
kleineren Betrieben überlasten geblieben wäre, obwohl sie nicht alle 
Finessen der Arbeitsteilung aufweisen konnten.

Die Lage ist in  solchen Fällen um  so schwieriger a ls  der arbeits­
teilige P roduktionsappara t ,  der auf solche Absatzmengen, leider 
bloß eingebildete, eingestellt ist, in der Regel große Kapitalmengen 
erfordert hat. D a s  K apita l  mußte beschafft werden. I n  kapital­
armer Zeit geht es noch schwerer a ls  sonst. S o w e i t  es festverzinslich 
ist, sind die Bedingungen entsprechend ungünstig. M a n  sucht fü r  
Zinsen und hohen Aufw and Erleichterung in hohen Preisen, die doch 
durch Aufwandssenkung hätten niedrig sein sollen. S o lan ge  noch 
Gew inne erzielbar sind, werden sie zurückgehalten, um  dem Druck 
e tw as abzuhelfen. D a s  alles verbindet sich m it  einer verstärkten Nei­
gung zum Abbau von Löhnen und Gehältern. Die Versuche, schon 
verlorenes K apita l zu retten, indem die V erantw ortung für die Ka­
pitalsehlleitung au f  andere abgewälzt w ird , treffen die Abnehmer 
der Induftrieleiftungen, die Empfänger von G ew innanteilen  und 
von Gegenwert für  Leistungen in den industriellen Betrieben. Der 
Absatz im I n l a n d  w ird  schwieriger. I m  billigen Ausstoß nach dem 
A uslande sucht m an  Ergänzung. Dieses verschließt sich seinerseits, 
um  die eigene Wirtschaft zu schützen. Die hohe Inanspruchnahme der 
Kaufkraft der Abnehmer von dieser einen S e i te  her läß t  für  andere 
weniger R a u m . Die, die von der Industr ie  her schon in der Beschaf­
fung von Gebrauchsgütern und Hilfsstoffen beeinträchtigt sind, wer­
den es auch im Absatz ihrer eigenen Leistungen. Die Verwirrung 
wird größer. Kapitalkonzentrationen werden in zahlreicheren Fällen 
versucht, u m  sich zu helfen. S ti l legungen  finden statt m it Vergü­
tungen für die ftillgelegten Betriebe, insbesondere die Kapitalbetei­
ligten. D a s  Ganze findet in  den Kartellen noch Förderung. Schließ­
lich müssen Kapitalverluste zugegeben werden. Zusammenbrüche 
erfolgen in  größerer Zahl a ls  vorher. Arbeitnehmer werden noch 
mehr a ls  durch die S t i l legungen  auf die S t r a ß e  geworfen. D a s  Ar-



beitslosenproblem w ird  brennend. D ie Hilflosigkeit der W irtschaft 
gibt auch Übeln anderer Herkunft immer mehr R a u m : Doppelver- 
dienertum  wie Schw arzarbeit breiten sich a u s . D ie Versuche m it 
H ilfe von Subventionen  au s der öffentlichen H and private Verluste 
auszugleichen häufen sich.

W er ist noch bereit, bei solchem Anblick von Beherrschung der Aus­
w andsgestaltung zu sprechen, die durch die Fortschritte der A rbeits­
organisation herbeigeführt sei?! Diese A rt Beherrschung ist noch 
w eniger a ls  eine Fiktion. D a s  Ergebnis ist schließlich eine W ir t­
schaft, die einem grundlosen Gewässer gleicht, das m it untergehen­
den Menschen angefüllt ist, die nach H ilfe rufen. W er aber soll 
helfen?

D i e  M e n s c h e n  i n  i h r e m  D a s e i n  s i n d  s e l b s t  i h r e  
S u m m e  v o n  A r b e i t s g e l e g e n h e i t .  S i e s i n d  a r b e i t s -  
w i l l i g u n d  f i n d e n k e i n e F ü h r u n g  z u  d e r  A r b e i t s g e ­
l e g e n h e i t ,  d i e  s i e  s e l b e r  s i n d .  E s  ist e i n  A b l a u f  d e r  
D i n g e ,  d e r m e h r a l s t r a g i s c h  ist.

Und das alles trotz der unverkennbaren großen Fortschritte in  der 
O rganisation  der Arbeitsvorgänge. Welche M ängel sind der G rund 
fü r dieses Unheil?

Nach der einen S eite  ist das Folgende zu beachten. Die O rg an i­
sation der E rtragserzielung in  immer umfassenderen Gesamtbe- 
trieben legte immer riesigere Betriebserträge in  wenige Hände. D er 
Leser erinnere sich jetzt, w as V etricbsertrag ist. E r ist der Gegenwert 
der Betriebsleistung, die die Deckung der Löhne und Gehälter und 
den Gegenwert der Leistungen der Unternehmer und der Nutzung 
ihres K ap ita ls  enthält. Welche S te llung , die V erteilung solcher R ie­
senbeträge in  die H and zu bekommen! Welche Chancen fü r die Ver­
te iler! Welche Möglichkeiten für geschickte F inanziers zu einem ver- 
w irrenden S p ie l m it Konten und F irm en, das niem and mehr 
durchschaut; auch sie selber nicht. D ie E rtragserzielung durch die 
Arbeit der Betriebe w ar hier im günstigsten Falle B asis, nicht mehr



Ziel der Politik  der Leiter der W irtschaft. I m  Vordergründe standen 
die finanziellen O perationen, um  immer mehr von dem Leistungs­
w ert Aller in  die H and zu bekommen, der Macht bedeutet: Geld­
macht. D ie Ausdehnung der Machtbereiche wurde so groß, daß die 
Verantwortlichkeit einzelner Persönlichkeiten sie nicht mehr decken 
konnte. D a s  bedeutete S p ie lrau m  fü r unverantw ortliches H andeln 
m it allen Folgen, die u n s  inzwischen reichlich enthüllt worden sind. 
D ie großen Beispiele wirkten in  Betrieben geringeren Um fangs nach.

D ie Arbeitnehmer standen in  der V erteilung des B etriebsertrages 
un ter dem Drucke der unpersönlichen Geldmächte. Auf deren Fahnen 
hatte die grandiose Bewegung des N ationalsozialism us das sieg­
hafte „Gemeinnutz geht vor Eigennutz" noch nicht gezaubert. S ie  
w aren nicht schon geistig umgestellt. S ie  sind im Gegensatz zu den 
Unternehmern a ls  natürlichen Personen auch nicht fähig dazu. D a ­
für steht der Mensch a ls  Mensch bei ihnen viel zu w eit im H in te r­
gründe. D ie Arbeitnehmer m ußten sich wehren gegen ihren E in fluß . 
D a s  geschah in  Lohnkämpfen. Andere Wege gab es nicht, w eil dazu 
n u r der Gemeinschaftsgedanke auf beiden S e iten  die B asis hätte sein 
können. D er aber w ar auf der einen S e ite  nicht vorhanden, auf der 
anderen durch den M arx ism u s gründlich ausgetrieben.

I n  den Lohnkämpfen haben sich mühsam und schwankend die 
Lohnverhältnisie entwickelt: der tariflich geregelte Lohn m it E rgän ­
zungen durch G ew innbeteiligung und S ozia llohn , die angesichts der 
deutschen Bevölkerungsbewegung bisher ziemlich stark zurückge­
blieben sind.

D an n  ein Zw eites. E s  stellt die A usw irkung der Arbeitsteiligkeit 
der W irtschaft auf den einzelnen Arbeitnehmer derjenigen auf die 
Leitung gegenüber. M a n  kann den A usgangspunkt m it dem W ort 
der Atomisierung der Arbeitsvorgänge bezeichnen, das auch die A uf­
lösung der a lten  Berufe einschließt. D ie Zergliederung der Arbeit 
führt zu A rbeitsaufgaben, die sachlich immer enger begrenzt sind. 
D ie einzelne von ihnen enthält immer weniger von der ganzen Sache 
oder von der ganzen Dienstleistung, die zustande kommen soll. Der



Arbeitende hat sie aber desto öfter auszuführen. Die Art seiner Arbeit 
nähert sich mehr und mehr der der Maschine. Der Mensch selbst wirkt 
mehr und mehr wie ein Mechanismus. Das Einigende der Beschäf­
tigung mit demselben Ganzen tritt zurück. Die Menschen finden keine 
Beziehungen mehr zu einander in ihren Leistungen, sondern nur noch 
in den Gegenwerten für sie. Sie sind, was diese anlangt, Konkur­
renten im Kampf um Anteile am Wert der Leistung Aller, der rück­
sichtslos geführt wird. Das ist sachliche und geistige Vereinsamung 
zugleich. Auch auf dieser Seite keine Förderung des Gemeinschafts­
gedankens, sondern seine Rückbildung. All die Mühen geistig an 
diesen Dingen Interessierter sind nutzlos. Die Wirtschaft muß von 
Grund auf organisch anfgebaut werden. Die Betriebsräte mit ihren 
Vorläufern, die das kaiserliche Deutschland schuf, sind ein Versuch 
dazu. Seine Auswirkung blieb aber bald stecken, so daß wenig ge­
ändert erscheint.

Die Wurzel des Mangels, durch den die Wirtschaft in ihre H ilf­
losigkeit verfiel, besteht demnach darin, daß der private Egoismus 
der leitenden Menschen in ihrer Mehrzahl nicht zuließ, daß sich die 
Gemeinschaft der Wirtschaftenden in gleichem Maße wie die Arbeits- 
teiligkeit der Wirtschaft entwickelte. Auf der Seite der Arbeitnehmer 
ergab sich aus dieser Lage eine gefährliche Umbildung des Gemein­
schaftsgefühls, die von den Marxisten ausgenützt wurde.

Die gemeinschaftliche Wurzel von Arbeitsteiligkeit der Arbeit 
und Gemeinschaft ist sicher nicht verborgen geblieben. Aber der pri­
vate Egoismus suchte die Möglichkeiten der Leistungssteigerung voll 
auszunützen und gab nur Almosen zur Entwicklung der Gemein­
schaft frei. Das hat sich bis auf die Sozialversicherung im Laufe der 
Zeit grundsätzlich nicht geändert. So nach innen.

Nach außen hat die Arbeitsteiligkeit, einseitig vorgetrieben, nicht 
minder bedenkliche Wirkungen gezeitigt. In  dieser Richtung muß die 
Betrachtung an den Mechanismus anknüpfen, den die arbeitsteilige 
Wirtschaft selbständiger Betriebe braucht, um als Ganzes, das auch 
sie sein muß, zu existieren. Es ist der Markt. Ich erinnere bei dieser
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Gelegenheit m it Bedacht und B etonung daran , daß sich der M arkt 
in  dieser A rt W irtschaft nicht ausschalten läß t. W enn einem die eine 
oder andere Form  nicht gefällt, kann m an andere an  ihre S telle  zu 
setzen versuchen und —  nach B ew ährung —  auch setzen. D ie Funk­
tion  des M arktes steckt in  ihnen allen. Ohne sie sind die W irtschaft 
und die Menschen, die durch sie leben —  b is  auf die Selbstversor­
ger —  dem U ntergang geweiht. E s  sei auch daran  erinnert, daß, 
w enn es der M arktfunktion möglich sein soll sich zu vollziehen, die 
H aushalte  und konsumierenden Menschen ihreBedürfniffe und ihren 
Bedarf verbindlich müffen äußern  können. D ie B egründung dafür 
ist schon oben gegeben und soll hier nicht wiederholt werden.

Vom M arkt nun  w ird gefordert, auch heute noch, daß er frei sein 
m üßte, w enn er seine Funktion solle erfüllen können. Jedenfalls sei 
das Id e a l fü r arbeitsteilig  arbeitende selbständige Betriebe der freie 
M arkt, die Freiheit der einzelnen M ärkte. B ei näherem Zusehen er­
scheint es aber merkwürdig genug, daß solche Forderungen noch er­
hoben werden. D enn w ir haben eine Zeit m it verhältn ism äßig  freien 
M ärkten hinter u n s  und inzwischen auch hinreichend Zeit gehabt, 
u n s  über ihreA usw irkungen klar zu werden. W ir wissen heute,daß es 
eine W irtschaft m it völliger M arktfreiheit nie gegeben hat. D ie 
„freie" W irtschaft w ar n u r weniger gebunden. Aber schon das ge­
ringere M aß  von B indung  hat W irkungen gezeitigt, die geeignet 
sind, jene Forderung a u s  dem menschlichen B ew ußtsein gründlich 
auszutilgen.

Zwei D inge sind es, die zu den immer unerquicklicheren Erschei­
nungen geführt haben, die sich in  den M ärkten zeigten: der M angel 
an  K raft und Fähigkeit zur Übersicht bei den Menschen und ihre Un­
fähigkeit sich einzuordnen, solange die W irtschaft im wesentlichen 
auf den freiw altenden E go ism us des Einzelnen gestützt w ar. M a n  
kann, wie die D inge sich in solcher Lage entwickeln, an  den Tragödien 
veranschaulichen, die oft den W erdegang der einzelnen engeren W ir t­
schaftsbereiche kennzeichnen. S eh r geeignete, w eil leicht abgrenzbare 
Beispiele, liefert die W irtschaftsgruppe der K urorte. Ich habe dafür



ein besonders ausdrucksvolles Beispiel vor m ir. D ie Entwicklung 
begann ganz vernünftig . Aber die G ründer der Gasthäuser ließen 
sich schnell zur E rw eiterung, oft gleich Verdoppelung, ihrer Kapa­
zitä t verleiten. Die Folge w ar meist der R u in  des In h a b e rs , verbun­
den m it dem billigen Übergang des Besitzes in  andere Hände. E r­
staunlich ist, daß dieser Vorgang in  dem engen Ortsbereich, in  dem er 
sich schon einm al, ja  m ehrm als zutrug, immer wieder passierte, ja , 
daß er sich an  demselben H otel wiederholte. I n  einem weit bekannten 
H arzort ist kaum einer der bahnbrechenden H oteliers, deren Arbeit 
die Entwicklung des O rts  zu danken ist, im  Glück gestorben. D ie 
meisten sind an  der Überkapazität zugrunde gegangen, die ihr O p ti­
m ism u s bei gutem Geschäftsgang oder auch n u r guten G eschäftsaus­
sichten schuf. D ie gelungene E inführung  einer zweiten S a iso n , der 
W intersaison, die einm al half, w ar w eiterhin bald wieder die 
G rund lin ie , von der au s  die gleiche kurzsichtige egoistisch verkrampfte 
Politik  m it dem gleichen Risiko und E rgebnis betrieben wurde. Ver­
stärkt werden solche A usw irkungen immer durch die M itläu fer, w ie 
hier durch die kleinen Pensionen, die sich jedoch nachher, w enn es 
drauf ankommt, bester anpasten können.

Aber w as  sagt dieses Beispiel au s  engem R aum  im V erhältn is 
zu dem gigantischen, das w ir im  letzten Jahrzehnt erlebt haben. I n ­
dustrien ganzer nationaler Wirtschaftsbereiche richten sich auf einen 
Absatz ein, der unter den gegebenen Verhältnissen nicht möglich ist. 
D ie aufgebaute Leistungsfähigkeit kann deshalb n u r zu einem T eil 
ausgenützt werden. D ie Unternehmungen sehen sich vor einer u n lö s­
baren Aufgabe. D ie Lage w ird kritisch. B ei der Beobachtung dieser 
D inge zeigt sich, daß die S teigerung  der Leistungsfähigkeit in  m an­
chen Geschäftszweigen b is weit in  die Krise hineinreicht. E s  ist wie 
bei jenen H oteliers. D er V organg wiederholt sich immer wieder, 
ohne daß die Möglichkeiten des Verbrauchs ausreichend gesteigert 
werden. Schließlich w ird  das Endergebnis erschreckend deutlich: 
jenes Übermaß an Leistungsfähigkeit und gleichzeitig unerhörte 
Schrum pfung des realen B edarfs wie bei m angelnder Leiftungs-



fähigkeit. E s  ist dasselbe, auf das w ir  schon in  einem früheren Ka­
pitel stießen.

Schon relative Freiheit hat zu diesem Ergebnis geführt. W a s  erst 
hätte die absolute, w enn sie möglich gewesen w äre, an  sinnwidrigen 
W irkungen zustande kommen lassen? M an  sage nicht dagegen: w enn 
der Krieg nicht gewesen w äre, würde die Lage ganz anders sein. 
D enn das ist kein G egenargum ent, sondern spricht fü r die hier ver­
tretene These. W enn die sogenannte Freiheit nämlich die R etterin  
ist, m üßte sie es gerade in  der N otzeit erweisen. R etter, die sich a ls  
solche für norm ale Zeiten anpreisen, sind entweder I r r e ,  Sachunkun- 
dige, feige Prahlhänse oder B etrüger. D ie aufgezeigte W irkung w ar 
übrigens, wie jederm ann w eiß, schon vor dem Kriege da. Schon in 
dieser Zeit w ar sie dauernd im  Wachsen und ihr W achstum wurde 
durch die Ereignisse der Kriegszeit n u r verstärkt und beschleunigt: 
zum T eil a u s  Resten relativ  großer F reiheit, zum T eil au s  B in d u n ­
gen, die unzweckmäßig w aren. Helfen kann n u r die zweckvolle, die 
organische B indung . S ie  m uß von der S trenge sein, die die Lage in 
der W irtschaft erfordert.

Aber wie hat sich die Erscheinung entwickelt, gegen die die b is ­
herigen A usführungen gerichtet sind? W as bisher gesagt ist, knüpft 
lediglich an  Beispiele an . D er G ang der Entwicklung und die M itte l, 
die Ln ihm angew andt worden sind, bleibt noch kurz darzuftellen. E s 
geschieht im folgenden.

B ei „Gewerbefreiheit" arbeiten die W erterzeuger der verschiedenen 
Geschäftszweige ungeregelt. A n der S telle  organischen Em pfindens 
wirkt der E go ism us. E r g ilt a ls  W egweiser. A ls solcher w ird  er ge­
priesen und gepredigt. D ie Produktion vollzieht sich unter seinem 
E in fluß  so, daß sich jeder von dem möglichen Absatz seines G utes 
einen möglichst großen A nteil zu sichern sucht. Dieses S treben  ist an 
vielen S tellen  verbunden m it dauernder Neigung zu Geschäftserwei- 
terungen. D a s  E rgebnis ist, daß die Erzeugung über das M aß  des 
möglichen Absatzes hinauswächft. E s  äußert sich in  W ettbew erbs- 
Verhältnissen, die fortgesetzt schwieriger werden. S ie  beeinflussen die



Bedingungen, zu denen abgesetzt w ird. Der Egoism us erweist sich 
a ls  schlechter Wegweiser, weil m it sinkenden Preisen und verschlech­
terten Lieserungs- und Zahlungsbedingungen die Gewinne sich m in­
dern und Verluste entstehen, die sich vergrößern. Die Lage w ird 
schließlich für den Einzelnen unhaltbar. Die Folge sind Abmachungen 
zwischen den Angehörigen des Geschäftszweiges, um  sie zu wenden. 
Kartelle entstehen. S ie  suchen die Lieferungs- und Zahlungsbedin­
gungen und auch die Preise zu heben. I n  der Richtung dieser Be­
strebungen wirkt es auch, wenn manche Erzeuger wirtschaftlich zu­
sammenbrechen und viele andere sich in  der Erzeugung zurückhalten, 
um dem gleichen Schicksal zu entgehen. D a s  gilt, obwohl Zusammen­
brüche zunächst durch ungehemmten Verkauf um jeden P re is  die all­
gemeine Lage des Geschäftszweiges noch verschlechtern. Schon 
während dieses Heilungsprozcfses aber haben manche sich fernge­
halten und ihren Vorteil für sich allein gesucht. Auch bei den anderen 
ist der Egoism us nicht abgestorben. E r liegt vielmehr im H interhalt 
auf der Lauer. D ie Neigung, die Abmachungen innerhalb des Ge­
schäftszweiges zu halten, ist bei vielen nicht sehr ausgeprägt. Sobald  
die Vereinbarungen anfangen zu drücken, mehren sich die Übertre­
tungen. D ie Existenz der Kartelle kommt in Gefahr. S ie  lösen sich 
auf oder werden zunächst nicht erneuert. D as  S p ie l beginnt unge­
hemmt von neuem und führt zu demselben niederschmetternden E r­
gebnis, um nach der Erholung wieder und wieder einzusetzen. D ie 
beteiligten Leiter der Erzeugungswirtschaften ziehen aus diesen 
Vorgängen Erfahrungen, die sie befähigen, die Technik der Bedin- 
gungs- und Preisgemeinschaften immer mehr zu beherrschen. D ie 
W iederholungen führen auch dazu, daß die Kartelle dauern, wenn 
sie auch vielfach ihre Rechtsform und den In h a l t  ihrer Abmachungen 
ändern. Bei den Änderungen ist die Tendenz seftzuftellen, die 
S trenge der B indung der Angehörigen zu steigern.

S ow eit die Entwicklung der Kartelle in  dieser Weise aber auch 
führen möge, sie bedeutet keine Verdrängung des Egoism us der E r­
zeuger durch den Gedanken organischer W eiterführung der W irt-



schaft. E r sucht sich durch sie vielmehr an  der Herrschaft zu halten. 
D a rau s  erklärt es sich, daß nach der G ründung eines K artells der 
bisher außerhalb geführte W ettbewerb innerhalb ausgekämpft w ird. 
Schon au f der Schwelle der K artellgründung dauert er an. D ie Zu­
rückhaltung, m it der manche F irm en, die dem Geschäftszweig ange­
hören, auf die Anregung zur G ründung an tw orten , ist vielfach a ls  
Versuch zu werten, a u s  der N o t der anderen einseitige Vorteile her­
auszuholen. D er G rund einer solchen H altung  ist zuweilen die Über­
zeugung von der eigenen S tärke, in  anderen Fällen die Absicht, au s  
eigener N ot heraus die anderen Notleidenden zu bluffen. Mancher 
w ird auf diese W eise auch Außenseiter, immer bereit, die M itg lied­
schaft gegen besondere Vorteile zu übernehmen. D afü r, ob dieser Weg 
möglich ist, bleibt freilich ein ausreichender Rest wirtschaftlicher Ge- 
sichertheit entscheidend. Nach der G ründung beginnt dann der Kampf 
um  die A usw eitung der S te llung  innerhalb des K artells. D ort, wo 
es sich nicht n u r um die Regelung von Bedingungen und Preisen, 
sondern um  die V erteilung der Absatz- oder Einkaufsm engen han­
delt, spielt er sich in  den Bem ühungen ab, die Q uo te  zu steigern. 
Aufkauf der F irm en anderer M itglieder und deren S tilleg u n g  unter 
Übernahme der Q uo te , Quotenpacht, Fusionen, B ildung  von Kon­
zernen au s  M itglieder- und Nichtmitgliederfirmen, die der K artell­
leitung gegenüber einheitlich geführt werden und die Ausnützung 
ihrer Q uo ten  einheitlich betreiben, sowie B ildung  von Verkaufs­
und Liefervereinigungen innerhalb der Kartelle sind M itte l auf 
diesem Wege. Besondere Möglichkeiten zur B etätigung  des E go is­
m u s, wie die A usnützung des Selbftverbrauchs gemischter Betriebe, 
z. B . der Hüttenzechen, gegen die reinen Betriebe, z. V . die Zechen, 
die m an den Krieg der Vertikalen gegen die H orizontale innerhalb 
der Kartelle nennen kann, tauchen auf und geben A nlaß zu schweren 
Erschütterungen.

D a s  ausdrucksvollste Zeichen dafür, daß die Kartelle n u r eine 
neue Form  sind, in  der der alte E go ism us weiterlebt, sind die Ver­
gütungen für die S tilleg u n g  unfähig  gewordener oder unfähig



gegründeter oder ganz überflüssigerweise in s  Leben gerufener B e­
triebe innerhalb des K artells, w eil auf diesem Wege die Position  
der übernehmenden und zahlenden M itglieder gestärkt w ird . E s 
handelt sich dabei um  mißbrauchtes oder fehlgeleitetes K apital, 
dessen Eigner ihre Verluste tragen sollten, dam it die W irtschaft 
in  Zukunft vor ähnlichen Übeltaten bew ahrt werde. S ta t t  dessen 
werden P räm ien  auf den K apitalm ißbrauch und die K apitalfehl­
leitung bezahlt, und den Abnehmern der Leistungen der über­
nehmenden Firm en w ird zugemutet, eigentlich verlorenes K apital 
a u s  ihren M itte ln  gemäß den M engen, die sie von dem G ut ab­
nehmen, zu erstatten. M an  wende nicht ein, daß es au s  der E rspa­
ru n g  an  A ufw and erstattet werde, die sich d araus ergibt, daß nach 
der S tilleg u n g  von dem unveränderten P roduktionsapparat der 
F irm a , die die Beteiligung einer ftillgelegten aufnim m t, mehr 
M enge a ls  bisher be- oder verarbeitet werden könnte, wodurch sich 
ih r fixer A ufw and auf die einzelnen M engeneinheiten stärker ver­
teile. D enn ohne die H andhabung der O rgan isation  von Kartellen 
im  S in n e  des privaten E go ism us w ären die Untüchtigen ohne E n t­
schädigung ausgefällt worden, und die Allzutüchtigen hätten für ihre 
Tätigkeit keine Möglichkeiten gefunden. D er Absatz der einen wie der 
anderen aber hätte sich auf die Betriebe der bleibenden M itglieder 
des K artells verteilt und w äre bei manchen von ihnen ebenso aus 
Möglichkeiten der Aufwandsdegression gestoßen wie bei denen, die 
in  erster Linie geneigt w aren, sich durch Kauf oder Pacht Vorteile im 
Geschäftszweige zu verschaffen. H ier liegt eine S innw idrigkeit der 
W irtschaft vor, die sich m it jener Ungeheuerlichkeit des Überschusses 
von Leiftungsmöglichkeiten bei Schrum pfung der Bedarfsdeckung 
berührt, von der weiter oben schon wiederholt die Rede w ar. S ie  sind 
a u s  der gleichen W urzel erwachsen.

Dieselbe A rt W irtschaftsführung äußerte sich in  der bisherigen 
Pre ispo litik  der Kartelle. S ie  bestreitet, daß dem privatw irtschaft­
lichen Zusammenschluß der M itglieder eines Geschäftszweiges die 
Tendenz innewohne, die Preise zu erhöhen oder wenigstens hochzu-



halten. E ine solche Tendenz w ird bestritten, obwohl sie offensichtlich 
ist. D ie privatwirtschaftlich errichteten Kartelle schützen auch die 
schwachen und untüchtigen Betriebe. Ih re  B edingungen und Preise 
müssen die Deckung des A ufw ands auch bei diesen herbeiführen. S o  
ist der ungünstigste A ufw and im  Geschäftszweige die G rundlage für 
den K artellpreis. Auch die Differenzierung der Kartellpreise, je nach­
dem der Absatz in  das unbestrittene oder in  das bestrittene Gebiet 
ftattfindet, hat an der Tendenz nach oben teil. D enn die Erlöse au s 
dem einen müssen die Ausfälle im anderen m it decken. Diese N o t­
wendigkeit m uß bei der Festsetzung der Verkaufspreise für das u n ­
bestrittene Gebiet möglichst ausreichend berücksichtigt werden. D ie 
Verstärkung rü h rt daher, daß der vorsichtige K aufm ann die Erlöse 
im bestrittenen tiefer annim m t, a ls  der Lage entspricht, und sich da­
durch selbst zu höheren Preisen im unbestrittenen nötig t, dam it die 
Deckung für die angenommenen A usfälle gesichert sei. Dabei wirkt 
weiter m it, daß seine Vorsicht ihn nötig t, auch die im unbestrittenen 
Gebiet absetzbaren M engen eher zu niedrig a ls  zu hoch anzusetzen, 
so daß wieder höhere Preise nötig  sind, dam it der Gesam terlös die 
Ausfälle im bestrittenen Gebiet tatsächlich m it decke.

W arum  leugnen die K artelleitungen diese Tendenzen. S ie  suchen 
sie zu verbergen. E s  geht hier um das V erhältn is zu den A rbeit­
nehmern, insbesondere aber zu den Abnehmern, die ihnen gegenüber 
in  jedem Falle auch den letzten Verbraucher repräsentieren. D ie 
F rage, deren Lösung m an hier einseitig zu beeinflussen sucht, ist die 
der V erteilung des laufend anfallenden K a p ita ls : m an sucht sich von 
dem laufend anfallenden G egenwert fü r die Leistungen Aller einen 
möglichst großen A nteil zu sichern. D ie privatwirtschaftlichen K ar­
telle erweisen sich dam it a ls  einseitige Vertreter einer privategoisti- 
schen Produktion. I n  der Vorstellung der M ehrzahl ihrer Leiter und 
B eteiligten hat sich das V erhältn is zwischen Produktion und K on­
sum tion umgekehrt. D ie erste ist für sie nicht mehr die D ienerin  der 
zweiten, wie es dem naturgegebenen Zusammenhänge zwischen bei­
den entspricht. S ie  betrachten die letzte vielmehr a ls  D ienerin der



ersten,w as einer auf denKopf gestellten W irtschaft gleichkommt. Diese 
H altung  zeigt, wie es dazu hat kommen können, daß in den K ar­
tellen für Untüchtige und Allzutüchtige P räm ien  gewährt w urden, 
die die Abnehmer bezahlen müssen, und daß in  der W irtschaft in s ­
gesamt eine Schrum pfung der Bedarfsdeckung nötig  w ar, obwohl 
laufend ein Überschuß arbeitsw illiger Leistungsfähigkeit feftgestellt 
werden m ußte.

D ie Kartelle, die a u s  freiw illiger B indung  der W erterzeugerw irt- 
schasten hervorgegangen sind, haben bisher wegen ihrer egoistischen 
Leitung und des privaten E go ism us der B eteiligten versagt. E s  ist 
kein W under, daß bei dem Gegeneinander in  den Kartellen oft ge­
rade bei strengster B indung  durch die Abmachungen der Verfall ein­
setzte und die Erneuerung unmöglich schien. Um solche Schwierig­
keiten zu lösen, hat in  einzelnen wichtigen Geschäftszweigen der 
S ta a t  eingegriffen. E s  sind Zwangskartelle entstanden. D a s  ist auch 
schon im kaiserlichen Deutschland geschehen. Aber die S in n w id rig ­
keiten sind in  der Kartellwirtschaft vor der nationalsozialistischen 
Erhebung nicht wirksam bekämpft worden. Z w ar hat m an den A r­
beitnehmern und Abnehmern E in fluß  zu geben versucht. Auch Ver­
suche, auf die P re ispolitik  einzuwirken, sind gemacht worden. Aber 
die P räm ien  für Untüchtigkeit und K apitalfehlleitung w aren nun  
erst recht fest begründet, da die D auer von Zwangskartellen weniger 
gefährdet ist a ls  die der anderen, re in  privaten , und bei ihnen m it 
der ungefährdeten A usnützung gekaufter Q uoten  für längere Zeit 
gerechnet werden kann.

D a s  E r g e b n i s  d e r  a r b e i t s t e i l i g e n  W i r t s c h a f t  
s e l b f t ä n d i g e r B e t r i e b e b i s z u d e m Z e i t p u n k t d e r n a -  
t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e n  R e v o l u t i o n  ist  i h r  V e r s a g e n  
s o w o h l  i m  V e r h ä l t n i s  d e r  A r b e i t n e h m e r  z u m  B e ­
t r i e b e ,  w i e  i m V e r h ä l t n i s d e r w e r t e r z e u g e n d e n B e -  
t r i e b e z u e i n a n d e r u n d z u d c n H a u s h a l t e n .  D i e W i r t -  
schast  s t i mmt  nicht. Trotz des Abftimmens der W ertbewegungen 
der einzelnen selbständigen werterzeugenden Betriebe, das in  J n -



ventar und B ilanzen seinen prägnantesten Ausdruck findet, stimmt 
sie nicht. I m  G egenteil: Betriebe, die ihre W erlbewegung für stim­
mend hielten, auch bestgeleitete, stellen nachträglich fest, daß diese 
Vorstellung irrig  w ar. D ie Rückwirkungen au s  dem Ganzen der 
W irtschaft machen es ihnen deutlich. Trotz allen S tim m en s der 
Jnven ta re  und B ilanzen stimmt die W irtschaft nicht. D a s  bedeutet, 
daß auch jene nicht stimmen können, obwohl sie stimmen.

A us dieser Lage ergibt sich die Forderung, die Abstimmungen der 
einzelnen Betriebe, auch der tüchtigsten, nicht zu überschätzen und 
d a f ü r  z u  s o r g e n ,  d a ß  e i n e  G e s a m t a b f t i m m u n g  d e r  
n a t i o n a l e n W i r t s c h a f t m ö g l i c h w i r d .  D azu kann die E n t­
wicklung des Kartellwesens beitragen. E s  m üßte freilich auf alle 
Zweige der W erterzeugung ausgedehnt werden. D ie Existenz von 
Außenseitern m üßte unmöglich gemacht werden. Aber die Kartelle 
m üßten Untüchtige, deren Schutz sie au f unwirtschaftliche Wege 
bring t, rücksichtslos ausscheiden. E ine solche W eiterentwicklung 
füh rt in  die ständische Form  der W irtschaft. Abstimmungen der ein­
zelnen Betriebe m it H ilfe ihres Rechnungswesens w ären dann die 
E rgänzung der laufenden allgemeinen und fänden ihren H alt in ihr. 
Freilich dürften bei dieser Entwicklung die H ausw irtschaften nicht 
vergesten werden. S onst w ären w ir sehr bald bei einer ständischen 
W irtschaft, die sich a ls  Selbstzweck und die H aushalte  a ls  Anhängsel 
oder notw endiges Übel betrachtet, w as  wieder die auf den Kops ge­
stellte W irtschaft sein würde, von der schon w eiter oben die Rede w ar.

Aber auf dem Wege der K artellierung allein könnte die notw en­
dige Übersicht nicht gewonnen werden. D ie S tatistik  m üßte H ilfe 
leisten. S ie  m üßte es in beiden Richtungen tu n :  sowohl in der auf 
Einkommen und Kaufkraft und ihre Verteilung wie in  der auf das 
B edarfsgesam t des W irtschaftsganzen und seine G liederung in  
die Bedarfsgesam te der einzelnen W irtschaftenden. H ierüber kann 
auf früher Gesagtes zurückgewiesen werden. E s  ist eine der wich­
tigsten Forderungen der Zeit, diese D inge au f breiter F ro n t in  An­
griff zu nehmen. D ie amtliche S tatistik  w ird sich ihr nicht verschlie-



ßen dürfen. S ie  w ird m it der Einsicht beginnen müssen, daß alles, 
w a s  sie bisher auf diesen Gebieten geleistet hat, völlig unzuläng­
lich ist.

D ie Unstimmigkeiten in  den V etriebsfragen, w ie denen der Ver­
teilung des B etriebsertrages, nämlich Lohn- und G ehaltsfragen, 
einschließlich der Belastung m it Sozialbeiträgen , sowie denen der 
Auslese der Leistenden, der Pflege des Zusam m enhangs zwischen den 
Leistenden und dem Betrieb selber durch O rgane wie den B etriebs­
ra t, müssen ihren Charakter a ls  isolierte Einzelfragen verlieren. Die 
Auffassung des B etriebes a ls  Gemeinschaft der an  seiner Leistung 
und seinem E rtrage B eteiligten h ilft dazu. Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer sind dann Glieder der Betriebe. Die schwierigen F ragen sind 
d ann  gemeinsame Angelegenheiten und müssen a ls  solche gelöst 
werden. H ierher gehören auch Unternehm erfragen: nicht n u r die 
Tarifverträge der Arbeitnehmer, sondern auch die Rechtsgrundlagen 
fü r Vergütungen an die Aufsichtsräte, an  die Vorstände, an  die Ge­
schäftsleiter. Ebenso ist es m it dem Unternehmerlohn und -gew inn 
der alleinigen oder gemeinschaftlichen In h ab e r von werterzeugenden 
Betrieben. Banken, H andel, Verkehr, Versicherung sind immer ein­
geschlossen.

D ie B eurteilung  des W erts  der Leistungen der Menschen, auch 
der Unternehmer, die auf diesem Gebiet ein Kernstück ist, bedarf 
der G rundlage abgeftuster Exiftenzminima. S ie  m uß unter Berück­
sichtigung der Bedeutung der Leistungen fü r die H ervorbringung 
von N ahrungs- und G enußm itteln , Gebrauchsgütern und Diensten 
fü r die H aushalte  und ihre einzelnen Menschen, die sich unm itte lbar 
oder m ittelbar geltend macht, wie es sich weiter oben schon eingehend 
beschrieben findet, erfolgen. Ih re  klärende W irkung äußert sich nach 
der einen S e ite  in  der V erteilung der V etriebserträge und der dar­
a u s  sich ergebenden zunächst nominellen Kaufkraft, nach der ändern 
in  der W erthöhe, in  der die Leistungen in  den werterzeugenden B e­
trieben a ls  ausgew andt gelten müssen. D er A ufw and an A rbeits­
leistungen ist T eil des G esam taufw ands in  der W erterzeugung der



einzelnen Betriebe. W ie groß er ist, w ird deutlich, w enn m an sich 
daran  erinnert, daß auch die Abnützungswerte solchen U rsprungs 
sind, w enn auch die Leistungen, durch die sie entstanden sind, schon 
seinerzeit stattgesunden haben, a ls  die in  Abnützung stehenden Ge­
brauchsgüter hergestellt wurden.

D ie letzte der beiden S e iten  der betrieblichen D inge, die Aus­
w andsseite, ist schon oben bei den Kartellen berücksichtigt, die erste 
aber, die Kaufkrastseite, stellt das dar, w as die Einigkeit der U nter­
nehmer und Arbeitnehmer am  unm ittelbarsten voraussetzt: die E r­
zielung der E rträge und ihre Verteilung. Auch hier sinden w ir Ten­
denzen zur ständischen Entwicklung. S ie  ist in  der B erufsgruppen­
bildung zu sehen, die sich in  den Arbeitnehm erorganisationen von 
der äußersten Rechten b is  zur Linken durchsetzte. S o w e it die letzte in  
F rage steht, fand es ftörenderweise un ter dem E in fluß  der Lehre von 
M arx  statt, w as die Zurückdrängung gerade des Gedankens der B e­
triebsgemeinschaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zur 
Folge hatte.

D ie ständische Entwicklung hat danach seit langem eingesetzt. S ie  
hat aber b is  zur nationalsozialistischen R evolution  nicht zu der Über­
w indung der Schwierigkeiten geführt, die die A rbeitsteiligkeit der 
W irtschaft ermöglicht hat. D er G rund liegt vor allem in  der E in ­
schränkung, m it der unter den klaffenkämpserischen Einflüffen der 
Gedanke der Gemeinschaft, sowohl w as die Volks- wie w as die B e­
triebsgemeinschaft angeht, gedacht und angew andt w urde. H inzu 
kommt die Verkennung des Verhältnisses zwischen Produktion und 
K onsum tion, des Verhältnisses des Gewichts der (abgeleiteten) 
werterzeugenden Betriebe zu dem der H aushalte , die auf der S eite  
der ersten w eit verbreitet w ar. E s ist dabei die entscheidende Bedeu­
tung  der H aushalte  fü r die Abstimmung der W irtschaft, fü r die 
Kräftewirtschaft der Menschen, der die Güterwirtschaft n u r dienst­
bar sein kann, und für die menschliche K u ltu r nicht gebührend be­
achtet gewesen. I m  G runde handelt es sich auch hier um  eine M iß ­
achtung des naturgegebenen A ufbaues der wirtschaftlichen Gemein-



schaft, also auch um  einen M angel im V erhältn is der Menschen zum 
Problem  der Gemeinschaft.

D ie geistige H a ltung  gegenüber der Gemeinschaft w ar verkehrt. 
M it  ihr m ußte Schluß gemacht werden, w enn es bester werden 
sollte. D as  w ar aber n u r auf dem Wege einer R evolution möglich, 
die so viele Angehörige der W irtschaft, Unternehmer und A rbeit­
nehmer erfaßte, daß der S ieg  der vollen Volksgemeinschaft und 
der vollen Betriebsgemeinschaft gesichert w ar. Erft dadurch ist es 
möglich geworden, die Zerrissenheit der Problem e, an  denen die 
W irtschaft krankte, zu beseitigen, indem a u s  allen ein einheitlich ge­
gliedertes einziges, das organisch lösbar ist, gemacht wurde. D erW eg 
zu diesem Ziel ist der ständische Aufbau. E r ist zw an g släu fig ; denn 
es gibt keinen anderen.

Um einen Überblick über die Notwendigkeiten der Entwicklung zu 
erhalten, die im Zuge ist, bedarf es noch einiger Überlegungen, die 
hier angeschlossen sein sollen.

E s  ist nicht der erste ständische Aufbau des menschlichen Lebens, 
der der Verwirklichung entgegendrängt. D er frühere ist in  seiner B e­
dingtheit, in  seinem Geist und seinem Ablauf eine in sich geschlossene 
geschichtliche Erscheinung. D a s  läß t Vergleiche zu. W enigstens soweit 
es sich um  die Bedingungen handelt, unter denen sich der neue voll­
zieht, sind vergleichende Überlegungen möglich. Dabei ist festzustellen, 
daß der S in n  des A ufbaues hier und dort derselbe ist. E ine dauer­
hafte Regelung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die die geistige 
M ita rb e it der einzelnen W irtschaftenden organisiert, bildet sich a u s , 
und es kommt darauf an, dafür zu sorgen, daß sie nicht entarte. D ie 
tatsächlichen Verhältnisse, die ständisch zu meistern sind, liegen aber 
heute anders a ls  dam als. D ie Verschiedenheit hat gerade in  W ir­
kungen ihren G rund, die auf die stärkere Entwicklung der A rbeits- 
teiligkeit der W irtschaft zurückzuführen sind.

Gleich zuerst ist zu bemerken, daß sich die T rennung zwischen den 
H aushalten  und den abgeleiteten Betrieben im Lauf der Zeit immer



stärker und an  einer immer wachsenden Zahl von H aushalten  a u s ­
geprägt hat. I n  der Zunftzeit w aren beide eng m iteinander verbun­
den. E s  w ar deshalb möglich, die wirtschaftlichen Verhältnisse unter 
einseitiger B etonung der Produktionsw irtschaft zu regeln. D enn die 
H aushalte  w urden dadurch m ittelbar auch stimmend gemacht. Heute 
arbeitet die große M ehrzahl der Menschen in Betrieben, die keinerlei 
engere und besondere Beziehungen zu ihren H aushalten  haben. E in  
Verfahren, das seinerzeit möglich w ar, ist unmöglich geworden. Auch 
die immer drohende geistige H altung  bei den Leitungen der abgelei­
teten Betriebe, a ls  ob die H aushalte  n u r Anhängsel der Produk­
tionsw irtschaft seien, a ls  ob nicht die Güterwirtschaft der K räfte­
wirtschaft, sondern umgekehrt die letzte der ersten zu dienen habe, ist 
eine starke W arnung  dagegen. W enn sich das Gewicht der W irtschaft 
in  der Vorstellung einflußreicher Kreise an  die falsche Stelle ver­
schiebt, so beeinflußt das die Möglichkeiten und Wege der K ap ita l­
leitung und der Abstimmung ungünstig. Die Regelung von der P ro ­
duktion her ist nicht n u r im A usgangspunkt, sondern auch in  der 
W irkung einseitig. D ie geistige M itarbeit au s  den H aushalten  her­
a u s , die gerade fü r das S tim m en  der W irtschaft entscheidend ist, 
würde mehr oder weniger ausgeschlossen.

D er Rest der H ausw irtschaft, bei dem eine engere Verbundenheit 
m it einem werterzeugenden Betriebe noch vorhanden ist, erscheint zu 
einseitig zusammengesetzt und zu sehr an  produktionswirtschaftliche 
Sonderinteressen gebunden, a ls  daß er a ls  Vertreter der H aushalte  
in  ihrer reichen Gliederung überhaupt angesehen werden könnte. E  s  
k o m m t  j e t z t  d a r a u f  a n ,  d i e  W i r t s c h a f t  a u s  i h r e m  
K o p f f t a n d z u b e f r e i e n u n d e n d g ü l t i g ,  K o p f o b e n ,  a u f  
i h r e F ü ß e z u f t e l l e n .

Nicht m inder wichtig ist der andere Unterschied, daß heute Geld­
herrschaften in  der W irtschaft eine viel größere Rolle spielen a ls  
jem als vorher. S ie  betätigen sich in  Unternehm ungsform en, in  
denen die persönliche V erantw ortung zurücktritt. Auch die Ausdeh­
nung und M annigfaltigkeit ihres Bereichs läß t ein M ißverhä ltn is



zwischen einer Verpslichtung zur V erantw ortung und persönlicher 
Verantwortungsmöglichkeit erkennen, w ie es bei Klein- und M itte l­
betrieben nicht seftgeftellt werden kann. Zudem sind —  ihrer N a tu r 
entsprechend —  gerade sie es, bei denen die N eigung, die A rbeits- 
teiligkeit über die S taa tsg renzen  h in au s  auszudehnen, selbst w enn 
es den nationalen  Ersorderniffen widerspricht, am  leichtesten aus- 
t r i t t .  D ie ständische Entwicklung w ird unbeugsam diese W irtschafts­
gebilde in  die persönliche Verantwortlichkeit zurückführen müssen. 
D afü r w ird eine U m bildung der Kapitalgesellschaften nötig  sein. 
S ie  w ird in  dem S in n e  geschehen müssen, wie es S an d ig  in der Zeit­
schrift „D ie Betriebsw irtschaft" (H eft 7 , Jah rg an g  1933) angeregt 
hat. D a s  Hauptstück wäre die E infügung von Vollhaftern. Die W ir­
kung sollte die Auflösung jener unpersönlichen Geldmachtkomplexe 
in  selbständige Betriebe kleineren Um fangs sein. Durch diese Rück­
bildung w äre es möglich, in  geeigneten Fällen  auch die wirtschaft­
lichen Vorteile der M itte l- und Kleinbetriebe wieder mehr zur G el­
tung  zu bringen. Doll w ird die W irkung aber n u r eintreten, w enn 
die E inführung  von Vollhaftern in  die anonym en Gesellschaften bei 
diesen auch eine allmähliche Lösung der bisherigen Abhängigkeit auf 
der K apitalseite zur Folge hat. H ieraus w ird bei der ständischen E n t­
wicklung sehr aufmerksam geachtet werden müssen.

D er dritte Unterschied steht in  engster V erbindung m it dem ersten 
und zweiten. Schon die A bleitung selbständiger werterzeugender 
Betriebe von den H aushalten , führt herbei, daß in  der heutigen 
arbeitsteiligen W irtschaft der einzelne W irtschafter mindestens zwei 
Betrieben angehört, nämlich einem H au sh a lt, in  dem er seine Kräfte 
wieder herftellt, und einem abgeleiteten Betriebe, in  dem er sein E in ­
kommen verdient. Außerdem ist jeder Volksgenosse aber auch M it­
glied der S taa tsw irtschaft, die hier auch a ls  B etrieb ausgefaßt ist. 
S o  ist es in  den Fällen, die am einfachsten sind. D ie arbeitsteilige 
W irtschaft hat aber auch viel kompliziertere entstehen lassen. Ich er­
innere an all die Fälle, in  denen mehrere Vorstandsposten, mehrere 
Aufsichtsratsstellen, mehrere Ämter in  einer H and sind. D a s  P ro -



blem, das dadurch gestellt ist, kann a ls  Konflikt der Pflichten form u­
liert werden. D er einzelne Mensch ist nach verschiedenen S e iten  ver­
pflichtet. S ie  ziehen ihn a n  seinen Verpflichtungen nach ihren ver­
schiedenen Schwerpunkten, die in  keinem Fall derselbe sind. S einen  
Weg bildet die Linie, in  deren einzelnen Punkten der Konflikt seiner 
Pflichten gelöst ist.

I n  der W irtschaft äußert sich dieses Problem  in  der N otw endig­
keit, die W ertum läufe der verschiedenen Betriebe streng auseinander­
zuhalten : den des H au sh a lts , den der S taa tsw irtschaft und den des 
abgeleiteten B etriebes. E in  Telephonieren auf dem B etriebstele­
phon in privaten Angelegenheiten ist schon eine Verletzung. D ie E n t­
nahme von W aren au s dem Geschäft fü r den H au sh a lt ohne Gegen­
w ert in  angemessener Höhe (wenigstens a ls  Belastung) erst recht. E s 
ist begreiflich, daß die H ausordnungen in  den abgeleiteten Betrieben 
dieser Abgrenzung m it aller Schärfe nachgehen, soweit die A rbeit­
nehmer in Frage stehen. S ie  ist aber mindestens ebenso notwendig 
fü r die S tellungen, die nicht mehr zu den Arbeitnehmerpoftcn ge­
rechnet werden und deshalb regelmäßig in  der H ausordnung  selbst 
keinen Platz finden. I n  diesen Zusam m enhang mischen sich auch die 
Schw arzarbeit und das D oppelverdienertum  hinein.

D ie Aufgabe des ständischen A ufbaues ist demnach außer der Ab­
grenzung des Bereichs des einzelnen Leistenden auch die Sicherung 
der verschiedenen W ertum läufe, die sich in  seiner Leistung und ihrem 
Gegenwert überschneiden. D ieses letzte bedeutet, daß das Problem  
des Konflikts der Pflichten gelöst werden m uß. A l l e R e g e l u n g e n  
d i e s e r  A r t  h a b e n  a b e r  z u r  V o r a u s s e t z u n g ,  d a ß  d a s  
G e w i s s e n  d i e  M e n s c h e n  d e n  v o r g e z e i c h n e t e n  W e g  
f ü h r t .  E s  zeigt sich wieder, wie wichtig hier die Erziehung ist.

W enn die gekennzeichneten Eigentümlichkeiten der W irtschaft 
unserer Zeit beachtet werden, bedarf ihr ständischer Aufbau dreier 
F ronten , um  zu voller A usw irkung zu kommen. Ich nenne sie die 
A rbeitsfront, die G üterfron t und die K räftefront. D ie erste enthält



die Schichtung der Leistenden in  V erufsgruppen, nicht in  erster Linie 
in  Geschäftsgruppen. D ie Schlosser z. B . gehören darin  zusammen, 
auch die Unternehmer, obwohl diese Schichten wie auch andere nach 
den Geschäftsgruppen der Betriebe, in  denen ihre M itglieder tä tig  
sind, mannigfach gegliedert sind. E s kommt in  dieser F ro n t darauf 
an , eine Abstufung des W erts  der Leistungen von Schicht zu Schicht 
und der Schichten untereinander wie innerhalb ihrer zu erlangen. 
S ie  ist fü r die Bemessung der nominellen Anteile der Leistenden am  
Gegenwert der gesamten Leistung entscheidend, die sich in  den B e­
trieben, gemäß der in  ihnen gegebenen B edingungen und der Zusam ­
mensetzung der Betriebsgemeinschaft ausw irkt. D ie G rundlage b il­
den die Exiftenzminima der verschiedenen Schichten. Jedes M in i­
m um  dieser A rt m uß dabei so aufgefaßt sein, wie es weiter oben au f 
S .  37 schon beschrieben ist.

D ie G üterfront ist die G liederung der werterzeugenden W irtschaft 
nach Geschäftszweigen und Geschäftszweiggruppen. D ie letzten bil­
den zusammengehörige Geschäftszweige in  der Vertikalen. D er erste 
von solchen steht der N a tu r a ls  Geberin, der letzte dem Konsumenten 
a ls  letztemAbnehmer gegenüber. D e rP re is , den derKonsument zahlt, 
enthält den Lebensraum für die Betriebe aller Geschäftszweige, die in 
der Vertikalen einander folgen. D ie Form  dieses R au m s ist die der 
S p an n en . Alle S p an n en  zusammengenommen sind der P re is , den 
der Konsument zahlt. E r ist in  die S p an n en  der in  der Arbeit ein­
ander folgenden Geschäftszweige aufgeteilt zu denken. D ie Betriebe 
aller Geschäftszweige haben au s ihrer S p an n e  die Gegenwerte fü r 
die Leistungen ihrer Angehörigen, Arbeitnehmer wie Unternehmer, 
zu bestreiten. D ie Berechnung der S p an n e  hat von dem E rlö s  für die 
M engeneinheit des veräußerten G utes alle dafür beschafften Frem d­
werte abzusctzen, seien es S to fs-, Leistungs-, Abnützungs- oder Nutz­
werte. E s  zeigt sich auf diese Weise, daß die S p an n e  gleich dem Ve- 
triebsertrage ist und daß im P re is  beim Konsumenten die E rträge 
aller vertikal geschalteten werterzeugenden Betriebe a ls  ihnen ge­
gebener Lebensraum enthalten sein müssen.

6 N., D.W.



D ie G üterfront kann auch a ls  M arktfront bezeichnet werden. D a s  
„W eshalb" ist ohne weiteres klar. M a n  könnte auch Geschäftsfront 
oder K artellfront sagen.

D ie K räftefront enthält die H aushalte  in der ihnen eigenen G rup­
pierung. E s sei für diese nochmals auf die A usführungen über die 
H aushaltstatiftik weiter oben hingewiesen. I n  ihr äußern sich B e­
dürfnisse und B edarf. I n  ihr begegnen sich auf dieser B asis die K auf­
kraft, die in  der A rbeitsfront gewonnen ist, m it den G ütern  au s  der 
G üterfron t. E s  m uß sich hier zeigen, ob die Arbeitenden durch richtige 
Abstufung der W erte für die Leistungen einerseits und fü r die fer­
tigen G üter andererseits sowie durch richtige Zwecksetzung fü r die 
A rt der Leistungen und fertigen G üter durch ihr eigenes Leben volle 
Beschäftigung finden, wie es natürlich und selbstverständlich ist, oder 
ob Kräfte ungenutzt bleiben, obwohl B edarf vorhanden ist, n u r w eil 
die W irtschaft nicht stimmt. D ie K räftefront kann deshalb auch a ls  
F ro n t der endgültigen Abstimmung der W irtschaft bezeichnet werden.

D ie Menschen, die in  den drei F ronten wiederkehren, sind die­
selben, und doch kann keine von ihnen entbehrt werden, w enn die 
W irtschaft stimmen soll. Aber die A rbeitsfront steht in  Abhängigkeit 
zur G üterfron t, w eil die Einzelleiftungen in die Betriebsleistungen 
eingehen. S ie  steht auch in  einem A bhängigkeitsverhältnis zur 
K räftefront, w eil dort sich entscheidet, ob die K räfte zur Arbeit a u s ­
reichen werden. D ie G ütersront ist abhängig von der A rbeitsfront, 
w eil sie von ihr die Leistungen erhält und m it Gegenwerten belastet 
w ird , und auch von der K räftcfront, w eil dort entschieden w ird , ob 
die Preise, die gemacht und bezahlt worden sind, auch Deckung fin ­
den. Auch bei der K räftefront zeigt sich ein doppeltes Abhängigkeits­
verhältn is : es fragt sich, ob die Kaufkraft au s  der A rbeitsfront a u s ­
reichen w ird , die Preise der M arktsront zu bezahlen. D abei ist es 
entscheidend, wie oben schon ausgesührt, fü r welche Zwecke die Kräfte 
eingesetzt und wie die Gegenwerte abgestuft sind.

E s  ist offenbar, daß alle drei F ron ten  E inheit sind, obwohl sie sich 
nicht gegenseitig vertreten können. D ie G rundlagen fü r die Lei-



ftungsw erte der A rbeitsfront bedürfen der Bestätigung durch d as  
S tim m en  in  den Gliedern der K räftefront, den H aushalten , und 
diese kann n u r auf dem Wege über die G üterfron t erfolgen.

B ei dem ständischen Aufbau dürfte w eiter zu beachten sein, daß 
die A rbeits- und die G üterfron t zusammengenommen die werterzeu­
gende W irtschaft darstellen, aber au f verschiedene W urzeln  zurück­
gehen: die erste au f die kleinsten B erufsgruppen, die letzte auf die 
einzelnen Betriebe. D a s  g ilt, obwohl m an, w enn B erufsgruppen 
geographisch aufgeteilt werden, vom Reich über die Bezirke und O rte 
auch schließlich in  den einzelnen Betrieben landet. D enn es ist dann 
im m er nu r die betreffende V erufsgruppe in  dem einen Betriebe ge­
m eint, die durch die G liederung au s  einem Ortsbereich herausge­
hoben w ird . B ei der G üterfron t sind dagegen die letzte O rgan isa­
tionseinheit keine G ruppen innerhalb eines B etriebes, sondern 
im m er n u r ganze einzelne Betriebe.

D ie K räftefront oder F ro n t der letzten Abstimmung gründet sich 
au f die H aushaltsg ruppen  und in  der geographischen A ufteilung 
schließlich auf die einzelnen H aushalte.

D er enge Zusam m enhang zwischen den F ron ten  läß t es zweck­
m äßig  erscheinen, daß bei den Entscheidungen der O rgane jeder von 
ihnen die Vertreter der ändern Mitwirken. D a s  einheitliche Zusam ­
menwirken m uß außerdem dadurch gesichert sein,daß dieO rgane glei­
chen R anges und gleicher geographischer Reichweite der drei F ron ten  
zur Erledigung gemeinschaftlicher Angelegenheiten ihres Bereichs a ls  
einheitliches Gesam torgan der W irtschaft zusammentreten können.

Außerdem bedarf es einer sich geographisch und sachlich gliedern­
den Beobachtungszentrale außerhalb und unabhängig von den 
F ron ten . S ie  m uß trotz aller G liederung allen drei F ronten  einheit­
lich gegenüberstehen und einen starken Rückhalt am S ta a t  haben. 
I h re  Beobachtungsberichte, deren Hauptgegenftand die Abstim- 
m ungsverhältnisie der W irtschaft sind, gehen an die F ronten , an  die 
berufenen O rgane des S ta a ts ,  an  die W ährungszentrale und an  die 
Wissenschaft. Ih re  Beachtung bei den wirtschaftlichen H andlungen



m uß erw artet werden dürfen. E rfolg t sie nicht, werden von den be­
rufenen O rganen des S ta a ts  M ahnungen und W arnungen zu er­
lassen sein. Schließlich w ird eingegriffen werden müssen. Diese 
Beobachtungszentrale könnte sich au s  einer Zusammenlegung und 
W eiterentwicklung des Reichskuratorium s für Wirtschaftlichkeit und 
des In s ti tu ts  für Konjunkturforschung ergeben.

H inzuzufügen ist dem B ilde der F ronten  noch, daß sich ihr Wesen 
nicht in  dem beschriebenen Wirken und Zusammenwirken erschöpft, 
sondern jede außerdem noch bedeutsame Aufgaben hat. Z u r A rbeits­
fron t gehören vor allem die B eru fs- und Berufserziehungsfragen. 
D ie B erufsvertretungsfragen  sind oben bereits eingeschlossen. D ie 
F ragen  der Betriebsgemeinschaft einerseits, der M arktbedingungen, 
M arkteinrichtungen und Verkehrsgestaltung andererseits gehören 
zur G üterfront. D ie K räftefront hat es m it F ragen  der allgemeinen 
Erziehung, politischen und K ultursragen zu tun .

Nach dieser Skizze m uß abschließend betont werden, daß die stän­
dische Entwicklung nu r von einem Geist getragen sein kann, der or­
ganisch eingestellt ist. Diese organische Einstellung leugnet nicht, 
daß jeder Einzelne ein G anzes ist, aber sie sieht in ihnen auch G lie­
der umfassenderer Einheiten, von denen, zusammenfassend, vor 
allem die N a tion  hervortritt. D ie N ot der Zeit betont die E rhaltung  
und Entwicklung der größeren Ganzen mehr denn je. E s  geschieht, 
soweit die W irtschaft dabei in  Frage steht, au s  den Schwierigkeiten 
heraus, die die A rbeitsteiligkeit ermöglicht und die B lindheit der 
Menschen und ihre Unfähigkeit sich einzugliedern in privatem  E go is­
m u s herbeigeführt hat.

D ie nationalsozialistische R evolution hat an  allen Ansatzpunkten, 
die die bisherige Darstellung bloßgelegt hat, bereits kräftig zu w ir­
ken begonnen. S ie  ist richtig von der S innw idrigkeit ausgegangen, 
daß Leistungsfähigkeit frei ist und gleichzeitig der B edarf schrumpfen 
m uß, weil die B efriedigungsw erte nicht beschafft werden können. 
D er A ngriff aus diese Erscheinung hat folgerichtig dazu geführt, den 
ständischen Aufbau der W irtschaft vorw ärtszutreiben. D a s  ist zu-



Nach S. 85, Absatz 3, ist einzufügen:
Die im Aufbau weit fortgeschrittenen Stände des Handels, des 

Handwerks und der Industrie gehören zur Güterfront. Beim Nähr- 
stand steht die Seite der Werterzeugung im Vordergründe.



nächst sehr temperamentvoll geschehen und dann in  ruhigere B ahnen 
gelenkt worden. Aufgehalten kann die V orw ärtsbew egung nicht 
werden. D azu ist der Druck in  dieser Richtung, den die nichtftim- 
mende W irtschaft enthält, zu stark und zu nachhaltig, sein Ende nicht 
abzusehen.

D ie Fortschritte sind an  jeder der drei F ronten  festzustellen, die 
beschrieben worden sind. Der Aufbau der A rbeitsfront ist begonnen. 
E r  hat die bisherigen B erufsverbände erfaßt und es scheint, daß 
Schwierigkeiten entstanden sind, w eil m an nicht gleich sicher die 
Grenze zwischen A rbeitsfront und G üterfront hat finden können. 
D ie Gcschäftsgruppen sind a ls  Gliederung der ersten jedenfalls un ­
geeignet, während sie zu der der zweiten unentbehrlich sind.

D ie G üterfront hat ihren W eg in  der nationalsozialistischen K ar­
tellgesetzgebung gefunden. D a s  ganze Kartellwesen hat einen Zug 
in  der Richtung auf das Zwangskartell bekommen. Die B ehandlung 
des Kündigungsrechts der M itglieder, die die U m w andlung von 
M itgliederfirm cn in  Außenseiter erschwert, läß t das erkennen. H in ­
zu kommt die Ermächtigung der Regierung, Zwangskartelle in s  
Leben zu rufen oder gewisse Funktionen solcher Kartelle selber a u s ­
zuüben. Diese Zw angskartellierung versteht sich vernünftigerweise 
so, daß vorher die M itte l des freiw illigen Zusammenschlusses er­
schöpft werden, um  zu verhindern, daß die Geschäftszweige sich von 
der gründlichen K lärung ihrer Verhältnisse drücken. F ü r  den Fall 
von S tillegungen  sind V ergütungen ausgeschlossen. D a s  ist ein 
Bruch m it der Übung früherer Regierungen, auch der kaiserlichen, 
durch den die Möglichkeit von P räm ien  fü r Untüchtige und Allzu­
tüchtige beseitigt w ird.

Auch an  der dritten  F ro n t ist es lebendig, und zwar ausgehend 
von den Konsumgenossenschaften. E s  ist die Reichsverbraucher­
genossenschaft, auf die hier hinzuweiscn ist. Freilich dürste es nicht 
bei der Verpachtung der Konsum vereinsläden an  den E inzelhändler 
sein Bewenden haben, sondern es m üßte den Verbrauchern aus 
diesem Wege der volle E in fluß  gegeben werden, den sie a ls  F ro n t der



Kräfte und der endgültigen Abstimmung der W irtschaft brauchen. 
An dieser S telle vor allem kommt es darauf an , die W irtschaft nicht 
auf den Kopf, sondern, Kopf oben, auf ihre Füße zu stellen.

D ie nationalsozialistische B ew egung erstrebt im  tiefsten G runde 
nationalsozialistische Erziehung. E s  ist die zu organischer Einstel­
lung, so w ie es früher schon erörtert ist. D er reine private E go is­
m us ist krankhaft. An seine S telle m uß ein E go ism us treten, der 
das Ganze m it um faßt, von dem die Einzelnen Glieder find. D er 
erste ist der E go ism us des kleinen Ich, der isolierten habgierigen 
Seele, der E go ism us für den, der au s  der Gemeinschaft der anderen 
ein Objekt seiner A usbeutung macht, der E goism us m it dem engsten 
Ziel und doch in ternational, w as Sitz und W irkungskreis an lang t, 
der E go ism us, fü r den die W elt keinen anderen Zweck hat, a ls  ihn 
selbst zu erfüllen, auch w enn sie auf diesem Wege untergeht, der 
E go ism us, der N ationen  a ls  solche nicht begreift, sondern n u r  a ls  
M achtpositionen, Positionen seiner M acht, die sich auf Geldsummen 
stützt, der E go ism us der unheilvollen In itia tiv e . Ih m  gegenüber 
steht der andere, der des weiten großen Ich, das die Gemeinschaft, 
vom einzelnen Gliede a u s  gesehen, ist und das diese wie das einzelne 
Glied a ls  G anzes einschließt, der aufbauende, der organische E go is­
m us, dem innew ohnt, daß d as  Glied nicht gedeihen kann, wenn das 
Ganze untergeht, der E go ism us m it der Leben gebenden In itia tiv e .

D ie Aufgabe, in  den Geist der Gemeinschaft hinein zu erziehen, 
ist das höchste Ziel, das dem N ationalsozialism us gesetzt ist. E s  ist 
seinerseits der G rund, auf dem erst alle anderen erreichbar werden.

D er Prüfstein, daß es erreicht ist, w ird sein, daß die ständischen 
O rgane der W irtschaft nicht erlahmen, Umschau zu halten, ob nach 
der Sicherung des Lebens der N ation  längere Zeit Bedürfnisse der 
Einzelnen unbefriedigt bleiben, die nach gewissenhafter P rü fu n g  im 
Rahm en des größeren Ich ein Recht auf Befriedigung haben. Ge­
schähe dies und häuften sich die Fälle solcher A rt, würde sich darau s, 
wie schon einm al bei den Zünften, die Lockerung und schließlich die



Auflösung der ständischen Organisation vorbereiten. Freilich nicht 
für sehr lange Zeit.

Die ständische Wirtschaft hat immer die Tendenz, sehr lange zu 
dauern, weil ihr der Geist der Gemeinschaft innewohnt. S ie  wird 
ewig sein, wenn sie dem privaten Egoism us durch unbefriedigt blei­
bende berechtigte Bedürsniffe weder R aum  noch Gelegenheit gibt, zu 
neuer Entwicklung anzusetzen. Wieweit sie in der Richtung auf die 
Ewigkeit reichen wird, hängt davon ab, in welchem M aße es gelingt, 
die Kräftefront in sie einzubauen.

W i r t s c h a f t e r  u n d  O r g a n i s a t o r e n ,  v e r g e ß t  n i e ­
m a l s ,  d a ß  d i e  F r o n t  d e r  e n d g ü l t i g e n  A b s t i m m u n g  
d i e  e n t s c h e i d e n d e  ist!



„ D a s  Leben menschlicher Gemeinschaft, d as w ir erhoffen, 
w ird  die N ation , die es a ls  erste verwirklicht, an  die Spitze 
a ller stellen." (Nicklisch 192V in „ D e r  Weg a u fw ä rts! O rgan isation")

Von Professor Or. Or. k. c. H. Nicklisch erschienen früher:

Die Betriebswirtschaft
7. Auflage der „Wirtschaftlichen Betriebslehre" 

8". VIII, 767 Seiten. Geh. R M  16.—, Lwd. R M  18.—
D ie A rbeit zeichnet sich durch eine klare und übersichtliche D arstellung des 
S to ffes  au s , die durch eine Fülle von Übersichten und Aufstellungen be­
sonders geeignet ist, der Absicht des V erfassers entsprechend, das praktische 
Leben zu fördern . . .  Nicklischs B etriebsw irtschaftslehre ist eine wertvolle 
systematische O rdnung und Zusam m enfaffung wirtschaftlicher Erkenntnisse 
U n d  E rfahrungen  für Wissenschaft U n d  P ra x is .  (R uhr- u . Rhein-W irtschaftszeitung)

E s  handelt sich hier im  ganzen nicht um ein Rezeptbuch fü r die P ra x is , son­
dern um einen groß angelegten Versuch, die Zusam m enhänge auf dem Gebiet 
der B etriebsw irtschaft zu untersuchen und im Zusam m enhänge darzulegen. 
D ie  Entwicklung der Verhältnisse hat gezeigt, daß ohne tiefgründige E r ­
kenntnis der Zusammenhänge praktische A rbeit nicht m ehr geleistet werden 
kann. Nicklischs Werk ist h ier ein grundlegender Wegweiser. (B eleg  und B ila n z)

Handwörterbuch der Betriebswirtschaft
I n  V erbindung m it zahlreichen B etriebsw irtschaftern  an  in- und 
ausländischen Hochschulen und a u s  der P r a x is  herausgegeben von

Professor Or. Or. k. L. H. Nicklisch
F ü n f B ände, Lexikon-Oktav, ru n d  4000 S e iten .

M it  1218 A rtikeln, zahlreichen Abbildungen, Skizzen und Tabellen 
im  T ext, einem A utoren-, Sach-, Schlagw ort- und Personenregister

Die fünf Bände in Gzl. R M 135.—, in Halbleder R M  160.—
D urch das Handw örterbuch der B etriebsw irtschaft ist fü r Wissenschaft und 
P r a x is  ein Nachschlagewerk geschaffen w orden, d as über geradezu alle 
F ragen , die auf kaufmännischen und verw andten Gebieten auftauchen, sach­
kundige A ntw ort gibt. (Archiv für RevisionS- und Treuhandivesen)

Nicklisch hat m it der H erausgabe seines H andw örterbuches eine T a t  voll­
bracht. E r  schuf ein Werk, das sehr gefehlt hat, d as in  seiner A rt einzig 
ist und dessen Besitz jedem dringend gewünscht werden kann, der nicht n u r  
B e trieb sa rb e it leistet, sondern auch eine wissenschaftliche Einstellung zu ih r 
ha t oder sucht. (Zeitschrift für O rganisation)

C. E.  P o e s c h e l  V e r l a g  / S t u t t g a r t



Weitere Veröffentlichungen von P rof.O r.O r.k . c. H.Nicklisch

Der Weg aufwärts! Organisation
2. neubearb. Auflage. 8°. 134 Seiten. Gebunden R M  3.50

Bei seinem Erscheinen war dieses Buch von einer seltenen, richtung­
gebenden Bedeutung, in nicht minderem Grade aber gibt es jetzt wieder 
eine Fülle von Anregungen in einer Zeit, die mit Organisationsfragen 
erfüllt is t. . .  . Zu dem Titel „Der Weg aufwärts!" sagt der Verfasser, 
die Gesetze der Organisation weisen ihn uns. Es ist nicht der Weg der 
Technik, sondern der des Gewissens. Eine ernste Mahnung! . . . .

(Deutsche Handelswarte)

Grundfragen für die Betriebswirtschaft
6 Vorträge 

3 0 . 70 Seiten. Geheftet R M  1.80

Ein in Form und Inha lt gleich vollendeter Überblick über die aufgeworfenen 
Fragen. Nur einer, der nicht bloß die ganze Entwicklung der jungen be­
triebswirtschaftlichen Wissenschaft von ihren Anfängen an in eigener Person 
mitgemacht, sondern auf diese Entwicklung auch bestimmenden Einfluß 
genommen und oft ihren Weg vorgezeichnet hat, konnte dieser Aufgabe 
gerecht werden. Die ungewöhnlich inhaltsreiche und anregende kleine Schrift 
sei bestens empfohlen. (Das System)

Vom Studium der Betriebswirtschaftslehre
2. Auflage. 8". 16 Seiten. Geheftet R M — .15

Wohl selten ist aus so kurz bemessenem Raum so überzeugend für den Wert 
dieser Wissenschaft eingetreten worden. Das Heft hat allgemeine Be­
deutung auch für die im praktischen Leben stehenden Volks- und Be­
triebswirte. (Mitteilungen der Handelskammer Breslau)

Kartellbetrieb
Vergriffen. Neue Auflage in Vorbereitung

C. E. Poeschel  V e r l a g /  S t u t t g a r t



Professor Or. v r .  k. c. H . Ni ckl i sch ist Herausgeber 
der Sam m lungen:

D ie Bücher: Organisation
Eine Schriftenreihe

Außer dem hier vorliegenden Band XVII sind bisher folgende Bände erschienen:

I: D er W eg aufw iicts! Organisation. Von Prof. v r .  v r  k. c. H. Nicklisch. Gbd. 
RM 3.50 /  II: D a s Valutarisiko. Von Priv.-Doz. O r K. Schm altz Gbd. RM 4.25 /  
III: Der Mensch a ls  Betriebsfaktor. Von Prof. Or. R. S  e y f fe r t .  Vergriffen /  
IV: Geld a ls  K apital. Von Prof. Or. S . B e r l i n e r .  Geh RM —.75 ,  V: D  D . 
Gilbreth Das Leben eines amerikanischen Organisators Von I .  M, W itte . Lwd. R M 3 .-/ 
VI: D a s R entabililüts» und Wirtschaftlichkeitsproblem. Von Or. O. H um m el. 
Geh. R M 4.— /  VII: Bilanz« und B etriebsanalyse in Amerika. Von Priv.-Doz. 
Or. K. Schm altz. Geh. RM 13.—, Lwd. RM 14.40 > VIII: D. W . Taylor. Der Vater 
wirtschaftlicher Betriebsführung. Von I .  M. W it te .  Geh. RM 2.—, Lwd. RM 3.50 /  
IX: Grundfragen für die Betriebswirtschaft. 6 Vorträge von Prof. Or. Or. k. c. 
H. Nicklisch. Geh.RM 1.80 /  X: Betriebsanalyse. Von Priv.-Doz. Or. K. Schm altz. 
Geh. R M 9 .—, Lwd.RM 10.40 /  XI: Ainanzierung mit Tremdkapital. Von Dipl.- 
Kfm. Or. K. S a n d ig .  Geh.RM  5.40 /  XII: Tinanzierungsproblem e im Außen­
handel. Von Priv.-Doz Dipl.-Kfm. Or. W. S c h u s te r . Geh. RM 6.10 /  XIII: I n ­
vestment Trusts. Von Dipl.Kfm. Or. H. S e isch ab . Geh. RM 8 .7 5 / XIV: System  
der P re isp o litik  im Zeitungsgewerbe. Von Dipl.-Kfm. Or. I .  U h lig . Geheftet 
RM 7 — /  XV: Die schaubildllche Erfassung und Untersuchung der B etr ieb s­
organisation. Von Dipl.-Hdl. O r F . N o rd  sieck. Kart. RM 14.— /  XVI: D a s M e- 
thodenprodlem in der Einzelwirtschaftslehre. Von Dipl-Kfm. Or. F r itz  S c h ö n ­

p f lu g . Geh. RM 17.50, Lwd. RM 20.—.

Produktionsprozesse
E s liegen 6 Hefte vor. Verzeichnis kostenlos 

Professor O r. O r. li. c. H. Ni ckl i sch  ist Mitherausgeber von

D ie Betriebswirtschaft
Zeitschrift für Handelswissenschast und Handelspraxis

Herausgegeben von Prof. Or. Or. li. c. H. Ni c k l i s  ch / Prof. Or. G e o r g  O b s t  / 
Prof. Or. O. Hummel / Prof. Or. E. Pape / Prof. Or. B. Penndorf / Prof. Or. K. Rößle / 

Prof. Or. R. Seyffert / Prof. Or. F. Werner
S c h r i f t l e i t u n g :  Priv.-Doz. Or. K. Schm altz 

Jährlich 12 Hefte im Format Din ^  4 
Bezugspreis vierteljährlich RM 5.—, Einzelhefte RM 2.— /  Probehefte kostenlos

Besonders hinqewiesen sei auf den programmatischen Aufsatz von Professor 
O r. O r. k. c. H. Nicklisch in Heft 7. 1933:

D ie Betriebswirtschaftslehre im nationalsozialistischen S taa t
P r o s p e k t e  k o s t e n l o s !

C. E. P o e s c h e l  V e r l a g  / S t u t t g a r t
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